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Neuerscheinung 

Henning Eichberg 

Abkoppelung 

Nachdenken über die neue deutsche Frage 

Die neue deutsche Frage ist nicht mehr die alte. Warum, wieso, weshalb? In kreisen- 
den Bewegungen nähert sich dieser Band der Aktualität der nationalen Frage in 
Deutschland. Was ist die nationale Identität allgemein vor dem Hintergrund des indu- 
striellen Rassismus und vor dem Horizont des Exterminismus, des massakrierenden 
Staats, der massakrierenden Konzerne 7 Wenn der Totalitarismus des 21 Jahrhunderts 
auf uns zukommt: Welche Hoffnungen liegen dann in einer nationalen 'Balkanisierung 
lür jedermann', im Weg zu kleineren Einheiten? 

Der Hauptinhalt nationaler Demokralie, so ergibt sich aus einem hislorischen Durch- 
gang, ist nicht Einheit (im Großstaat), sondern Vielfalt und Abkoppelung Was folgt dar- 
aus für die Linke, die sich allzuoft in den Sog der Zentralisierung, unter die Faszination 
des Großen und des Bestehenden begeben hat? Wenn neue Linke, Alternative, Grüne 
und Friedensbewegung jüngst die deutsche Frage autgegriflen haben, so ist das nicht 
nur eine Chance sondern auch eine Herausforderung zur Selbstveränderung des lin- 
ken Diskurses. 

Und was ergibt sich daraus für die deutsche Frage heute? Wenn es nicht primär um 
Wiedervereinigung im größeren Staat, sondern um Abkoppelung geht: Welche spe- 
ziell deutsche Irritation liegt darin, aber auch welche speziell deutsche Chance? Die 
Nichtaner- 
kennung der westdeutschen Bundesrepublik? Wer Volk' sagt (also Deutschland ), hat 
den Staat schon in Frage gestellt Die Abkoppelung von den Blöcken? Dann ist 
Deutschlands Platz wohl an der Seite der Dritten Welt. 

Die nationale Dimension ist |edoch nicht nur ein Problem der hohen Politik und der 
abgehobenen Theorie, sondern sie nimmt ihren Ausgangspunkt in der Betroffenheit 
des einzelnen, seiner Sprache; seinem Körper, seinem Wohnen in der alltäglichen 
Kolonialisie- 
rung der Lebensbezüge, in Entfremdung und Identitätssuche hier und jetzt. Sind natio- 
nale Betroffenheit und Identität vielleicht auch Anzeichen dafür, daß die nationale Fra- 
ge ihren geschlechtspolitischen Ort wechselt? Vaterland oder Muttersprache - 
welches Geschlecht hat die Nation? Hier geht es wider das patriotische Mißverständ- 
nis der nationalen Frage 

Der Blick des Vaterlandes ist ein solcher der geraden Limen: Ordnung schaffen und 
Grenzen befestigen. Einheit herstellen und Strategien planen, mehr produzieren und 
wirksam kolonisieren. Das Volk aber lebt sein Leben in den krummen Linien der Dia- 
lekte. der Regionen und der alltagskulturell einander überlappenden Lebensformen. 
Hat die nationale Identität einen matriarchalischen Kerrf? Ist es gerade dies, das Volkli- 
che, das gegen das 21 Jahrhundert hin als Gegenkraft gegen den industriellen Totali- 
tarismus Gewicht erhält? Und erhält damit die nationale Frage gerade auch deshalb 
neue Bedeutung, weil sie eben eine (permanente) Frage ist? Auch das Fragezeichen 
ist krumm 
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Editorial 



Nach von Weizsäckers Besuch in Moskau sind die oftmals hinter vorgehaltener Hand geäußerten Erwartungen und Hoff- 
nungen, die Sowjetunion werde in nicht allzu ferner Zukunft die deutsche Karte im Poker der Großmächte spielen, fast 
schlagartig verstummt. Gorbatschows Hinweis auf angeblich unveränderbare Realitäten, die der Ausgang des Zweiten 
Weltkrieges den Deutschen gebracht habe, konnte jedoch nur jene überraschen, die in der neuen Politik der Sowjetunion 
mehr sehen wollen, als den großangelegten Versuch einer angeschlagenen Supermacht, ihre innergesellschaftlichen wie 
außenpolitischen Probleme mit zeitgemäßeren Mitteln zu lösen. 

Michail Gorbatschow handelt so wie er handelt nicht, weil sich die politische Moral der Führung des Giganten Sowjet- 
union grundlegend geändert hat, sondern weil ökonomische Ineffizienz und technologische Rückständigkeit »Glasnost« 
und »Perestroika«, Offenheit und Umgestaltung als funktionale Elemente der Staatsführung zwingend gebieten. Nicht 
die Vision eines demokratischen Sozialismus oder einer an den Menschenrechten und dem Selbstbestimmungsrecht der 
Völker orientierten Politik leiten den ersten Mann im Kreml, sondern die Angst vor dem sichtbaren Niedergang der So- 
wjetunion als Weltmacht. Wenn man sich diese schlichte Tatsache vor Augen hält, die Machterhaltungsinteressen der 
Großmacht Sowjetunion also zum Ausgangspunkt der politischen Analyse macht, läßt sich auch die zukünftige sowjeti- 
sche Deutschlandpolitik realistischer einschätzen. 

Es ist noch immer das Primat der Außenpolitik, das die Entscheidungen für die innergesellschaftlichen Entwicklungen 
diktiert. Die Sowjetunion steht heute — daran läßt sich nicht deuteln — außenpolitisch unter größerem Druck als noch 
vor ein oder zwei Jahrzehnten. Die veränderten militärstrategischen Positionen der USA seit dem Amtsantritt Reagans 
(Stationierung der Mittelstreckenraketen in Europa, Entwicklung von Weltraumwaffensystemen, Air-Land-Battle-Kon- 
zept, stärkeres militärisches Engagement in gefährdeten Regionen der Dritten Welt usw.) haben den politischen Hand- 
lungsspielraum der Sowjetunion eingeengt. Ökonomische Überlegenheit und technologischer Vorsprung der USA wirken 
sich direkt militärstrategisch aus. Die von den Sowjets erkannte Gefahr des Totgerüstei Werdens ist heute offensichtlich 
bewußt eingesetztes Element in der machtpolitischen Glogalstrategie der USA. 

Vollkommen ohne Wertung kann man feststellen, daß die USA sich seit Jahren auf der Linie eines strukturellen Expan- 
sionsimus bewegen, während sich die Sowjetunion in die Defensive gedrängt sieht. So lag die Wiederaufnahme der Abrü- 
stungsverhandlungen in Genf in erster Linie im Interesse der Sowjetunion. Der militärisch-technologische Rückstand 
des Ostens ist — wenn sich auf politischem Wege keine Atempause erreichen läßt — uneinholbar. Auch Gorbatschows 
Versuch, die Wirtschaft der Sowjetunion effizienter zu gestalten, läßt sich ohne grundsätzliche, das kommunistische Sy- 
stem in seiner zentralistisch-planwirlschaftlichen Struktur gefährdende Änderungen nicht durchsetzen. Hierzu fehlt Gor- 
batschow offenbar der Wille. Seine Reformvorschläge betreffen in erster Linie die Leitungs- und Überwachungsfunk- 
tionen eines grundsätzlich maroden Systems. Nein, die Lage der Sowjetunion läßt sich militärisch und ökonomisch nicht 
aus sich selbst heraus verbessern. Die östliche Supermacht ist darauf angewiesen, die politischen Trümpfe, die ihr der 
Ausgang des Zweiten Weltkrieges in die Hand gegeben hat, ins politische Spiel zu bringen. 

Die Ausgangsposition für eine Verbesserung der sowjetischen Sicherheitslagc in Europa ist auf der politischen Ebene 
außerordentlich günstig. Das Abkommen von Jalta, das die Aufteilung der Einflußsphären in Europa begründete, ist 
westlicherseits unangefochten. Es entspricht auch der Intercssenlage der USA. Die durch Deutschland gezogene System- 
grenze ist stabil, so sehr sie auch von den Deutschen diesseits und jenseits des Eisernen Vorhangs abgelehnt wird. Es 
gibt derzeit keine westliche Regierung, die aktiv auf die Überwindung der Trennung unseres Kontinents hinarbeiten wür- 
de. Es herrscht Ruhe an der Systemfront. Andererseits zeichnen sich langfristig machtpolitische Verschiebungen ab, die 
die Sowjetunion mit großer Wahrscheinlichkeit zu einer Änderung ihrer West- und Deutschlandpolitik führen wird. Die 
USA zeigen zunehmend Tendenzen, das Schwergewicht ihrer militärischen und wirtschaftlichen Strategien schrittweise 
in andere Sphären der Welt zu verlegen (Pazifik, Golfregion, Mittel- und Südamerika), ln dem Maße, in dem die US- 
Amerikaner mit wachsendem politischen und wirtschaftlichen Selbstbewußtsein der Europäer konfrontiert werden — 
der zunehmende US-Protektionismus signalisiert bereits tiefergehende Risse — •, wächst die Chance der Sowjetunion als 
kontinental-europäische Macht, politische Trümpfe ins Spiel zu bringen, die ihre militärische und wirtschaftliche Situa- 
tion entscheidend verbessern könnte. 

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum die Sowjets die deutsche Karte noch nicht spielen. Die Genfer Ver- 
handlungen verlaufen für die Sowjets günstig. Ein Abkommen über Mittelstreckenraketen mit den Amerikanern steht 
unmittelbar bevor. Der freiwillige Verzicht der Bundesregierung auf die Modernisierung der Anfang der 90-er Jahre aus- 
laufenden Pershing-1 A-Raketen (deren atomare Sprengköpfe ohnehin unter Verschluß der Amerikaner stehen) ist voll im 
Sinne Moskaus. Eine Notwendigkeit, politische Trümpfe aus der Hand zu geben, besteht zur Zeit nicht. 

Nach Abschluß der Genfer Verhandlungen sieht dies wieder anders aus. Die Sowjetunion wäre dann Ln der Lage, die 
Phase einer operativen Westpolitik einzuleiten. Es gehört wenig prophetische Gabe dazu vorherzusehen, daß sich dies 
über eine starke Ausdehnung der Wirtschaftsbeziehungen zu den westeuropäischen Ländern ankündigen wird. Die BRD 
wird dabei eine zentrale Stellung einnehmen. Technologietransfer und Wirtschaftsabkommen werden bald an die Gren- 
zen stoßen, die von NATO-Interessen vorgezeichnet sind. Die »unabänderlichen Realitäten in Europa«, von denen Gor- 
batschow gegenüber von Weizsäcker gesprochen hat, erweisen sich dann als das entscheidende Hindernis einer operativen 
Westpolitik der Sowjetunion. Jede Sowjetführung — mit oder ohne Gorbatschow — muß dann den letzten Trumpf, die 
deutsche Karte, ausspielen. Ein Neuvereinigungsangebot — verbunden mit der Forderung nach Neutralität — brächte 
der Sowjetunion enorme Vorteile und den Deutschen die nationalpolitische Jahrhundertchance. Wie sich die Mehrheit 
der Deutschen dann entscheiden wird, darüber dürfte (trotz Kohl und seiner atlantischen Riege) kein Zweifel bestehen. 
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Siegfried Richar: 
Deutschland innerhalb 
der Abkommen der vier 
Siegermächte 



Werner Olles 

Zur Problematik »Dritter Weg« — 
Neutralität für Deutschland? 



Am 3. Februar 1958 forderte der So- 
zialdemokrat Fritz Erler auf dem 
»Politischen Forum« des AStA der 
Freien Universität Berlin »ein militäri- 
sches Disengagement in Mitteleuropa 
und eine atomwaffenfreie Zone «. Er- 
ler ging dabei davon aus, daß ein 
nicht-engagiertes — also paktfreies — 
Deutschland weder die Hilfe noch die 
Freundschaft der USA verlieren wür- 
de. Energisch trat er auch dem Glau- 
ben entgegen, die Sowjetunion würde 
niemals etwas aufgeben, was ihr 



nützt. Die Ereignisse in Österreich, 
Finnland und Nord-Persien waren für 
ihn Beweise genug, daß die Sowjet- 
union in geopolitischen Fragen durch- 
aus geneigt war, mit sich reden zu las- 
sen. 

25 Jahre später kam der amerikani- 
sche Autor Bruce Nussbaum zu ganz 
ähnlichen Schlußfolgerungen. In sei- 
nem 1983 erschienenen Buch »Das 
Ende unserer Zukunft« (München: 
Kindler Verlag), dessen Vorwort im- 



merhin vom Leiter des Planungsstabes 
im Auswärtigen Amt, Konrad Seitz, 
stammt, heißt es in dem Kapitel »Der 
Niedergang der Bundesrepublik und 
die Auflösung Europas«: »Mehr und 
mehr träumen die Deutschen davon, 
die Bundesrepublik von den USA ab- 
zukoppeln, sie näher an den Osten 
heranzuführen und schließlich sämtli- 
che Deutschen, die jetzt noch auf Ost 
und West aufgeteilt sind, in einem 
neutralisitschen Staat zu vereinigen.« 
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Noch einmal vier Jahre später 
nimmt die Neutralismus- Debatte an- 
läßlich eines eher zaghaften Vorstoßes 
des CDU-Bundestagsabgeordneten 
Bernhard Friedmann in Sachen Abrü- 
stung und deutscher Wiedervereini- 
gung beinahe gespenstische Züge an. 
Dabei schwebt Friedmann persönlich 
keineswegs ein neutralistisches Ge- 
samtdeutschland vor. Aber bereits die 
Aussage, daß ein »wiedervereinigtes 
Deutschland bündnispolitisch seinen 
Platz selbst zu bestimmen hätte«, ge- 
nügte, um sowohl bei der Regierung 
als auch bei der Opposition wahre 
Stürme der Entrüstung zu entfesseln. 

In diesem Zusammenhang kommt 
dann natürlich die Frage auf, was Po- 
litiker wie Alfred Dregger, Ottfried 
Hennig und Frau Willms — von 
Kanzler Kohl ganz zu schweigen — 
eigentlich bewegt, jeden Versuch, mit 
der Sowjetunion deutschlandpolitisch 
ins Gespräch zu kommen, sofort als 
»Blödsinn« (Kohl) zu denunzieren 
oder wie CDU-Generalsekretär Hei- 
ner Geißler den Deutschen zu emp- 
fehlen, doch gefälligst darauf zu 
warten, bis »die DDR und die anderen 
östlichen Lander Demokratien und 
Rechtsstaaten im westlichen Sinne ge- 
worden sind, (dann) würden die Gren- 
zen ohnehin eine so große Rolle nicht 
mehr spielen.« Und folglich ist für 
Geißler auch nicht die deutsche Tei- 
lung das zentrale Problem, sondern 
» der Gegensatz von Freiheit und Un- 
freiheit in den unterschiedlichen Ge- 
sellschaftsordnungen in Ost und 
West.« 

Dagegen hofft der Präsident des 
Gesamtdeutschen Instituts, Kühn 
(FDP), daß durch die Äußerungen der 
Präsidiumsmitglieder seiner Partei. 
Lambsdorff und Brunner, die FDP 
»wieder an ihre deutschlandpoliti- 
schen Taditionen der fünfziger Jahre 
anknüpfen« könne. Nun kann es mit 
Sicherheit nicht darum gehen, an die 
Erfolglosigkeit der äußerst heterogen 
zusammengesetzten damaligen Neu- 
tralitätsbewegung anzuknüpfen. Im 
Hinblick auf die wiederholt von füh- 
renden Vertretern unseres Gemeinwe- 
sens vorgetragene Absage an jegliche 
nationalstaatliche Souveränitätspoli- 
tik sollten allerdings auch die Neutra- 
litätsbestrebungen der Gruppen und 
Parteien um Gustav Heinemann. Wolf 
Schenke, Ulrich Noack, Theodor Kö- 
gler, Joseph Wirth, Heinrich Chri- 
stian Meier und Erich Arp kritisch 
untersucht werden. Echo und Reso- 
nanz hatten deren Ideen und Theorien 
leider nur bei Teilen der westdeut- 
schen Intelligenz gefunden, während 



z.B. die Gewerkschaften unter ihrem 
Vorsitzenden Ludwig Rosenberg jede 
Zusammenarbeit mit den Neutralisten 
ablehnten und sich dabei staatstra- 
gend auf ihre realpolitische Verant- 
wortung beriefen. 

Die DDR-Führung, für die in der 
ersten Hälfte der fünfziger Jahre die 
Wiedervereinigung und Neutralisie- 
rung Deutschlands zentrales Thema 
und offizieller SED-Kurs war, grenzt 
sich heute von dieser Position ent- 
schieden ab. Auf dem Ende Mai in 
Schwerin stattgefundenen 13. Bauern- 
kongreß behauptete Generalsekretär 
Erich Honecker: »Die DDR und die 
BRD gehörten nie zusammen, es tren- 
nen sie Wehen, die sozialistische und 
die kapitalistische.« Kohl, Genscher 
und Vogel, aber auch die Parteigrünen 
werden diese Aussage mit großer Ge- 
nugtuung und innerer Anteilnahme 
gehört haben. Dies deckt sich nämlich 
inhaltlich genau mit dem, was sie 
selbst — in der Form natürlich alle- 
mal moderater und diplomatischer — 
zu diesem Komplex zu sagen haben. 
Die in Deutschland-West und -Ost 
herrschenden Systeme scheinen nicht 
nur das Geheimnis der ewigen Stabili- 
tät entdeckt zu haben, in den für un- 
sere Nation existenziellen Fragen 
besteht bei ihnen fast schon beängsti- 
gende Gemeinsamkeit, wenn es nur 
darum geht, den Status quo weiterhin 
abzusichern und zu garantieren. 

Wir befinden uns also immer noch 
im Theater der Illusion, in der Welt 
der Lüge. Da fällt es zunehmend 
schwerer, einen klaren Kopf zu behal- 
ten und die Dinge so zu sehen, wie sie 
wirklich sind. Und sie sind wahrhaft 
für jeden gesamtdeutsch Denkenden 
nicht angenehm. Während den Deut- 
schen in der DDR mit allen Mitteln 
ein separates Nationalgefühl einge- 
trichtert wird, haben die Herren in 
Bonn vor, uns total in Westeuropa 
aufgehen zu lassen. Eine Wiederverei- 
nigung — wenn überhaupt — soll es 
nur unter westlicher Vorherrschaft ge- 
ben. Da werden die Sowjets sich aber 
freuen! Für den SPD-Politiker Eppler 
wird es schon deshalb »kein neutrales, 
wiedervereinigtes Deutschland mehr 
geben, weil es niemand mehr will«. 
Die schönste Nation ist die Resigna- 
tion! Und während der universalisti- 
sche Mythos der Linken ganz unge- 
niert mit dem noch gefährlicheren at- 
lantischen Mythos der pro-amerikani- 
schen Rechten korrespondiert, stehen 
in den beiden deutschen Teilstaaten 
die Supermächte, Atomraketen bei 
Fuß. Spricht da ernsthaft noch je- 
mand von Souveränität? Wann ma- 



chen die Deutschen endlich damit 
Schluß, die besten Amerikaner und 
die besten Sowjetrussen Europas zu 
sein? Wann hören wir endlich damit 
auf, unsere eigene nationalpolitische 
Identitätslosigkeit durch immer neue 
Unterwerfungsrituale unter fremde 
Interessen als »Freiheit« mißzuverste- 
hen? 

»Wir haben immer alles besser ge- 
konnt, als wir selbst zu sein«, hat der 
Schriftsteller Martin Walser im Hin- 
blick auf die tragische Suche nach un- 
serer deutschen Identität einmal ge- 
schrieben, und er fügte hinzu, solange 
die nationale Frage unseres Volkes un- 
gelöst sei, »blutet die Wunde namens 
Deutschland weiter«. Wie bezeich- 
nend ist es doch, daß es französische 
Soldaten waren, die im Februar 1984 
in einem Aufruf darauf hinwiesen, 
daß unserer gespaltenen Nation im- 
mer noch das elementare Recht auf 
Selbstbestimmung verweigert wird! 
Im Westen wirtschaftlich und kultu- 
rell von den USA, im Osten ideolo- 
gisch und militärisch von der Sowjet- 
union beherrrscht, drohen die besetz- 
ten Teile Deutschlands zwischen die- 
sen beiden Mahlsteinen zum Mörtel 
einer seelenlosen Einheitswelt zerrie- 
ben zu werden. 

Die Wiederherstellung der nationa- 
len Einheit Deutschlands, dieser ge- 
waltsam geteilt gehaltenen Nation, 
und die Selbstfindung unserer ur- 
sprünglichen Identität werden wir mit 
der Nachahmung des »American way 
of life« und des totalitären Marxismus 
nicht erreichen. Und den Frieden in 
Europa werden wir nur retten können, 
wenn wir das beherzigen, was die Ver- 
fasser des 1978 veröffentlichten »Ma- 
nifests des Bundes Demokratischer 
Kommunisten Deutschlands in der 
DDR« ausdrückten: »Wir sind für 
eine offensive nationale Politik, für 
ein Konzept, das auf die Wiederverei- 
nigung Deutschlands zielt. Dieses 
Deutschland kann und muß eine 
Brücke zwischen Ost und West, ein 
friedensstabilisierender Faktor wer- 
den. Die Slichworte dazu lauten: Ab- 
zug aller fremden Truppen ... Austritt 
aus den Militärpakten . Friedensver- 
träge mit beiden deutschen Staaten, 
Neutralitätsgarantie ... Zulassung aller 
DDR- und BRD-Parteien in ganz 
Deutschland, freie geheime Wählen zu 
einer Nationalversammlung 
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Dr. rer. pol. Bernhard Fried mann (55), Abteilungspräsident a.D. bei der Oberpostdirektion Karlsru- 
he, ist seit 1976 für den Wahlkreis 177 ( Rastatt ) Abgeordneter des Deutschen Bundestages. Er ist 
sowohl Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses zur Bewilligung von Verteidigungsausga- 
ben als auch stellvertretendes Mitglied der CDU/CSU-Fraktion im Verteidigungsausschuß und hat 
seit November 1986 durch seine deutschlandpolitischen Initiativen für öffentliches Aufsehen ge- 
sorgt. Die heftigen Reaktionen aus der eigenen Fraktion — »blühender Unsinn« (H. Kohl) — auf 
das neuerliche Thesenpapier Friedmanns offenbaren zwar dessen Isoliertheit, aber auch die 
deutschlandpolitische Ziellosigkeit der CDU/CSU. 



Bernhard Friedmann 

Die Wiedervereinigung der Deutschen als Sicherheitskonzept 




i. 

Die derzeitige Sicherheits- 
konzeption des Westens 

1. Die Verteidigungsfähigkeit des We- 
stens beruht auf der Abschrek- 
kungsstrategie. Dabei kommt der 
atomaren Komponente entschei- 
dende Bedeutung zu. Durch sie 
wird die Unterlegenheit des We- 
stens auf dem konventionellen 
Sektor ausgeglichen. 

2. Aufgabe der in Westeuropa statio- 
nierten Atomraketen ist es, den 
Aufmarsch des Gegners in dessen 
eigenem Hinterland zu erschweren 
bzw. zu verhindern. 

3. Dies bedeutet, daß dem angreifen- 
den Gegner von dem Gebiet aus 
Gefahr droht, das er angreifen 
will. Im Falle der in der Bundesre- 
publik und einigen anderen west- 
europäischen Staaten stationierten 
Atomraketen kommt hinzu, daß 
diese im Besitz der USA sind. Der 
Einsatz dieser Waffen würde da- 
durch die USA in eine kriegerische 
Auseinandersetzung hineinziehen. 
Somit haften die USA mit ihrer Si- 
cherheit für die unsrige. 

4. Den in den USA und auf U-Boo- 
ten stationierten Atomraketen 
kommt mehr strategische Bedeu- 
tung zu. Im Falle einer kriege- 
rischen Auseinandersetzung in 
Europa können sie, müssen aber 
nicht eingesetzt werden. 

II. 

Auswirkungen der ver- 
schiedenen »Null-Lösungen« 
auf unsere Sicherheit 

1. Der Verzicht auf Mittelstreckenra- 
keten größerer Reichweite (mehr 
als 1 000 km) ist aus europäischer 



Sicht bereits ein Stück Preisgabe 
der abgestuften Abschreckung. 
Dennoch kann er aus politischen 
Gründen erfolgen, da dies die logi- 
sche Folge aus dem seit 1983 reali- 
sierten Nato-Doppelbeschluß ist. 

2. Mindestens aber müßten Mittel- 
streckenraketen kürzerer Reichwei- 
te (500 — 1 000 km) verbleiben, 
wenn die abgestufte Abschreckung 
aus deutscher Sicht noch einen 
Sinn haben soll. 

3. Sollte es nicht möglich sein, Mit- 
telstreckenraketen kürzerer Reich- 
weite zu belassen, blieben nur 
noch Kurzstreckenraketen (bis 500 
km Reichweite) übrig. Ihr Einsau 
würde in erster Linie zu einem 
Atomkrieg auf deutschem Boden 
führen. 

4. Dies kann niemals unsere Bil- 
ligung finden. Deshalb müssen 



wir auf einer Nullösung auch 
bei Kurzstreckenraketen bestehen, 
falls es zu einer Nullösung bei Mit- 
telstreckenraketen kürzerer Reich- 
weite kommen sollte. 

5. Jede Nullösung bei atomar be- 
stückten Raketen — ganz gleich 
welcher Reichweite — läßt die 
Überlegenheit des Ostens bei kon- 
ventionellen Waffen stärker als 
bisher zur Geltung kommen. 

6. Infolgedessen müßte der Osten 
auch konventionell bis zu einem 
Gleichmaß mit dem Westen abrü- 
sten. Die bisherigen Verhandlun- 
gen lassen kein echtes Entgegen- 
kommen des Ostens in dieser Hin- 
sicht erwarten. Folglich müßte der 
Westen konventionell aufrüsten, 
um zu einem ungefähren Gleichge- 
wicht zu kommen. 

7. Dies aber wäre für uns mit wesent- 
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Soldaten der Grenztruppen der DDR an der innerdeutschen Grenze: die Überwindung 
der unmenschlichsten Grenze der Welt muß Aufgabe der Deutschen selbst sein. 



lieh höheren Finanzaufwendungen 
als bisher verbunden. Während wir 
für die direkten Kosten der atoma- 
ren Komponente nicht aufzukom- 
men haben, wären die Ausgaben 
für konventionelle Waffen von uns 
voll und ganz zu tragen. Unser 
Verteidigungshaushalt, der sich al- 
les in allem auf annähernd 60 Mil- 
liarden DM beläuft, ist nicht mehr 
wesentlich steigerbar. 

8. Somit bleibt als Ergebnis aller 
diskutierten Nullösungen in je- 
dem Fall eine Verschlechterung 
der deutschen Sicherheitssitua- 
tion. Hingegen verstärkt sich die 
Offensiv fähigkeit des Ostens rela- 
tiv. Und die Sicherheit der USA 
verschlechtert sich zumindest 
nicht. Zugleich aber koppeln die 
USA ihre eigene Sicherheit teilwei- 
se von der unsrigen ab. Jegliche 
Nullösung liegt damit primär im 
Interesse der beiden Großmächte. 

III. 

Der Zusammenhang 

zwischen Sicherheits- und 
Deutschlandpolitik 

1. Angesichts dieser Entwicklung 
muß die Bundesrepublik in ihrem 
eigenen Interesse eine aktive Rolle 
übernehmen. Sie kann dies, indem 
sic Anstöße zur Beseitigung von 
Spannungsursachen gibt. Waffen 
sind Ausdruck vorhandener oder 
befürchteter Spannungen. Wer von 
Waffen herunterkommen will, 
muß daher Spannungen beseiti- 
gen. 

2. Die deutsche Teilung ist nicht nur 
Folge, sondern auch Ursache von 
Ost-West-Spannungcn. Folglich 
wäre die Wiedervereinigung der 
Deutschen ein Beitrag zu einer ak- 
tiven Friedenspolitik. Sie ist ein 
Weg, um aus der Rüstungsspirale 
herauszukommen. 

3. Zwischen der Sicherheits- und 
Deutschlandpolitik gibt es somit 
direkte Zusammenhänge. Die Wie- 
dervereinigung der Deutschen als 
Sicherheitskonzept ist ein neuer 
Ansatzpunkt zur Lösung unserer 
nationalen Frage. 

4. Wenn es der Sinn der derzeitigen 
Abrüstungsdiskussion sein soll, 
mehr Sicherheit zu schaffen, dann 
muß die Wiedervereinigung der 
Deutschen im Interesse aller nach 
Sicherheit Strebenden, vor allem 
der Großmächte, liegen. Es ist 
Aufgabe deutscher Politik, dieses 
Sicherheitskonzept jetzt offensiv 



in die internationale Politik einzu- 
führen. 

5. Der Anstoß zur Wiedervereini- 
gung muß von uns kommen. 
Adressaten sind die vier Sieger- 
mächte des Zweiten Weltkrieges. 
Wer darauf wartet, daß uns die 
Wiedervereinigung eines Tages auf 
einem »silbernen Tablett« angebo- 
ten wird, wird vergeblich warten. 

6. Bisher galt die deutsche Frage im 
Zusammenhang mit der Entste- 
hung eines Vereinigten Gesamt- 
europas als lösbar. Dies ist ein 
Hinausschieben auf unbestimmte 
Zeit! Warum sollen spätere Gene- 
rationen mehr an unserer Einheit 
interessiert sein als die heutige? 
Das künftige Europa wird ein 
Europa der Vaterländer sein. Dazu 
ist es notwendig, daß die Deut- 
schen vorher zusammenfinden! 

IV. 

Grundzüge eines 

wiedervereinigten Deutschlands 

1. Es versteht sich von selbst, daß 
eine als Sicherheitskonzept ange- 
legte Wiedervereinigung Deutsch- 
lands nur die Bundesrepublik und 
die DDR umfassen kann. Jede an- 
dere Regelung würde angesichts 
der tatsächlichen Situation neue 
Konflikte schaffen und so das Ge- 
genteil bewirken. Für die Bewoh- 
ner der ehemaligen Ostgebiete und 
ihre Nachkommen wäre allerdings 
ein Höchstmaß an Freizügigkeit 
auszuhandeln. 

2. Ein wiedervereinigtes Deutschland 



muß aus freien und geheimen 
Wahlen hervorgehen. Es hätte sei- 
nen Standort selbst zu bestimmen. 
Von den Mehrheiten her wäre sein 
Platz zweifellos an der Seite des 
Westens. 

3. Auf dem Weg des Zusammenwach- 
sens sind verschiedene Modelle 
denkbar. So könnte man sich zu- 
nächst ein loses Nebeneinander 
zweier relativ selbständiger Teil- 
staaten vorstellen, die bestimmte 
Einrichtungen gemeinsam haben. 
Aber auch eine Konföderation 
oder ein Bundesstaat wären auf 
dem Weg zur Einheit denkbar. 

V. 

Sind unsere Verbündeten 

für eine Wiedervereinigung 

zu gewinnen? 

1. Es wird immer wieder behauptet, 
daß unsere Verbündeten an der 
Wiedervereinigung der Deutschen 
nicht interessiert seien. Dabei wird 
vor allem darauf verwiesen, daß 
ein wiedervereinigtes Deutschland 
wirtschaftlich zu stark würde. 

2. Tatsächlich haben sich unsere Alli- 
ierten seit dem Zweiten Weltkrieg 
immer wieder verpflichtet, die 
Deutschen bei der Wiedervereini- 
gung zu unterstützen, ln jüngster 
Zeit kam diese Absicht z.B. in der 
Rede des amerikanischen Präsi- 
denten Ronald Reagan zum 40. 
Jahrestag vor der UNO zum Aus- 
druck, ebenso in den Abrüstungs- 
gesprächen der britischen Premier- 
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ministerin Margret Thatcher bei 
Gorbatschow. Der französische 
Staatspräsident Mitterand hat sich 
mehrfach positiv zur Wiederver- 
einigung geäußert, wie auch der 
französische Außenminister vor 
kurzem in Warschau. 

3. In ihrem offiziellen Bekenntnis zur 
Wiedervereinigung der Deutschen 
gehen die westlichen Verbündeten 
davon aus, daß ein wiedervereinig- 
tes Deutschland seinen Platz an 
der Seite des Westens haben werde. 
Dies liegt auch in unserem Interes- 
se und erscheint möglich. 

4. Insbesondere die Entwicklung in 
den USA sollte uns stärker auf un- 
sere eigenen Interessen konzentrie- 
ren: Das hohe Haushaltsdefizit in 
den USA wird zu Einsparungen 
führen, die vor allem den Verteidi- 
gungshaushalt und hier wiederum 
die bei uns stationierten Truppen, 
treffen. Immer mehr fragt man 
sich in den USA, weshalb 240 Mil- 
lionen Amerikaner 320 Millionen 
Europäer verteidigen müssen, ob- 
wohl wir blühende Volkswirtschaf- 
ten haben. Die Interessen der USA 
richten sich zunehmend stärker 
auf Asien, worunter das Interes- 
se an Europa zu leiden beginnt. 
325 000 amerikanische Soldaten, 



die mit ihren Angehörigen in 
Europa stationiert sind, fragen 
nach dem Sinn ihrer Aufgabe und 
werden selbst danach gefragt. 
Amerikanische Politiker fragen 
immer hartnäckiger, weshalb die 
europäischen Partner nicht einmal 
2,5 % ihres Sozialprodukts für 
Verteidigung ausgeben, während 
sie selbst mehr als 6 % dafür ver- 
wenden. Solche Überlegungen, die 
durchaus verständlich sind, müs- 
sen uns hellhörig machen und soll- 
ten uns stärker auf unser deutsches 
Interesse hinlenken. In Reykjavik 
kam lediglich die Spitze des Eis- 
bergs zum Vorschein! 

VI. 

Kann die UdSSR 

für die Wiedervereinigung der 

Deutschen interessiert werden? 

1. Es wird immer wieder behauptet, 
daß die Sowjetunion noch nie ein 
I.and herausgegeben habe, daß sie 
einmal im Zugriff hatte. Dies 
stimmt so nicht! Sie hat Österreich 
freigegeben, wenn auch um den 
Preis der Neutralität. Aus Ägyp- 
ten, wo sie schon festen Fuß gefaßt 
hatte, hat sie sich ebenfalls zurück- 
gezogen. Offensichtlich bereitet sie 



auch in Afghanistan Absetzbewe- 
gungen vor. 

2. In der Geschichte war Rußland 
keineswegs ein Gegner der deut- 
schen Einheit. Das (allerdings) za- 
ristische Rußland stand wohlwol- 
lend zur Seite, als das Bismarck’ 
sehe Reich entstand. Selbst nach 
dem Zweiten Weltkrieg wollte Sta- 
lin an einem zusammenhängenden 
Deutschland festhalten, weil er 
sich davon größere Reparations- 
zahlungen versprach. Und auch 
heute noch geht die UdSSR rein 
juristisch von Deutschland als 
Ganzem aus. 

3. Der mit der KSZE und mit KVAE 
in Gang gekommene Prozeß muß 
letztlich zur Selbstbestimmung der 
Völker führen. Genau dies wollen 
wir auch für die DDR. Und die 
UdSSR hat sich an den Konferen- 
zen beteiligt und hat die Schlußak- 
te unterzeichnet! 

4. Fast jedes Nato-Land hat einen 
eigenen Status. So gehört z.B. 
Frankreich nur politisch, nicht 
aber militärisch zur Nato, ln Nor- 
wegen und Dänemark dürfen 
Truppen anderer Nato-Länder nur 
zu Manövern weilen. Atomwaffen 




SiUblockade am LIS-Raketenstüt/punkt Mutlangen: Besinnen auf den patriotischen Kern der Friedensbewegung — deutsche und 
amerikanische Sicherheitsinteressen driften auseinander. 
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dürfen dort nicht gelagert werden. 
Kanada, ein sehr treues Nato- 
Mitglied, befaßt sich überhaupt 
nicht mit Atomwaffen. Etc. Dies 
bedeutet, daß es genügend Ver- 
handlungsspielraum gibt, um Vor- 
stellungen der UdSSR bezüglich 
eines wiedervereinigten Deutsch- 
lands entgegenzukommen. 

5. Die russische Volkswirtschaft ist in 
den letzten Jahren stark gegen- 
über westlichen Volkswirtschaften 
zurückgefallen. Setzt man die 
Summe der Sozialprodukte der 
UdSSR, der USA, der EG und Ja- 
pans gleich Hundert, so hatte die 
UdSSR im Jahre 1960 daran einen 
Anteil von 28 %, im vorletzten 
Jahr nur noch von 12 %! Dies 
heißt, daß auch die UdSSR schwer 
an ihrer Rüstungslast trägt. Die 
russische Bevölkerung verlangt 
aber immer drängender einen hö- 
heren Lebensstandard. Dieser For- 
derung kann die Regierung der 
UdSSR nur entsprechen, wenn die 
Rüstungslast gesenkt wird. Dies 
wiederum ist möglich, wenn die Si- 
cherheit z.B. durch die Wiederver- 
einigung Deutschlands steigt. 

6. Die DDR ist zweifellos ein ökono- 
misch wichtiger Partner für die 
UdSSR. Ein wiedervereinigtes 
Deutschland könnte aber der 
UdSSR wirtschaftlich noch mehr 
cntgcgenkommen! 

vn. 

Schluß 

Der Zusammenhang zwischen Sicher- 
heits- und Deutschlandpolitik muß er- 
kannt, verdeutlicht und genutzt wer- 
den! Noch niq war die Chance so 
günstig, die Lösung unserer nationa- 
len Frage im Interesse aller Beteiligten 
voranzubringen. Als Sicherheitskon- 
zept ist die Wiedervereinigung die lo- 
gische Fortsetztung des mit der Ab- 
rüstungsdiskussion in Gang gekom- 
menen Bemühens um mehr Sicher- 
heits. Es ist legitim, daß die Super- 
mächte primär ihre Interessen sehen. 
Um so wichtiger ist es dann aber, daß 
wir unser deutsches Anliegen selbst, 
d.h. operativ, in die internationale Po- 
litik einführen. Ein erster Schritt in 
diese Richtung könnte darin bestehen, 
daß die Bundesregierung den ameri- 
kanischen Präsidenten ersucht, die 
Wiedervereinigung der Deutschen als 
Sicherheitskonzept in die derzeitigen 
Abrüstungsverhandlungen in Genf 
einzubringen und darüber hinaus bei 
dem in Aussicht genommenen Ge- 
spräch mit Gorbatschow anzuspre- 
chen. 
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Und als wir ans Ufer kamen 



Wolf Biermann 



Und als wir ans Ufer kamen 
Und saßen noch lang im Kahn 
Da war es, daß wir den Himmel 
Arn schönsten im Wasser sahn 
Und durch den Birnbaum flogen 
Paar Fischlein. Das Flugzeug schwamm 
Quer durch den See und zerschellte 
Sachte am Weidenstamm 

- am Weidenstamm 



Was wird bloß aus unsern Träumen 
In diesem zerrissnen Land 
Die Wunden wollen nicht zugehn 
Unter dem Dreckverband 
Und was wird mit unsern Freunden 
Und was noch aus dir, aus mir - 
Ich möchte am liebsten weg sein 
Und bleibe am liebsten hier 
- am liebsten hier 
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Dr. rer. pol. Günter Kieliling, 1925 in Frankfurt geboren. 1954 Eintritt in den BGS, 1956 Übertritt 
in die Bundeswehr. Kommandeur des Panzergrenadierbataillon 62 und der Panzerbrigade 15, 1971 
Brigadegeneral, 1976 Generalmajor, 1979 Generalleutnant, 1982 bis 1984 deutscher Stellvertreter des 
NATO-Oberbefehlshabers in Europa. 



Günter Kießling 

Abrüstung und deutsche Frage 

Wohl nie zuvor wurde Abrüstung so leidenschaftlich diskutiert wie in den letzten Wochen und Monaten, ausgelöst durch 
Gorbatschows Glasnosl und die damit verbundene Null-Lösung. Wie eine Bombe platzte in diese öffentliche Diskussion 
hinein im Mai die Forderung des CDU-Bundestagsabgeordneten Friedmann, der Bundeskanzler solle hier die deutsche 
Frage einbringen. Der Kanzler wies diesen Vorschlag als »blühenden Blödsinn « zurück. Und fast alle Spitzenpolitiker 
beeilten sich, Fried mann als Störenfried abzustempeln und ihm vorzuwerfen, mit seinem Vorstoß würde er die anlaufen- 
den Abrüstungsverhandlungen stören, wenn nicht gar blockieren. Es gebe keinen Zusammenhang zwischen Abrüstung 
und deutscher Frage! Diese Behauptung hat uns veranlaßt, General a.D. Dr. Kießling, der gleichermaßen als militärpoliti- 
scher Experte wie als engagierter Verfechter der deutschen Einheit gilt, um eine Stellungnahme zu bitten. 



Vorausschicken möchte ich, daß ich 
diesen Stil in der politischen Diskus- 
sion für unerträglich halte. Andere 
Meinungen als »blühenden Blödsinn« 
abzuqualifizicren, offenbart fast im- 
mer das Unvermögen, sich mit ihnen 
auseinanderzusetzen. Wer nur ein we- 
nig nachdenkt, muß ganz schnell er- 
kennen, daß Abrüstung und deutsche 
Frage sehr wohl Zusammenhängen. 
Ein Blick in das für die NATO-Politik 
grundlegende Dokument, den sog. 
Harmel-Bericht, dürfte genügen. Dar- 
auf werde ich noch eingehen. Die Ini- 
tiative des Abgeordneten Friedmann 
war nicht nur sachlich gerechtfertigt 
— sie ist ein Gebot der Stunde! Denn 
die Wiedervereinigung der Deutschen 
in Frieden und Freiheit stellt das ober- 
ste Ziel unserer Politik dar, sie ist das 
»Staatsfundamentalziel« der Bundes- 
republik. wie cs der bekannte Würz- 
burger Staatsrechtslehrer Dieter Blu- 
menwitz einmal formuliert hat. 

Als der Bundeskanzler auf den 
Friedmann-Vorschlag mit der Verkün- 
dung reagierte: »Die Freiheit ist wich- 
tiger als die deutsche Einheit!«, hat er 
nichts, aber auch gar nichts Neues ge- 
sagt. Gerade um diese Freiheit geht es 
doch, wenn Friedmann und andere 
das Selbstbestimmungsrecht für das 
deutsche Volk ein fordern. Sollte aber 
der Bundeskanzler mit der Binsen- 
wahrheit »Freiheit vor Einheit!« nur 
auf Freiheit für die Westdeutschen po- 
chen, dann muß ihm entschieden wi- 
dersprochen werden. Freiheit ist im- 




mer auch die Freiheit der anderen. 
Wenn wir aber für die Freiheit anderer 
eintreten, dann doch wohl zu allererst 
für die unserer 16 Millionen Landsleu- 
te, welche seit mehr als vier Jahrzehn- 
ten stellvertretend für uns die Haupt- 
last des verlorenen Krieges t ragen, ins- 
besondere die Folgen der deutschen 
Teilung. 

Diese Teilung ist durch die militäri- 
sche Konfrontation der Supermächte 
und ihrer Blöcke mitten in Deutsch- 
land zementiert worden. Sie aufzubre- 



chen, war und ist unser Ziel. Späte- 
stens seit Mitte der 60er Jahre, als die 
Sowjets in ihrer nuklearen Rüstung 
gleichzogen, ist jedem Einsichtigen 
klar, daß das nur mit friedlichen Mit- 
teln erfolgen kann und darf. Diese 
Einsicht besagt jedoch nicht, militäri- 
sche Mittel würden nicht mehr zählen. 
Sie sind vielmehr wesentlicher Faktor 
der Macht, mit welcher Ost und West 
ihre nicht-kriegerische Auseinander- 
setzung führen. Nach der heute allge- 
mein anerkannten Definition ist Stra- 
tegie nämlich »die Kunst, die Macht 
— nicht nur die militärische — zum 
Erreichen gesetzter Ziele zu gebrau- 
chen«. Strategie hat sich in diesem 
Jahrhundert von einer militärischen 
zu einer politischen Kategorie gewan- 
delt. Politiker entscheiden und verant- 
worten; führende Soldaten sind da 
nur noch Berater. Gleichwohl tun die 
verantwortlichen Politiker gut daran, 
den militärischen Sachverstand einzu- 
holen und zu berücksichtigen. Ent- 
scheiden die Politiker aber gegen den 
erteilten militärischen Rat, dann ist es 
an den Soldaten zu prüfen, ob sie die- 
se Entscheidung mit ihrem Gewissen 
vereinbaren können. Wenn nicht, 
dann müssen sie gehen. Verbleiben sie 
im Amt, dann müssen sie die politi- 
sche Entscheidung mittragen und ver- 
treten. 

Worum geht es jetzt? Mögen beide 
Seiten auch bestrebt sein, eine kriege- 
rische Auseinandersetzung zu vermei- 
den, allein das Vorhandensein von 



11 




Sowjetische Militärs, Gorbatschow: Die Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit wird Gorbatschow uns nicht auf einem silbernen 
Tablett servieren. Aber wir können sie ihm abhandeln. 



nuklearen und konventionellen Waf- 
fen mit einer bisher nie gekannten 
Vernichtungskraft schließt große Risi- 
ken ein. Offenbar sind es gerade die 
Supermächte, welche diese Risiken 
fürchten, während ihre aufgrund der 
geostrategischen Lage viel mehr expo- 
nierten europäischen Verbündeten da- 
zu neigen, die damit verbundenen Ge- 
fahren zu verdrängen. 

Als Gorbatschow nun plötzlich die 
seit Jahr und Tag durch den Westen 
geforderte Null-Lösung anbot, da 
rückten die westeuropäischen Natio- 
nen, vor allem die Bundesrepublik, 
schnell von ihrer eigenen Forderung 
ab. Damit ließen sie sich vor aller Welt 
mangelnder Glaubwürdigkeit über- 
führen. Schließlich mußten sie sogar 
eine doppelte Null-Lösung schlucken, 
die ihnen ausgerechnet jene nuklea- 
ren Kurzstreckenwaffen zum Verbleib 
verordnet, welche einen zu Recht 
gefürchteten »begrenzten nuklearen 
Krieg« begünstigen. 

Seit Gorbatschow wie ein Starver- 
käufer auf dem Wochenmarkt seine 
Abrüstungsvorschläge als Verkaufs- 
schlager anpreist, windet sich der We- 
sten unter der Frage: Meint er es 
ernst? Der Philosoph Karl Raimund 
Popper sagte vor wenigen Wochen in 
einem Interview aus Anlaß seines 85. 
Geburtstages, man solle Gorbatschow 
testen, indem man die 1945 durch Sta- 
lin zugesagten freien Wahlen in Polen 



anmahnt. Nicht nur für uns Deutsche 
liegt es näher, erst einmal das Selbst- 
bestimmungsrecht für die Deutschen 
einzufordern. Da könnte Gorba- 
tschow vor aller Welt seinen guten 
Willen beweisen. Natürlich weiß er ge- 
nausogut wie wir, daß dies unvermeid- 
bar zur deutschen Wiedervereinigung 
in Freiheit führen würde. Und die 
wird er uns nicht auf dem silbernen 



Tablett servieren. Aber wir können sie 
ihm abhandeln! Spätere Generationen 
werden einmal fassungslos vor der Be- 
richterstattung über diese Situation 
stehen, derzufolge ausgerechnet die 
Deutschen diese Chance nicht wahr- 
haben und nicht wahrnehmen woll- 
ten. Bei der Zurückweisung und 
Verdammung der Friedmann-Initiati- 
ve fehlte es dann auch nicht an Treue- 
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Die doppelte Null-Lösung 



Die doppelte Null-Lösung: Was sie beseitigt - 

Mittelstrecken-Raketen von 500 bis 5 000 km Reichweite 
können erreichen im Westen |||||||1 im Osten | 




Cruise missile 
2500km 

Pershing II 
1800 km 

Pershing IA 
720 km 



■Was sie läßt Kurzstrecken -Raketen unter JjOOkm Reichweite 
können erreichen im Westen ll|||f|| im Osten | 




bekenntnissen zu unseren Verbünde- 
ten. Dabei hatte Friedmann keines- 
wegs einer Abkehr vom westlichen 
Bündnis das Wort geredet. Im Ge- 
genteil! 

Alle, die hier eilfertig dem Bündnis 
Vorrang vor der deutschen Einheit 
einräumen wollten, haben offensicht- 
lich nicht nur das bereits erwähnte 
Staatsfundamentalziel dieses west- 
deutschen Staates nicht begriffen, 
sondern auch nicht die erklärte Poli- 
tik der NATO verstanden. Dazu soll- 
ten sie einmal einen Blick in das dafür 
grundlegende Dokument werfen. Das 
ist der sog. Harmel-Bericht — ge- 
nannt nach dem damaligen belgi- 
schen Außenminister — , in welchem 
alle Bündnispartner übereinstimmend 
Entspannung zu ihrem Ziel erhoben 
haben. Dazu aber gelte es, die Ursa- 
chen der Spannung zu überwinden, 
»die sich in der Teilung Deutschlands 
am deutlichsten und grausamsten of- 
fenbaren«, wie es da expressis verbis 
heißt. 

Das ist mehr als das so häufig ver- 
kündete »Frieden schaffen mit weni- 
ger Waffen«. Abrüstung kann doch 
nur ein Zwischenziel sein auf dem We- 
ge zu jener europäischen Friedensord- 
nung, in welcher das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine Einheit 
wiederfinden soll. Das eigentliche Ziel 
aber muß man immer vor Augen ha- 
ben! 

Auch das Zwischenziel Abrüstung, 
genauer: Rüstungsbegrenzung, ist nur 
dann zu erreichen, wenn eine wirksa- 
me Kontrolle vereinbart wird. Verifi- 
kation ist hier das Stichwort. Den We- 
sten zu kontrollieren, das bereitet 
Gorbatschow keine Sorgen; unsere 
Gesellschaft liefert ihm diese Kontrol- 
le frei Haus. Umgekehrt fürchtet das 
kommunistische Regime derartige 
Kontrollmaßnahmen auf seinem Tfer- 
ritorium wie der Teufel das Weihwas- 
ser. Mit technischen Aufklärungsmit- 
teln sind nur Teilbereiche zu erfassen. 
Eine umfassende Verifikation erfor- 
dert auch Kontrollen vor Ort, sog. on- 
site-inspections. 

Zwar hat Gorbatschow im vorigen 
Jahr erstmalig die sowjetische Bereit- 
schaft auch zu solchen Kontrollen vor 
Ort signalisiert, welche die Kommuni- 
sten ansonsten als westliche »Ausspä- 
hung« verwerfen. Jedoch hat die 
Stockholmer Konferenz über Vertrau- 
ens- und Sicherheitsbildende Maß- 
nahmen (KVAE) gezeigt, wie hartnäk- 
kig sich die Sowjets gegen die Zulas- 
sung solcher Kontrollen sträuben. Sie 
bestehen darauf, daß Kontrollen zu- 
vor angemeldet werden müssen! 



Vieles spricht dafür, daß Gorba- 
tschow — vor die Wahl gestellt, wirk- 
same Kontrollen zuzulassen oder 
gleich das ganze SED-Regime zu op- 
fern, um so ein Disengagement der 
Blöcke in Mitteleuropa zu ermögli- 
chen — letzterem den Vorzug geben 
würde. Hier liegt die große Chance 
für die Deutschen. Nie zuvor waren 
die deutschen Interessen mit denen 
unserer Bündnispartner und Nach- 
barn so deckungsgleich! Alle wollen 
die Abrüstung, wir Deutschen über- 
dies die Wiedervereinigung in Frei- 
heit. An uns liegt es, alle Welt davon 
zu überzeugen, daß die Gefahr für en 
Frieden nicht von einem wiederverci- 
nigten Deutschland ausgeht, sondern 
von seiner unerträglichen Tei- 
lung. Der Unterstützung unserer west- 
lichen Bündnispartner dürfen wir uns 
sicher sein. Sie haben sich in dem zi- 
tierten Harmel-Bericht dazu bekannt. 
Jedoch dürfen wir nicht erwarten, daß 
sie sich deutscher verhalten als die 



Deutschen selbst. Auf unseren Willen 
kommt es an. Und auf politische Füh- 
rung. An beidem fehlt es. Aber das 
können wir ändern. Die Initiative von 
Friedmann hat dafür ein Zeichen ge- 
setzt! 
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„ Ich bin ein deutscher Österreicher . . .« 

schrieb Günther Schatzdorfer in einem Aufsatz, der nachstehend abgedruckt ist und ursprünglich in der in Salzburg erscheinen- 
den links-satirischen Zeitschrift »Watzmann« (Juli/August 1983) unter dem Titel »Enteignet die Nazis« zu linden war. Schatzdor- 
fers Gedanken wären geeignet gewesen, der Diskussion in der Linken zu den Themen Heimat und Nation neue Anstolle zu geben 
Bedauerlich, daß die deutsche Linke — abgesehen von einigen regionalistischen Ansätzen der Anti-AKW-Bewegung — die Chan- 
ce nicht wahrgenommen hat, den demokratischen Kern der nationalen Frage zu entdecken und sich fortdauernd in internationali- 
stische Illusionen flüchtet. Dagegen gebärden sich bis heute Rechte und Konservative als alleinige Hüter des nationalen Gedan- 
kens. Daß dies nicht immer so bleiben muß, zeigt der erstaunlich unverkrampfte Beitrag Schatzdorfers. Ein Lesevergnügen ganz 
besonderer Art! Und wieviele nachdenkenswerte Wahrheiten stecken doch in diesem kurzen Text! 



Und so wie die nationalen Verbände über die Wege trommeln — mit 
dem gleichen Recht, mit genau demselben Recht nehmen wir. wir. die 
wir hier geboren sind, wir, die wir besser deutsch schreiben und spre- 
chen als die Mehrzahl der nationalen Esel — , mit genau demselben 
Recht nehmen wir Hüll und Wald in Beschlag, Strand und llaus, Lich- 
tung und Wiese: es Ist unser Land. 

Kurt Tucholsk», 1929 

Zwischen dieser Äußerung Tucholskys und heule liegt ein ver- 
hängnisvolles Kapitel deutscher Geschichte — verhängnisvoll 
auch deshalb, weil sich noch immer die Falschen schämen, 
deutsch zu sein. Nicht schämen tun sich: die Neo-Nazis. Die 
Türken fresser. Die Nichts-gelemt-Habenden. 

Schämen tun sich die, die eigentlich die besseren Patrioten 
wären: weil sie die Heimat lieben und nicht die Heimatbünde- 
lei. Und weil die Anständigen die Finger von allem lassen, was 
deutsch klingt, deshalb bleibt das Deutsche kampflos den Na- 
zis, Und die erhalten Zulauf von all jenen, die ein volkstümli- 
ches Zuhause suchen. So wird jeder, der nichts anderes ist als 
mit Fug und Recht deutsch, in die Nähe des braunen Sumpfes 
gerückt. 

Ein Beispiel: Bezeichnet sich ein Kärntner Slowene als slowe- 
nischen Österreicher, wird das von allen Fortschrittlichen ak- 
klamiert. Nennt sich einer aber einen deutschen Österreicher, 
tun eben jene Fortschrittlichen, als hätte er mit Friedrich Peter 
Urlaub gemacht. 

Ich bin ein deutscher Österreicher. Ich spreche deutsch und 
schreibe deutsch. Ich denke deutsch. Bewußt, eben weil ich das 
Deutsche für zu kostbar halte, um es den Nazis zu überlassen, 
nochmals Schindluder damit zu treiben. Diese Sprache ist reich 
und klug, es lassen sich sogar — entgegen anderslautenden 
Meinungen — herrliche Lieder in ihr schreiben. Ich fordere 
deutsche Lieder gegen die Stationierung von MX- Raketen, 
deutsche Gedichte, die Positives über den deutschen Wald be- 
richten, solange es noch einen gibt, damit es weiterhin einen 
gibt. Ich fordere ein Bekenntnis aller anständigen und liberalen 
Menschen zum Deutsch-Sein, damit die Türken sehen, daß es 
Deutsche gibt, die anständig sind und liberal. 

Wenn ich sage, daß ich Peter nicht als Nationalratspräsiden- 
ten sehen will, dann sage ich dies deutsch. Weil ich mich in mei- 
nem Stolz als deutscher Österreicher gekränkt fühle, daß je- 
mand sowas werden soll, der sein Deutsch-Sein so mißbraucht 
hat wie er und seinesgleichen. Ich sage das nicht österreichisch: 
Ich sage das deutsch. 

Und wenn ich bei McDonalds vorbeigehe, bin ich für den an- 
ständigen deutschen Metzger und die deutsche Wurst. Wenn 
ich sage: Deutsche, kauft nicht bei McDonalds, dann hat das 
keinen rassistischen Grund, sondern den, daß die blinde Ableh- 
nung von Traditionen mit eine Ursache ist, daß solcher Fraß bei 
uns verkauft werden kann. Ich singe ein Lied auf die fast ver- 
gessene Saumeise, dichte eine Ode auf handgewiegte Würste 
und huldige den wenigen noch lebenden traditionsbewußten 
deutschen Metzgern. Ich will mir nicht um den Preis meiner 
einzigen Leber den Anschein internationaler Gesinnung kau- 
fen. 

Ich liebe dieses Land. Und ich kose es mit deutscher Zunge. 
Die Wälder. Die Erde. Die Flüsse und Seen. Jedenfalls das, was 
davon noch heil geblieben ist. Damit es heil bleibt. 

Ich habe sowas wie einen Nationalstolz. Und der hört nicht 
in Freilassing auf. Es haben so viele kluge und anständige Men- 



schen in dieser Sprache geschrieben und gedacht, diesseits und 
jenseits der Saalach und des Innes, und sie haben sich nicht 
als Coburg-Gothaer, Baden-Württemberger oder Burgenländer 
verstanden, sondern als anständige deutsche Dichter und Phi- 
losophen. Egal ob Lichtenberg, Tucholsky, Kraus oder sonst- 
wer: Ihre Heimat war neben dem Ort, an dem sie lebten, der 
gesamte deutsche Sprachraum. Und darauf bin ich stolz, daß 
in dieser Sprache solche Männer solche Texte schrieben, nicht 
darauf, daß ihre Wiege in Dingsbumskirchen stand und Dings- 
bumskirchen zu uns gehört. 

Ich bin für die Abschaffung der Grenze zwischen Österreich 
und Deutschland, wie ich überhaupt für die Abschaffung der 
Grenzen bin. Weil ich es für einen Skandal halte, daß wir die 
Anwaltschaft für ein vereintes Europa blaublütigen Reaktionä- 
ren überlassen. 

Indem wir so tun, als wollten wir nichts zu schaffen haben 
mit allem, was deutsch ist, und unsere Liebe zu dem Flecken 
Erde, auf dem wir leben, auf dem unsere Sprache gesprochen 
wird, ständig verstecken, um ja nicht in den Geruch zu kom- 
men, rechts zu sein, solange überlassen wir nicht nur den brau- 
nen Nachgeschmack, sondern auch alles Positive an diesen 
Dingen den Ofners, Peters und Burgers. Das ist schlecht. Wir 
sollten das aus der Geschichte gelernt haben: Weil die Sozialde- 
mokraten in den dreißiger Jahren Klassenbewußtsein und Na- 
tionalstolz verhehlten, hatten die Nazis ein leichtes Spiel. 

Bin ich national und faschistoid, weil ich finde, daß zwischen 
einem Innviertler Viehhändler und einem bayrischen Minister- 
präsidenten weniger Unterschied ist als zwischen einem Wiener 
Realitätenhändler und einem Wiener Wohnungssuchenden? 
Bin ich wirklich auf dem Niveau von Leopold Wagner, wenn 
ich deutsche Kärnter für Deutsche halte? Eben nicht, weil für 
mich slowenische Kärntner Slowenen sind, deren Heimat eben 
hier ist, und damit auch ihre staatsbürgerlichen Rechte. Muß 
ich mich Nazi schimpfen lassen, weil ich keinen Unterschied se- 
he zwischen einem ost friesischen und einem Tiroler deutsch- 
sprachigen Dichter? 

Daß dieses Volk kaum je ein Selbstbcwußtscin entwickeln 
konnte, das hat mit die Katastrophe des Dritten Reiches ermög- 
licht. Daß wir es heute immer noch den Rechten überlassen, 
den Burschenschaftern, Türkenhassern, Wehrsportlern, Ex- 
und Neo-Nazis und den Kleinbürgern, denen der Durchblick 
fehlt, das kann eine neuerliche Katastrophe herbeiführen. Wir, 
die wir gelernt haben sollten, wir Irritierten, Grünen und Libe- 
ralen, wir Trotz-alledem-Sozialisten, wir sollten endlich einmal 
deutsch sein und zeigen, wie das ist, wenn man die Heimat 
liebt. Nicht wie jene die Heimat in Schutt und Asche geliebt ha- 
ben, nicht mit Säbeln. Raketen und Bomben, sondern indem 
wir die Heimat schützen vor jenen, die diesen Begriff mißbrau- 
chen zu Ausbeutung und Kriegsvorbereitung. Indem wir jeden 
Quadratmeter deutschen Bodens verteidigen gegen Generäle 
und Atom-Manager. 

Und ich bin — Ofner zum Trotz — ein deutscher Österrei- 
cher, weil ich überall zuhause bin, wo Heines, Seumes. Müh- 
sams und Biermanns Sprache gesprochen wird. Ich leugne die 
Grenzen nicht — ich halte sie für überflüssig. Ich bin für ein 
vereintes Deutschland und anständige deutsche Demokraten. 
Weil nur dann die Rassisten und Deutschnationalen keine 
Chance haben, dieses herrliche Land zu ruinieren. 

Günther Schatzdorfer 
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Generalmajor a.D. Jochen Löser 

Wem die Stunde schlägt 

Die Auswirkungen der »Null-Lösung« 

auf die Stabilität in Mitteleuropa und die Souveränität der Deutschen 

Die Einigung der NATO zur Zustimmung bei der »doppelten Null-Lösung« der atomaren Mittelstreckenraketen (mittle- 
rer und kurzer Reichweite) bedeutet nicht nur einen »Einschnitt« im militärischen Sicherheitsbereich des Westens, wie 
der deutsche General Altenburg (Military Committee) im Mai 1987 feststellte. Durch die damit verbundene strategische 
Tcilabkoppelung von den USA sind damit auch weitreichende Folgerungen für die politische Ordnung in Mitteleuropa 
und damit für die deutsche Frage zu erwarten. Der Verfasser, der die »doppelte Null-Lösung« bejaht, versucht in diesem 
Aufsatz, den politischen und militärischen Domino-Effekt darzustellen. 

Domino 



Die politischen und militärischen 
(beginnend mit der »doppelten Ni 

Mit Recht hat der CDU-Abgeordnete 
Friedmann vor kurzem den Zusam- 
menhang zwischen Sicherheitspolitik 
und der deutschen Frage deutlich ge- 
macht. Die Heftigkeit des Wider- 
spruchs in allen Parteien zeigt, daß er 
damit ein bisheriges Täbu gebrochen 
hat. ln diesem Zusammenhang ist das 
Ergebnis einer Meinungsforschung in- 
teressant, daß über 70 °/o der Bundes- 
bürger eine Wiedervereinigung wün- 
schen, auch wenn damit eine Block- 
freiheit ln Mitteleuropa in Kauf ge- 
nommen werden müßte. 

Militärisch gesehen, bedeutet dieser 
Einschnitt nach Ansicht der General- 
stabschefs der NATO bei der Früh- 
jahrstagung 1987 in Brüssel eine we- 
sentliche Verstärkung der konventio- 
nellen Abwehrkraft des Bündnisses, 
weil die konventionelle Überlegenheit 
des Warschauer Paktes mit der Option 
»eines schnellen Stoßes in die Tiefe 
des gegnerischen Hinterlandes« be- 
steht. Damit werden für das Bündnis 
bisherige Probleme noch deutlicher 
bewußt. Läßt sich eine Verstärkung 
der konventionellen Abwehrkraft (ge- 
fordert sind 3 % mehr Mittel jährlich) 
angesichts der Planungsprobleme in 
der Bundeswehr erreichen? Wird es 
gelingen, an der in Brüssel weiterhin 
geforderten NATO-Strategie der »Fle- 



>lgen der Abriistungsverhandlungen 
I-Lösung«) 

xiblcn Antwort« festzuhalten? Fällt 
nicht durch den Abzug der Mittel- 
streckenraketen ein wesentliches Ab- 
schreckungsmittel aus? Welche Forde- 
rungen sind für die Sicherheit der 
Bundesrepublik daraus zu ziehen? 

Eine militärische Lagebeurteilung 

Der Domino-Effekt des Wegfalls der 
Mittelstreckenwaffen besteht darin, 
daß auf die Bedrohung von Zielen in 
der Sowjetunion verzichtet wird und 
nuklear die Abschreckung nur noch 
mit Kurz- und Gefechtsfeldwaffen 
aufrechterhalten werden kann. 

Diese bleibt im Bereich landge- 
stützter Nuklearwaffen nur noch auf 
deutsche Gebiete diesseits und jenseits 
des »Eisernen Vorhangs« beschränkt. 
Wie der Fraktionsvorsitzende der 
CDU, Dr. Dregger, mit Recht feststell- 
te (in der Aussprache zur Regierungs- 
erklärung vom 7. Mai 1987), ist »die 
Zerstörung um so deutscher, je kürzer 
die Reichweiten sind«. 

Die Lücken in den Elementen der 
NATO-Strategie sind zu füllen, sollte 
sie nicht zusammenbrechen. Das soll 
einerseits durch Verstärkung der kon- 
ventionellen Abwehrkraft, anderer- 
seits durch see- und luftgestützte 
atomare Waffen geschehen. Beides 



bleibt fraglich. Konventionell läßt sich 
nach bisherigen Planungsrezepten we- 
nig erreichen — atomar wird die Ge- 
fahr der Eskalation größer. Wie Kis- 
singer in einem Interview mit SAT 1 
am 25.5.1987 erklärte: »Ein atomfrei- 
es Mitteleuropa erhöht die Kriegsge- 
fahr«, befürchten das die Amerikaner 
auch. 

Die Forderungen des Bundeskanz- 
lers auf gleichzeitige Abrüstung auch 
auf taktisch-nuklearen und konven- 
tionellen Gebieten, welche ja auch 
Gorbatschow angeboten hat, sind also 
berechtigt, sein Zögern zur Zustim- 
mung der Null-Lösung logisch, wenn 
auch hinsichtlich der amerikanischen 
Entschlossenheit unrealistisch. 

Die Entwicklung dieser Lage bringt 
die Bundesrepublik in eine Sackgasse 
der »Singularisierung« und der Ab- 
koppelung zwischen amerikanischem 
und europäischem Sicherheitsdenken 
— ein Domino-Effekt, der sich auf 
die politischen Verhältnisse in Europa 
drastisch auswirken könnte. Es muß 
deshalb erlaubt sein, diese Auswir- 
kungen der zu bejahenden Abrü- 
stungsspirale angesichts des immer 
brüchiger werdenden »atlantischen 
Pfeilers« im Hinblick auf eine neue 
politische Stabilisierung in Mittel- 
europa zu untersuchen. 
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Die Stabilität in Mitteleuropa und die deutsche Frage 



Die oben genannte militärische Ent- 
wicklung zwingt zum Nachdenken 
über die »deutsche Frage« und die La- 
ge der Völker Mitteleuropas in Ost 
und West. In einer Situation von 
»Drittstaaten« und einer Sicherheit 
»zweiten Grades« wird eine politische 
Lösung im Sinne einer »gemeinsamen 
Sicherheit« nicht nur der Europäer, 
sondern auch ihrer bisheriger 
»Schutzmächte« USA und Sowjet- 
union aktuell. 

Es gilt, das bisherige Tabu, an dem 
auch der Abgeordnete Friedmann bis- 
her vergeblich gerüttelt hat, zu bre- 
chen. Schon deshalb, weil man ein 
Angebot Gorbatschows zur Lösung 
der deutschen Frage erwarten kann — 
eventuell sogar gekoppelt mit Vor- 



schlägen zur konventionellen Abrü- 
stung und einseitigen Teilabzügen. 
Der Westen muß diesmal nicht nur 
reagieren, sondern sollte auf eine Ant- 
wort vorbereitet sein — eine Antwort, 
welche das Grundgesetz durch Forde- 
rung nach Wiedervereinigung gebietet 
und dem sich die westlichen Alliierten 
aufgrund eines Abkommens zum 
Harmel-Bericht nicht wiedersetzen 
könnten (Bericht Graf Nayhhauß in 
»Bild« vom 26.5.1987). 

Voraussetzungen und Bedingungen 
einer solchen Antwort könnten sein: 

1. »Defensive Stabilität» in Mitteleu- 
ropa, »keine Optionen zur Inva- 
sionsfähigkeit«, dafür nur defensi- 
ve Optionen auf beiden Seiten; 



2. Europäische Konföderation unter 
Einschluß beider deutscher Staa- 
ten, Garantien der USA und der 
Sowjetunion für eine Friedenszone 
in Mitteleuropa, Kontrolle durch 
Warschauer Pakt und NATO bis 
zur Auflösung dieser Bündnisse. 

Diese Entwicklung sollte schrittweise 
so eingeleitet werden, daß keine Si- 
cherheitsrisiken entstehen. Das Wort 
des Kanzlers: »Freiheit ist wichtiger 
als deutsche Einheit« könnte umge- 
münzt werden in »Freiheit in deut- 
scher Einheit«. 

Nachstehend werden die Gedanken 
zur Defensiven Stabilität und zur 
Europäischen Konföderation entwik- 
kelt. 



Wem die Stunde schlägt 

Militärische und sicherheitspolitische Vorschläge für eine Defensive Stabilität 
ohne landgestützte Nuklearwaffen 



Das Angebot Gorbatschows zur 
schrittweisen Beseitigung aller landge- 
stützten atomaren Raketen im Mit- 
tel-Kurz- und Gefechtsfeldwaffen-Be- 
rcich ist eine »Jahrhundert-Chance« 
für alle Europäer in West und Ost. Die 
Zustimmung des Bündnisses zur 
»Null-Lösung« im Mittelstreckenra- 
keten-Bereich (mittel und kurz) sind 
ermutigend. 

Ein Ausgleich im »konventionel- 
len« Bereich ist — wegen der sowjeti- 
schen Überlegenheit — zwingend und 
im NATO-Rat im Mai beschlossen. 
Die Frage ist, wie das bei den perso- 
nellen Engpässen der Bundeswehrpla- 
nung zu erreichen ist. Das Fehlen von 
75 000 Wehrpflichtigen und über 
100 000 Führern und Unterführern ab 
Anfang der 90er Jahre könnte »eine 
konzeptionelle Verstärkung« zum 
Ausgleich fehlender nuklearer »Ab- 
schreckungsmittel« nach derzeitigem 
Konzept der Bundeswehr ausschlie- 
ßen. Auch die Sicherstellung der ma- 
teriellen Grundlage für die Rüstungs- 
vorhaben des Heeres, der Luftwaffe 
und der Marine sind ungesichert. Die 
Spannung zwischen Auftrag und Mit- 
teln in der Truppe wächst, die Motiva- 
tion »kämpfen können und kämpfen 
wollen, um nicht kämpfen zu müs- 
sen« (der frühere Generalinspekteur 
de Maiziere) nimmt in der Truppe ab. 

Wenn darüber hinaus es der Bevöl- 
kerung voll bewußt wird, daß sich der 
Westen den weitgehenden Angebo- 
ten Gorbatschows aus militärischer 
Schwäche und einer fehlenden ge- 




Gorbalschow mit Ehefrau: Angebot zur 
schrittweisen Beseitigung aller landge- 
stützten atomaren Rakteten ist eine 
»Jahrhundert-Chance« — das Scheitern 
der Verhandlungen verringert die Chancen 
der deutschen Wiedervereinigung. 

meinsamen politischen Sicherheits- 
konzeption (Kissinger) verschließen 
muß, dann wird sie sich immer stärker 
der NATO-Abschreckungsstrategie in 
der »Triade« der »flexiblen Antwort« 
versagen. Damit wird psychologisch 
ein Dilemma deutlich: dort das Ange- 
bot Gorbatschows — hier das Festhal- 
ten an einer Abschreckungsstrategie 
mit Androhung eines nuklearen 
Selbstmordes aus politischer und mili- 
tärischer Schwäche, einer Strategie, 
die einst US-Präsident Ronald Reagan 
zur Begründung seines SDl-Projektes 
selbst »menschenverachtend und 
menschenvernichtend« genannt hat. 



So ist der paradoxe Eindruck ent- 
standen, daß die Europäer sowohl ge- 
genüber ihrem US-Verbündeten als 
auch gegenüber ihrem bisherigen Her- 
ausforderer — der Sowjetunion — in 
die politische und moralische Defensi- 
ve gedrängt sind. Sie sind es, denen 
die Stunde schlägt. 

Die Stunde hat dem Bündnis ge- 
schlagen, weil es den politischen 
Handlungsspielraum immer mehr ge- 
genüber den Amerikanern verliert 
und das Dilemma seiner konventio- 
nellen Schwäche nicht lösen kann. Es 
ist politisch nicht mehr überzeugend. 

Die Stunde schlägt der NATO- 
Strategie, weil die »Triade« in der Un- 
ausgewogenheit der konventionellen 
Mittel und der nuklearen Antworten 
immer stärker politisch und militä- 
risch gefährdet ist. Die Verteidigungs- 
fähigkeit und damit »Abschreckungs- 
fähigkeit« schwindet. 

Die Stunde hat der Bundesrepublik 
geschlagen, weil sie selbst in der Koa- 
lition über die Fragen der »Null- 
Lösung« im Mittel- und Kurzstrecken- 
bereich zerstritten ist. Wurde gestern 
noch die Verbindung der Verhandlun- 
gen gefordert, wird sie heute bei den 
Kurzstrecken-Raketen eingeschränkt. 
Der Verteidigungsminister bremst — 
aus Einsicht in die schwindende Ab- 
wehrkraft bei Wegfall der nuklearen 
Mittel, und damit mit Recht; der 
Außenminister sieht die Chancen für 
seine Abrüstungsprinzipien schwin- 
den, ebenfalls mit Recht. 
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Die Stunde schlägt den Deutschen, 
weil sie ihre Chancen der Wiederverei- 
nigung bei Scheitern der Abrüstungs- 
Verhandlungen noch stärker einbüßen 
werden, weil eine mögliche Öffnung 
durch Verhärtung der Sowjetunion 
verhindert wird. 

Die Stunde hat der Bundeswehr ge- 
schlagen, weil ihr Auftrag aus perso- 
nellen, materiellen und psychologi- 
schen Gründen bei Fortsetzung der 
derzeitigen Planung immer stärker ge- 
fährdet wird. 

Was kann geschehen? Wie können 
die Chancen einer Aufnahme der Sig- 
nale Gorbatschows genutzt, wie das 
Risiko einer Verhärtung vermieden 
werden? Wie kann die schwache Re- 
aktion in eine starke Aktion für den 
Frieden in Freiheit und Entspannung 
umgesetzt werden? 

Antworten 

Die günstigen Entwicklungen in den 
Abrüstungsverhandlungen der USA 
mit der Sowjetunion müssen durch 
deutsche und europäische Initiativen 
und selbstbewußte Vorschläge geför- 
dert werden. Ein schrittweiser Ak- 
tionsplan sollte im Bündnis wie folgt 
abgestimmt werden, um eine Defensi- 
ve Stabilität zu erreichen: 

1. Verhandlungen über alle amerika- 
nischen und sowjetischen Angebo- 
te so, daß in allen Phasen die 
eigene Verteidigungsfähigkeit und 
damit »Abhaltung« durch Kriegs- 
führungsfähigkeit erhalten bleibt. 

2. Einigung über eine »Null-Lösung« 
bei den Mittelstreckenraketen so- 
wie bei den ABC-Waffcn. 

3. Beseitigung der landgestützten so- 
genannten kurzen Mittelstrecken- 
und Gefechtsfeldwaffen in Mittel- 
europa unter Aufrechterhaltung 
einer atomaren Balance durch see- 
gestützte Nuklearwaffen. 

4. Schrittweiser Abbau der soge- 
nannten strategischen Nuklear- 
waffen auf gleiches Niveau. 

5. Überprüfung des ABM-Vertrages 
bei gemeinsamer Abstimmung, 
der, wie Reagan es vorschlug, ge- 
meinsamer Forschung von defensi- 
ven Abwehrsystemen mit land- 
stützten Trägern, oder, wie Gor- 
batschow es vorschlug, Beschrän- 
kung auf Laborversuche bis zu 
neuen Verhandlungen. 

6. Kontrolle der Abrüstungsschritte 
durch gemeinsame Kommissionen. 

7. Nukleartests nur auf dem Territo- 
rium der anderen Seite. 



8. Annahme von defensiven Optio- 
nen auf allen Gebieten, so daß eine 
gegenseitige »Invasionsfähigkeit« 
ausgeschlossen werden kann. 

9. Verzicht auf konventionelle Über- 
legenheit und Doktrinen, d.h. 
Übergang auf nichtatomare De- 
fensivsysteme auf beiden Seiten, 
Einbeziehung in die MBFR-Ver- 
handlungen. Hierbei sollte der 
Maßstab sein, daß nicht die »Frie- 
denspräsenz« aktiver Truppen, 
sondern die Fähigkeit zur defensi- 
ven Selbstverteidigung ausschlag- 
gebend sein sollte. 

Was würden diese Schritte für das 
westliche Bündnis bedeuten? 

Nach dem Vorschlag Reagans könnte 
von der Abschreckungsstrategie zu 
einer »Abhaltungsstrategie« überge- 
gangen werden. Die Ausgewogenheit 
der Interessen und Kräfte ersetzt das 
militärische Gleichgewicht. 

Die Ideen de Gaulles und Gorba- 
tschows einer Friedenszone zwischen 
dem Atlantik und dem Ural könnten 
schrittweise Realität gewinnen. Hier- 
bei darf nicht der Nachteil der westli- 
che geopolitischen Asymmetrie (die 
USA sind 6 000 km vom europäischen 
Kontinent entfernt) aus dem Auge 
verloren werden, d.h. es muß eine ent- 
sprechende Brückenkopfbasis für die 
USA in Europa erhalten werden. 

Die Strategie der »abgestuften Ant- 
wort« im NATO-Bündnis muß nicht 
aufgegeben werden, die »Triade« ent- 
hält eine neue Substanz: nichtatomare 
ausreichende Selbstverteidigung, ato- 
mare Balance durch nicht-landge- 
stützte Mittel (bis zur Eliminierung al- 
ler nuklearen Mittel) und Verhinde- 
rung von Tferror und Subversion. 

Eine »gemeinsame« Sicherheit zwi- 
schen Ost und West in der europäi- 
schen Region könnte erreicht werden. 
Sie böte Chancen, den Entspannungs- 
prozeß auf der Basis der KSZE zu sta- 
bilisieren und Optionen für die 
Verbesserung der deutschen Frage zu 
fördern. 

Welche Maßnahmen der Bundesrepu- 
blik könnten diesen Prozeß fördern? 

Politisch kommt es darauf an, statt 
sich zu einseitig auf die USA zu ver- 
lassen, alles zu unternehmen, um 
durch eine Belebung des Gedankens 
der nationalen Gesamtverteidigung 
im Bündnis die Verteidigungskraft sel- 
ber zu beseelen und zu verstärken. 

Der Generalinspekteur soll — ange- 
sichts der Erkenntnis, daß die perso- 



nellen Aufkommen in den 90er Jahren 
nicht ausreichen — gefordert haben, 
neu zu rechnen und neu zu planen. 
Hierzu reicht aber eine »Fortschrei- 
bung« der bisherigen Planung nicht 
aus. 

Es gilt umzudenken und umzupla- 
nen, wobei bisherige Geräte und 
Strukturen durchaus einbezogen wer- 
den können. Eine neue Konzeption 
sollte die bisher entwickelten »Alter- 
nativen« nüchtern prüfen und von fol- 
genden Grundgedanken getragen sein: 

1. Eine heimatgebundene Gesamt- 
verteidigung folgt einem neuen 
Wehrmotiv: Der bodenständige, 
an Heimat, Volk und Vaterland ge- 
bundene Bürger mit oder Uniform 
schützt in einem defensiven Kon- 
zept seine Heimat im Bündnis. Je 
größer die Chancen werden, das 
ohne Atomwaffen zu können, de- 
sto größer wird die Bereitschaft 
sein. 

2. In einem Netz der Gesamtverteidi- 
gung werden politische, zivile und 
militärische Aufgaben national 
und mit dein Bündnis verknüpft. 
Gemeinsame Krisenstäbe auf al- 
len Ebenen (Kreis, Stadt, Bezirk, 
Land und Bund) sowie ein ein- 
heitliches Kommunikationssystem 
binden den Schutz national und 
örtlich besser ein und dienen nicht 
der »Militarisierung«, sondern der 
»Politisierung« der Verteidigung. 
Damit können auch Souveränitäts- 
und Kontrollrechte gegenüber den 
Alliierten besser wahrgenommen 
werden. 

Dieses Prinzip der örtlichen Ver- 
knüpfung im Sinne eines »Land- 
aufgebotes« hat Auswirkungen 
auf straffere Strukturen des militä- 
rischen »Heimatschutzes« und des 
zivilen »Selbstschutzes«. 

3. Die Strukturen des Netzes der Ge- 
samtverteidigung: 

(a) Die territoriale Verteidigung 
umfaßt alle Einrichtungen und 
Verbände auf den einzelnen politi- 
schen Ebenen, u.a. die Verbin- 
dungs-, Versorgung- und Füh- 
rungsstäbe, wie bisher Verteidi- 
gungs-Kreis- (VKK), Bezirks- 
(VBK) und Wehrbereichskomman- 
dos (WBK) mit ihren übergeordne- 
ten Territorialkommandos Nord 
und Süd. Milizverbände, d.h. 
u.a. Heimatschutzverbände, Funk- 
tions- und Sperrmilizen unter vor- 
wiegender Führung von Reservi- 
sten werden »vor Ort« einberufen, 
ausgebildet und in Wehrübun- 
gen gefördert. Sie sind in einem 
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» heimatgebundenen Reservisten- 
konzept« nach dem Prinzip zu ver- 
stehen, daß Wehrpflichtige aus 
einem Heimatbereich immer in 
derselben Einheit oder Funktion 
zusammenbleiben und nicht — 
wie bisher — schlecht ausgebildete 
»Ableger« der Kampftruppen 
sind. Das gleiche Prinzip gilt, bis 
auf wenige Ausnahmen, für das 
Feldheer und die Luftwaffe, für die 
Marine in einem neu zu bildenden 
»Küstenschutz«. Alles sind »natio- 
nale Kontingente«. 

(b) Das Feldheer, die Luftwaffe 
und die Marine dienen der »Vorne- 
verteidigung« im Bündnis. Hier 
kommt es v.a. auf eine wesentliche 
Verstärkung der »konventionel- 
len« — oder besser »nichtatoma- 
ren« — Komponenten an. 

Beim Feldheer läßt sich das — 
trotz oder gerade wegen der Mit- 
tel- und Personalbeschränkungen 

— durch folgende Maßnahmen 
zwischen heute und 1995 errei- 
chen: 

— Bildung von abwehrstarken 

Schildverbänden vorwiegend »ak- 
tiver Reservisten«, welche in einer 
grenznahen Verteidigung vor Ort 
bodenständig immer in der glei- 
chen Einheit einberufen, ausgebil- 
det und eingesetzt werden können. 
Unter Kaderung und Umbildung 
der bisherigen Jäger-, Luftlan- 
de- und Panzergrenadierbrigaden 
könnten bis zu 15 Reserve-Schild- 
brigaden zusätzlich zur Verfügung 
stehen. Unter der notwendigen 
»Renaissance« der Infanterie 

könnte der heutige technologische 
TVend zur Verstärkung der Ab- 
wehrkraft genutzt werden, eine bis 
zu sechsfache Verstärkung des Ab- 
wehrfeuers (die untersucht wurde) 
gegenüber einer bisherigen Panzer- 
grenadierbrigabe wäre möglich. 
Auch die Russen haben erkannt, 
daß die konzentrierte Bewegung 
von Panzermassen gegenüber 

einem panzerabwehrstarken Sperr- 
und Feuernetz immer weniger Aus- 
sichten hat. Der politische Vorteil 
der Jagd-Schildverbände ist, daß 
sie invasionsunfähig sind und eines 
landgebundenen atomaren Schil- 
des nicht mehr bedürfen. 

— Erhaltung der bisherigen Pan- 
zerbrigaden als »Schwertkräfte«. 
Sie wirken im Netz der Grenz- 
raumverteidigung mit den Schild- 
kräften nach dem operativen 
Prinzip von Parade und Ausfall 
zusammen. 





Kampfpanzer Leopard und Transportpanzer I: Erhaltung der bisherigen Panzerbrigaden 
als »Schwertkräfte« zur Verstärkung der nicht atomaren Verteidigungsfähigkeit. 



Europäische Föderation in Mitteleuropa unter Einschluß der deutschen Nation 



Eine Defensive Stabilität, in welcher 
keiner der Antagonisten die Chance 
mehr hätte, den anderen anzugreifen, 
wäre die militärische Voraussetzung 
für eine europäische Friedensord- 
nung. Damit würden militärische In- 
strumente politischen Lösungen un- 
terworfen, das Primat der Politik 
würde wiederhergestellt. 



— Die verbesserte Luftverteidi- 
gung und der zu bildende Küsten- 
schutz wären nach ähnlichen 
Prinzipien unter Aufrechterhal- 
tung des Luftangriffes und der 
Seestreitkräfte für bewegliche Ope- 
rationen, des Offenhaltens der 
Nordsee oder der Sperrung der 
Ostseeausgänge zu gliedern und zu 
bewaffnen. Auch hier wir die ver- 
besserte Wirkung der Sensoren 
und Raketen auf größere Ziele zu 
beachten sein. 

Alle Maßnahmen sind im bisheri- 
gen Rahmen der Struktur des 
Bündnisses möglich. Die Präsenz 
der Alliierten vorn und in der Tiefe 
ist verbessert. Auch an der Kom- 
mandogliederung der NATO wäre 
vorerst nichts zu ändern, obwohl 
ein größerer europäischer Einfluß 
auf Doktrin und Stellenbesetzung 
erwünscht wäre. 



Die Gunst der Stunde nutzen! 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sol- 
len durch Verbesserung der Chancen 
für eine größere Unabhängigkeit von 
den nuklearen Mitteln den politischen 
Handlungsspielraum für eine selbst- 
bewußtere nationale Position im 
Bündnis erweitern und den Amerika- 



nern ihre Abrüstungsanstrengungen 
erleichtern. Die Signalwirkung auf die 
Sowjets wird nicht ausbleiben und 
auch hier eine Stabilisierung der Re- 
gion und damit Fortschritte in der 
deutschen Frage fördern. 

Die Bundeswehr könnte — entspre- 
chend der realisitschen personellen 
Entwicklung — auf 420 000 Soldaten 
reduziert und nützlich in die MBFR- 
Diskussion eingebracht werden. Der 
angespannte Personalmarkt in den 
90er Jahren würde volkswirtschaftlich 
entlastet. Eine zunehmend bessere 
Nutzung des Wehrpflichtsystems 
durch eine mehr heimatgebunden- 
bodenständige Verteidigung bei weni- 
ger Berufs- und Zeitsoldaten würde 
die Folge sein. Ja, sogar die Wehr- 
pflichtzeiten ließen sich — abhängig 
von der Funktion — langfristig redu- 
zieren. 

Der wesentlichste Grund aber bleibt 
die Option, von Nuklearwaffen weni- 
ger abhängig zu sein. Statt aus Schwä- 
che die entsprechenden Abrüstungs- 
bemühungen zu bremsen, könnte man 
sie wegen der besseren defensiven 
Stärke fördern. 

Die so gewonnene Defensive Stabi- 
lität wäre die wesentliche militärische 
Grundlage für eine Friedensordnung 
in Mitteleuropa. 



Die Protestaktionen von Tausenden 
von jugendlichen DDR-Bürgern mit 
den Rufen »Freiheit!« und »Die Mau- 
er muß weg!« zu Pfingsten am Bran- 
denburger Tor müssen den verant- 
wortlichen Politikern im Osten genau- 
so zu denken geben, wie den Westpoli- 
tikern der Wille der Mehrheit der 
Bundesbürger zur Wiedervereinigung. 
Werden die Signale überhört, wird 
eines Tages die deutsche Frage zum 
Sprengstoff. 

Erst wenn begriffen wird, daß die 
deutsche Frage eine Schlüssel frage für 
die Stabilität und damit den Frieden 
in Europa ist, können folgende Denk- 
ansätze in politisches Handeln aller 
Politiker in Ost und West umgesetzt 
werden. 



Brandenburger Tor. Proteste von tausenden jugendlicher DDR-Bürger am Brandenbur- 
ger Tor zu Pfingsten sind unüberhörbare Signale — die deutsche Frage ist ungelöst und 
könnte eines Tages zum friedensgefährdenden Sprengstoff werden. 



Die Ergebnisse des KSZE-Prozesses 
bieten alle Grundlagen für die politi- 
schen Lösungsmöglichkeiten, beson- 
ders im Bereich der vertrauensbilden- 
den Maßnahmen. Es fehlen aber kon- 
krete Vorschläge für eine politische 
Neuordnung. Diese Vorschläge müs- 
sen nicht nur den Interessen der Euro- 
päer diesseits und jenseits des War- 
schauer Paktes, sondern auch der 
USA und der Sowjetunion entspre- 
chen. Ohne Garantien dieser wird kei- 
ne Lösung zu erwarten sein. 

Für die »Großmächte« käme es des- 
halb darauf an, daß eine Region in 
Mitteleuropa entstünde, in der keine 
eine Vorherrschaft auf den bisherigen 
Bündnisterritorien ausüben könnte. 
Ein Vakuum darf in keiner Zone ent- 
stehen. Die Defensive Stabilität der 
betroffenen Mittelmächte mit der Fä- 
higkeit zur nichtatomaren Selbstver- 
teidigung und die see- und luftgestütz- 
te Balance der USA, der Sowjetunion, 
Großbritanniens und Frankreichs 
würden dieses Vakuum verhindern. 
Eine gegenseitige Erpreßbarkeit durch 
Androhung von Gewalt könnte ausge- 
schlossen werden. Ein amerikanischer 
»Brückenkopf« in Westeuropa könnte 
bestehen bleiben. 

Die gegenseitigen vorhandenen 
Grenzen und politischen Systeme wür- 
den garantiert, die deutsche Nation 
ausdrücklich von allen anerkannt. 
Das Kohl’sche Wort: »Freiheit ist 
wichtiger als Einheit« darf für deut- 
sche Separatisten nicht länger Gültig- 
keit behalten. Keiner würde die Frei- 



heit der Bundesbürger antasten kön- 
nen, denn die Werte ihres Grundgeset- 
zes blieben garantiert. 

Auch die Politiker in der DDR kön- 
nen ihren Bürgern nicht länger die 
Freiheit verwehren, wie Gorbatschow 
sie den Sowjetbürgern mit seiner Re- 
form verschaffen will. Daß dabei dort 
eine Einschränkung der Freiheiten in 
Kauf genommen werden muß, wird je- 
dem klar, der den Kommunismus 
kennt. Je größer aber die Öffnung 
wird, um so weniger werden diese Ein- 
schränkungen auf lange Sicht auf- 
rechterhalten werden könne. 

Die Schlüssel frage wird sein, inwie- 
weit das Gebot des deutschen Grund- 
gesetzes in die Wirklichkeit umgesetzt 
werden kann. Die Vorschläge einiger 
ernst zu nehmender Publizisten in der 
Bundesrepublik, wie Botschafter a.D. 
Gröpper und Dr. Harald Rüddenklau, 
für eine Wiedervereinigung beider 
deutschen Staaten sind ebenso proble- 
matisch wie der Vorschlag von Am- 
mon und Brandt jun. zu einer »Deut- 
schen Konföderation«. Sie sehen die 
Wiedervereinigung zu isoliert. Des- 
halb ist eine Lösung der deutschen 
Frage nur im Rahmen einer größeren 
europäischen Föderation zu suchen. 

Eine Europäische Föderation 
in Mitteleuropa 

Die Beteiligten am KSZE-Prozeß soll- 
ten eine Kommission bilden, welche 
folgende Vorschläge untersuchen 
sollte: 
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1. Herstellung einer Stabilität durch 

Ausgewogenheit der Interessen 
und Kräfte auf allen politischen 
Feldern: Sicherheit, Ökologie, 

Ökonomie, Technologie und Ar- 
beitsmarkt im KSZE-Bereich. 

2. Bildung eines »Europäischen Ra- 
tes« und eines »Europäischen Par- 
lamentes« für alle Völker im 
KSZE-Bereich mit wechselnden 
Vorsitzenden. 

3. Wiedervereinigung im Rahmen 
einer »Deutschen Nation« unter 
Konföderation beider deutscher 
Staaten. 

4. Legislative in drei Kammern des 
Parlaments: Erste Kammer: nach 
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Kopfstärken der Bevölkerung, 
Fraktionen nach Nationen; Zweite 
Kammer: Bundesrat der nationa- 
len Vertretungen, jeder Staat ist 
gleich stark vertreten; Dritte Kam- 
mer: ethnische Vertreter für spe- 
zielle ethnische und kulturelle 
Entscheidungen. Diese Kammer 
hat nur beratende Funktionen für 
die anderen Kammern, in denen 
das Mehrheitsrecht ohne Veto gilt. 
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7. Abzug von Truppen, welche nicht 
der entsprechenden Nation zuge- 
hörig sind. Kontrolle durch War- 
schauer Pakt und NATO bis zur 
gemeinsam zu beschließenden 
Auflösung der Blöcke. 

8. Volle Souveränität für alle beteilig- 
ten Staaten. 

9. Sicherheitsgarantien und Kontroll- 
funktionen für die USA und die 
Sowjetunion. Die Bindungen und 
die Freundschaft der heutigen 
Partner dieser Mächte werden in 
der Zukunftslösung in bilatera- 
len Kontakten weiterhin möglich 
sein. 
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Fünl 



Fragen zur deutschen Teilung 



(alle Angaben in Prozent) 



Frage; «Die 
Bundes- 
republik ist 
eingebunden 
in das 
westliche 
Verteidigungs- 
bündnis und 
die DDR In den 
Warschauer 
Pakt. Wäre 
es Ihrer 
Meinung 
nach für die 
Bundesrepublik 
bester, 
wieder- 
vereinigt mit 
der DDR ein 
neutrales 
Land zu 
werden, oder 
teilten beide 
Teile 

Deutschlands 
in ihren 
Blöcken 
verbleiben?” 



ln den Blochen 
i verbleiben 



Wiedervereinigt 

neutral 



Frage: „Gegenwärtig werden 
von sowjetischer Seite immer 
wieder neue Cnttpannungs- 
Vorschläge unterbreitet. 
Glauben Sie, daß Gorbatschow 
auch bald ein Angebot zur 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands machen wird, oder 
glauben Sie das nicht 7" 



frage : . Was glauben Sie, wird eine 
Wiedervereinigung Deutschlands ln 
absehbarer Zeit möglich s ein? Und wenn fa, 
innerhalb der nächsten 10 Jahre, 
der nächsten 20 Jahre oder noch später?” 



Frage: _ Wenn die Sowjetunion 
heute die Wiedervereinigung 
Deutschlands anbieten würde 
und dafür den Abzug aller 
fremden Truppen aus der 
Bundesrepublik und der DDP 
verlangen würde, würden Sie 
ein solches Angebot eher 
begrüßen oder eher ablehnen 7" 



Die 

Bundesrepublik 

Deutschland 

sollte: 



Frage: „Sollte die Bundesrepu- 
blik Deutschland weiterhin, wie 
es vom Grundgesetz gefordert 
wird, die Wiedervereinigung 
mit der DDR anstreben - oder 
sollte sie dieses Ziel oufgeben 
und diese Forderung Im Grund- 
gesetz streichen?* 
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Götz Meidinger 

Kon rat! Adenauer und sein politischer Enkel 



Der amtierende Kanzler der Bonner 
Republik, Herr Dr. Helmut Kohl, be- 
zeichnet sich selbst gerne als den »po- 
litischen/geistigen Enkel« Konrad 
Adenauers. Bestimmt ist sich eine so 
gewichtige Persönlichkeit, wie sie der 
Bonner Kanzler darstellt, klar dar- 
über, in welcher Tradition sie mit die- 
sem Anspruch steht. Diese Tradition 
und die daraus vor allem in deutsch- 
landpolitischer Hinsicht ableitbaren 
Konsequenzen für die Gegenwart 
auch einem breiteren Kreis Interessier- 
ter offenzulegen oder in Erinnerung 
zu rufen, ist die Absicht und die Auf- 
gabe der nachstehenden Ausführun- 
gen. 

I. Der Alle von Rhöndorf 

Wer und was war Konrad Adenauer? 
War er ein Rom-höriger Separatist, 
wie General Ludendorff meinte". 
War er der »geborene Opportunist 
und Intrigant«, wie er vom »ehemali- 
gen Chef der Rheinischen Bewegung« 
Dorten bezeichnet wurde 2 '? War er 
der »Bundeskanzler der Alliierten«, 
wie ihn schon 1949 der sozialdemo- 
kratische Oppositionsführer Kurt 
Schumacher tituliert hatte? Oder war 
der erste Regierungschef des Bonner 
Staates der »große Deutsche«, 
schlicht ein deutscher Patriot, wie ihn 
heute noch viele Bundesbürger sehen, 
die die »Adenauer-Ära« bewußt mit- 
erlebt haben? 



Die historische Persönlichkeit Kon- 
rad Adenauer galt lange Zeit — 
durchaus im zuletzt genannten Sinne 
— als bewältigt, als geschichtlich end- 
gültig verarbeitet. Nach Ablauf der 
30-jährigen Sperrfrist fanden jedoch 
Forscher in britischen Geheimarchi- 
ven eine Mitteilung Adenauers an die 
britische Regierung, in welcher der 
Wiedervereinigung Deutschlands eine 
Absage erteilt wird. Etwa zur selben 
Zeit hatten mehrere Forscher damit 
begonnen, losgelöst von allen bis da- 
hin veröffentlichten Arbeiten über 
Adenauer, dessen Lebenslauf und ins- 
besondere seine Haltung zum 
»Reichsgedanken«, der staatlichen 
Einheit Deutschlands zu untersuchen. 
Aus diesen jüngeren und jüngsten 
Forschungsergebnissen ergibt sich ein 
Bild, welches hinsichtlich der Politik 
des »Enkels« zumindest schwerwie- 
gende Bedenken hervorrufen muß! 

Konrad Adenauer, geboren am 5. 
Januar 1876 zu Köln, wuchs in einer 
ungestörten kanzleirätlichen Bürger- 
lichkeit auf. Der Vater, Gerichtssekre- 
tär und später Kanzleirat, hatte 1866 
als preußischer Soldat bei Königgrätz 
eine Fahne erbeutet, war schwer ver- 
wundet worden und wegen besonderer 
Tapferkeit vor dem Feind zum Offizier 
befördert worden. Sohn Konrad stu- 
dierte Rechtswissenschaft und Volks- 
wirtschaft in Freiburg im Breisgau, 
München und Bonn. Mit der Note 



»ausreichend« 1901 aus dem Asses- 
sorexamen entlassen, durfte Adenauer 
keine bedeutende juristische Lauf- 
bahn erwarten. Er arbeitete darauf bei 
der Staatsanwaltschaft und beim 
Rechtsanwalt Klausen in Köln, wurde 
jedoch schon 1906 Beigeordneter der 
Stadt, womit sein Aufstieg begann: 
1917 Oberbürgermeister in Köln, Mit- 
glied des Preußischen Provinzial- 
landtages, Vorstandsmitglied der Zen- 
trumspartei, Mitglied des Preußischen 
Herrenhauses, 1920 bis 1932 Präsi- 
dent des Preußischen Staatsrates, am 
12. März 1933 aller Ämter entho- 
ben. 3 ' 

II. Aktivitäten bei Kriegsende 

Im Sommer und Herbst 1918 war die 
militärische Lage für Deutschland so 
bedrohlich geworden, daß der Reichs- 
kanzler Prinz Max von Baden am 3. 
Oktober US-Präsident Wilson in einer 
Note mitteilte, die deutsche Regierung 
sei bereit, den Frieden zu den in seiner 
Kongreß-Botschaft vom 8. Januar 
festgelegten Bedingungen zu schlie- 
ßen; gleichzeitig wurde Wilson aufge- 
fordert, einen sofortigen Waffenstill- 
stand herbeizu führen. Am 9. Novem- 
ber dankte Kaiser Wilhelm II. ab, 
einen Tag später begab er sich nach 
Holland ins Exil. Am 11. November 
kam endlich der Waffenstillstand zu- 
stande, um die Mittagszeit wurden die 
Feindseligkeiten beiderseits auf der 
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Revolutionäre Soldaten am Brandenburger Tor, November 1918: Die rheinländischen 
Separatisten nutzen die Wirren der unmittelbaren Nachkriegszeit zur Propagierung ihrer 
Rheinstaatpläne. 



ganzen Front für zunächst 36 Tage 
eingestellt. »Sobald die letzten preußi- 
schen Regimenter den Rhein hinter 
sich gelassen haben, erheben sich die 
Rheinländer (...), um das Joch abzu- 
schütteln. Ein einziger Schrei hallt 
durch das ganze Rheinland: 'Los von 
Berlin *« 4) . 

Am Tag der Abdankung des Kaisers 
erschien im Kölner Rathaus Josef Fro- 
berger, Mitarbeiter der »Kölnischen 
Volkszeitung«, in Begleitung einiger 
Honoratioren der Zentrumspartei zu 
einem Gespräch mit dem Oberbürger- 
meister. Spätestens in dieser Ge- 
sprächsrunde wurde der Gedanke der 
Gründung einer rheinischen Republik 
an Adenauer zum ersten Mal in kon- 
kreter Form herangetragen. Insbeson- 
dere dürfte Froberger es gewesen sein, 
der »mit der Aura des international 
erfahrenen Experten, der angeblich 
genau wußte, was in Frankreich an 
Plä- 
nen für das Rheinland vorhanden 
war« 5 \ Adenauer die Rheinstaatplä- 
ne näherbrachte. 

»Alle Bemühungen, das Phänomen 
der Rheinlandbewegungen im allge- 
meinen und der separatistischen Be- 
wegungen im besonderen zu erfassen, 
gehen in die Irre, wenn man hierfür 
nicht die ’ Kölnische Volkszeitung" 
und ihre Kampagne für die Gründung 
der rheinischen Republik als Aus- 
gangspunkt nimmt. Auch Adenauers 
Verhalten und seine Bestrebungen 
sind von daher erst richtig zu beurtei- 
len .« 6) Einer der führenden Köpfe 
dieses einflußreichsten katholischen 
Blattes des Rheinlandes war Josef 
Froberger, für den der Kölner Ober- 
bürgermeister unmittelbar zum An- 
laufpunkt wurde! 

Die »Kölnische Volkszeitung« 
brachte seit dem 10.11.1918 nachhaltig 
zum Ausdruck, daß das von Präsident 
Wilson formulierte »Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker« weniger ge- 
genüber Paris Anwendung finden, 
sondern vielmehr von Berlin zu for- 
dern sei, um von Preußen loszukom- 
men. »Nur diese Zeitung betrieb in 
ganz einzigartiger Weise mit Vehe- 
menz und Entschiedenheit eine Kam- 
pagne für die Gründung eines eigenen 
Rheinstaates .« 7 > Dabei hatte das Blatt 
während des Krieges eine streng anne- 
xionistische Politik vertreten! 

»So einzigartig wie die Kampagne 
der 'KV", die ihre Leser immer wieder 
aufforderte, mit der Vergangenheit zu 
brechen, sich selbständig zu machen 
und Berlin nicht mehr als Hauptstadt 
anzuerkennen, sondern statt dessen 
für die Zukunft einen lockeren Staa- 
tenbund in Deutschland anzustreben. 



ist auch die Tatsache, daß die ’KV‘ im 
Frühjahr 1918 über holländische Mit- 
telsmänner in Beziehung zur französi- 
schen Regierung getreten ist. Für die 
Summe von einer Million Mark ver- 
pflichtete sich damals die Zeitung, für 
die Wiederherstellung Belgiens und 
die Rückgabe Elsaß-Lothringens ein- 
zutreten. Am 5. Juni 1918 meldete der 
französische Militärattache in Den 
Haag, daß er am Vortage die erste 
Rate in Höhe von 400 000 Mark zu- 
züglich 15 000 Francs an die holländi- 
schen Unterhändler gezahlt habe.« 8 ' 
Bei diesen holländischen Unterhänd- 
lern handelte es sich um Mitglieder ei- 
nes französischen Ordens, »wobei bei 
ihnen offensichtlich der katholische 
Glaube mit dem französischen Waf- 
fensieg in Übereinstimmung stand.« 9) 

Köhler geht davon aus, daß die hol- 
ländischen Geistlichen bei ihrem Ver- 
such, Kontakte zur Redaktion der 
»Kölnischen Volkszeitung« herzustel- 
len, bei Froberger das ehemalige Or- 
densprovinzial eines anderen französi- 
schen Ordens sowie bei Verleger F.X. 
Bachem und Chefredakteur Hoeber 
besonders erfolgreich waren. Frober- 
ger wird dabei als »Motor der Bewe- 
gung« bezeichnet. »Als ehemaliger 
Ordensgeistlicher, der weiterhin dem 
katholischen Milieu verhaftet blieb, 
aber sich zugleich auch nachrichten- 
dienstlich als Mitarbeiter des Inlands- 
Nachrichtendienstes der OHL betätig- 
te, als Elsässer, der keine Anhänglich- 
keit an das Bismarckreich zeigte und 
1919 sogar einen deutschen und einen 
französischen Paß gehabt haben soll 
— kurz, ein außerordentlich aktiver 
und zugleich undurchschaubarer 
Mann, der mit seinen internationalen 
Beziehungen — wer hatte die schon in 



Köln 1918 — viel Eindruck machte 
und die Leute verblüjfte.« w) Dieser 
Mann schaltete sich nicht nur publizi- 
stisch, sondern zunehmend auch di- 
rekt in die politische Willensbildung 
ein und versuchte, Einfluß zu gewin- 
nen. »So kam es, daß er nicht nur zur 
zentralen Figur der Kölner Bewegung 
wurde, sondern zugleich in enge, 
wenn auch nicht spannungsfreie Be- 
ziehungen zu Adenauer eint rat . «"* 

Die Frage, ob Adenauer um die 
Rolle und die Verbindungen der Köl- 
nischen Volkszeitung wußte, und ob 
auch er sich frühzeitig auf eine deut- 
sche Niederlage eingerichtet hatte, 
wird wohl für immer offen bleiben. Es 
bleibt als Tatsache die Erklärung Ade- 
nauers gegenüber dem Marquis de 
Lillers, er hätte seit 1917 die Grün- 
dung der Kölner Universität mit der 
Absicht eines deutsch-französischen 
Rapprochement betrieben. 

III. Der Rheinstaat 

Die entscheidende Zäsur stellte die 
Versammlung am Abend des 4. De- 
zembers 1918 im Gürzenich, dem al- 
ten Festsaal von Köln, dar. Die letzten 
deutschen Truppen hatten die Stadt 
verlassen, und am nächsten Morgen 
konnten den Waffenstillstandsbedin- 
gungen gemäß alliierte Truppen ein- 
ziehen. 

Diese Versammlung war unter der 
Leitung des Oberpfarrers Kastert als 
Zentrumsversammlung einberufen 
worden, der — gewillt, über die Be- 
denken weiter Zentrumskreise hinweg- 
zugehen — vor Ankunft der Sieger 
unwiderrufliche Tatsachen schaffen 
wollte: Die Wahl der Devise des »frei- 
en Staats am freien Rhein« zeigte, 
» daß er gewillt war, in dieser entschei- 
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denden Stunde zu handeln. (...) Der 
Gürzenich war zum Bersten gefüllt 
von einer fiebernden Menge, die mit 
lauten Rufen die rheinische Freiheit 
forderte und nicht enden wollende 
Hochrufe auf die rheinische Republik 
ausstieß.« t2) Schließlich ergriff jedoch 
der Zentrumsvorsitzende Trimborn 
das Wort, um eine überstürzte Tat zu 
verhindern; er »brach kurz jeden Ge- 
danken an eine sofortige Proklama- 
tion ab und verlangte, daß man den 
‘bewährten und berufenen Zentrums- 
führer n' Vertrauen schenken sollte, 
damit diese den nach ihrer Ansicht 
günstigen Augenblick für die Schaf- 
fung des rheinischen Staates wählen 
sollten. Obwohl sich der treue Kasten 
mit Un- 

gestüm jeder neuen Vertagung wider- 
setzte, gelang es dem Klüngel Trim- 
borns, der seinem Führer bedingungs- 
los ergeben war, die Proklamation 
zum Scheitern zu bringen und sie 
durch eine einfache Erklärung zu er- 
setzen, die wohl eine prinzipielle Ent- 
scheidung für die Errichtung eines 
rheinischen Staates enthielt, die aber 
in Wirklichkeit nur ein Fetzen Papier 
war, dazu verurteilt, ohne Folgen zu 
bleiben. Der Zentrumsklüngel hatte 
gespielt .« 131 

Welche Rolle hat nun Konrad Ade- 
nauer bei dieser Versammlung ge- 
spielt? Was seine eigenen Angaben 
dazu betrifft, fallen entscheidende 
Ungereimtheiten auf: »Am 13. De- 
zember 1918 erklärte er in Elberfeld, 
daß er ‘von dem Verlauf der Ver- 
sammlung ‘ nicht jedoch von der Tat- 
sache der Versammlung als solcher, 
‘vollständig überrascht ‘ gewesen ist. 
Das konnte schon deshalb nicht der 
Fall sein, weil er in Elberfeld ergän- 
zend hinzufügte, daß ein 'Heißsporn' 
ihm vorgeschlagen hatte, sich an die 
Spitze zu stellen. Das konnte nur hei- 
ßen, daß er Präsident der neuen Repu- 
blik werden sollte. Einige Monate 
später, in dem Bericht über seine Tä- 
tigkeit vom November 1918 bis März 
1919, will er so ‘vollständig über- 
rascht * worden sein, daß er die ganze 
Angelegenheit überhaupt erst am 
nächsten Tage aus der Zeitung erfah- 
ren habe. (...) Er war bis zu diesem 
Zeitpunkt weder als Aktivist in Er- 
scheinung getreten, noch in dem en- 
gen Kreis der überzeugten Befürwor- 
ter, für die es keine Alternative gab 
und die sich gegenseitig in ihrer Über- 
zeugung nur bestärkten, an exponier- 
ter Stelle tätig geworden. Das bedeutet 
aber nicht, daß er sich aus allem her- 
aushielt. Er hatte ständig Kontakt zu 
Froberger, dem Motor der ganzen Be- 
wegung, und war deshalb über alles. 



was vorging, gut informiert. Daß er 
tatsächlich unterrichtet war und zu- 
gleich ein beträchtliches Maß an Au- 
torität in diesen Kreisen genoß 
belegen seine eigenen Aussagen .« 141 

Am läge vor der Versammlung, al- 
so am 3. Dezember 1918, hatte Ade- 
nauer überraschend Besuch von dem 
Sozialwissenschaftler Götz Briefs aus 
Berlin erhalten. Er ergriff diese Gele- 
genheit beim Schopf und bat seinen 
Besucher, nach Berlin zurückzukeh- 
ren und ihm die Meinung der Reichs- 
regierung zur vorgesehenen Prokla- 
mation des Rheinstaates mitzuteilen. 
Briefs folgte diesem Wunsche, disku- 
tierte die Angelegenehit mit Hugo 
Preuß, dem Staatssekretär im Reichs- 
amt des Innern, und teilte Adenauer 
am 4.12. nachmittags telefonisch die 
strikt ablehnende Haltung der Regie- 
rung mit. »Wenn in Berlin Gerüchte 
umliefen, ‘daß einflußreiche Kreise im 
Rheinland aus dem Reiche heraus- 
strebten, nicht wie normale Schieber 
mit Noten, sondern mit einem ganzen 
Lande auf dem Rücken', dann mujite 
die Angelegenheit weit ernster genom- 
men werden, als dies aus der Kölner 
Perspektive erschien. Daß Adenauer 
sofort reagierte und die Einstellung 
der Regierung zu erfahren suchte, 
spricht sowohl für seine Reaktionsfä- 
higkeit wir für das offensichtlich vor- 
handene Engagement in der Frage der 
rheinischen Republik .« l5) Nun erken- 
nend, daß seine Autorität nicht stark 
genug war, die geplante Versammlung 
zu verhindern, wies er die Führerrolle 
(Staatspräsident!) zurück und glänzte, 
um aus der Schußlinie zu bleiben, am 
Abend des 4. Dezembers durch Abwe- 
senheit! 

Adenauer war es rechtzeitig gelun- 
gen, sich von den Aktivitäten des 4. 
Dezembers fern- und sich aus den an- 
schließenden Debatten darum heraus- 
zuhalten. Sein Amt als Oberbürger- 
meister war gleichzeitig eine einzig- 
artige Chance dafür, zukünftig im 
Rheinland eine zentrale Rolle zu spie- 
len: Er war Amtsperson, gleichzeitig 
aber niemandem direkt unterstellt; er 
konnte mit Regierungsstellen im Reich 
ebenso wie mit den Besatzungsmäch- 
ten verhandeln. 

IV. Die Friedensrepubik 

Am 1. Februar 1919 versammelten 
sich auf Adenauers Einladung und 
unter seinem Vorsitz die Abgeordne- 
ten der Nationalversammlung und der 
preußischen Landesversammlung, be- 
vor sie jeweils zur konstituierenden 
Sitzung nach Weimar bzw. nach Ber- 
lin fuhren, sowie die rheinischen 
Oberbürgermeister in Köln. Es han- 



delte sich dabei nur um Vertreter des 
besetzten Gebiets! Adenauer legte — 
aus seiner Sicht — ruhig die politische 
Situation dar, man beriet dann nach 
Fraktionen getrennt und verabschie- 
dete schließlich geschlossen eine Reso- 
lution zur Gründung eines »Westdeut- 
schen Politischen Ausschusses«, der 
die künftige Entwicklung im Rhein- 
land lenken sollte. 

In seiner Rede hatte Adenauer die 
historisch begründete Erbfeindschaft 
zwischen Frankreich und Deutschland 
dargestellt, aus der sich — vor dem 
Hintergrund der nunmehr gegebenen 
Niederlage Deutschlands im Welt- 
krieg — für die Zukunft des Rhcin- 
landes zwei Möglichkeiten ergäben: 
Annexion oder Bildung eines von 
Frankreich abhängigen Pufferstaates, 
der künftige revanchistische Übergrif- 
fe Deutschlands auf Frankreich ver- 
hindern sollte. »Dabei ist anzumer- 
ken, daß ersieh in der Skizzierung der 
Alternative sehr verschwommen aus- 
drückte. Denn zwischen der angeblich 
chauvinistischen und der gemäßigten 
Richtung gab es im Grunde keinen 
großen Gegensatz, weil die Bildung 
des Pufferstaates ebenfalls voraussetz- 
te, daß die militärische und politische 
Grenze Deutschlands am Rhein verlie- 
fe, daß das linke Rheinufer abgetrennt 
und dort ein von Frankreich abhängi- 
ges Staatswesen errichtet würde .« I6) 

Danach behandelte Adenauer die 
Frage, wie diese möglichen französi- 
schen Zielsetzungen zu vereiteln wä- 
ren. Er kam zu dem Schluß, daß dies 
nur mit Hilfe Englands zu erreichen 
wäre! Adenauer war überzeugt davon, 
daß es zu Annexion oder Westdeut- 
scher Republik keine Alternative ge- 
ben könne; allein mit Hilfe der Eng- 
länder könnte jedoch an Stelle eines 
von Frankreich weitgehend abhängi- 
gen Pufferstaates eine westdeutsche 
»Friedensrepublik« entstehen, die von 
Berlin so unabhängig sein sollte, daß 
sie eine aktive Politik des Ausgleiches 
mit Paris betreiben könne. »Wie man 
nun aber praktisch vorgehen sollte, 
blieb unklar und widersprüchlich .« l7 < 

Nach dieser Versammlung versuch- 
te Adenauer, die Engländer für seine 
Pläne zu interessieren. Gleichzeitig 
trat er jedo.ch auch mit den Franzosen 
über in Köln anwesende Offiziere in 
Kontakt; dabei soll er sich auch dazu 
bereit erklärt haben, selbst nach Paris 
zu kommen, um dort über die Grün- 
dung der rheinischen Republik zu ver- 
handeln. Es ist anzunehmen, daß an 
den Kontakten zu Engländern und 
Franzosen auch Froberger beteiligt 
war: Froberger behauptete später — 
übrigens durch Adenauer unwider- 
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Demonstration gegen den Versailler Vertrag: Adenauer versuchte Frankreich für seine Pläne zur Gründung eines Rheinstaates zu inter- 
essieren, um die Friedensbedingungen zu mildern. 



sprachen — , er habe »unter Aufwen- 
dung vieler Arbeit und großem Zeit- 
verlust auf Ihren Wunsch und nach 
Ihren Weisungen mich in dieser Sache 
in Ihrem Dienste ganz unpersönlich 
bemüht .« 18) 

Während dieser Sondierungen bei 
Engländern und Franzosen dräng- 
ten jedoch die Aktivisten in Köln, 
Aachen, Wiesbaden und TVier zur Ak- 
tion. Dazu Dorten: »Aber ich begann, 
ernstlich an der Aufrichtigkeit des 
Bürgermeisters von Köln zu zweifeln. 
Das war gewiß nicht der Mann der 
Tat, der fähig war, das Zentrum auf 
den Plan zu rufen. Dieser verstockte 
Opportunist hatte zweifellos die Ab- 
sicht, die Führung der verschiedenen 
Bewegungen in der Hand zu halten, 
um die eine oder andere Lösung je 
nach Lauf der Dinge verwerten zu 
können. Auf diese Weise glaubte er si- 
cher, den Enderfolg wie eine reife 
Frucht pflücken zu können, ohne sich 
persönlich bloßzustellen.« {9) Dorten 
forderte Anfang März 1919 Adenauer 
und mit ihm den Westdeutschen Poli- 
tischen Ausschuß noch einmal ultima- 
tiv zum Handeln auf. Noch vor der 
Entscheidung der Friedenskonferenz 
über das Rheinland sollte ein Schritt 
in Richtung der Rheinstaatbildung 
unternommen werden! Adenauer 
blieb indes zurückhaltend und wollte 
davon in der augenblicklichen Situa- 



tion nichts wissen. Darauf kam es 
zum Bruch. 

Am 6. März fand eine Versamm- 
lung im Windthorstsaal der »Kölni- 
schen Volkszeitung« unter dem Vor- 
sitz von Bertram Kasten statt. Dabei 
wurde beschlossen, den Westdeut- 
schen Politischen Ausschuß wegen 
völliger Untätigkeit als erledigt anzu- 
sehen und Adenauer alle Vollmachten 
zu entziehen. Dorten wurde zum »Er- 
sten Bevollmächtigten des Arbeitsaus- 
schusses zur Errichtung einer West- 
deutschen Republik« gewählt. 

Über die angebliche Äußerung Fro- 
bergers, Adenauer selbst habe den am 
1. Februar gebildeten Ausschuß wie- 
derholt als aufgelöst bezeichnet, kam 
es dann letztlich auch zum Bruch zwi- 
schen diesen beiden. »In welch star- 
kem Maße Adenauers und Frobergers 
Grundeinstellung über die Notwen- 
digkeit und die Bedeutung eines rhei- 
nischen Staatswesens übereinstimmte, 
zeigte sich bei den Aktivitäten im Mai 
nach Bekanntwerden der Friedensbe- 
dingungen. Ohne jeden Kontakt mit- 
einander versuchten beide, in Ver- 
handlungen mit Vertretern Frank- 
reichs für die Verwirklichung dersel- 
ben Ziele einzutreten. Bei dieser 
Parallelaktion wurde deutlich, daß 
der Bruch nur auf persönlichen Ursa- 
chen, nicht aber auf sachlichen Diffe- 
renzen beruhte .« 20) 



V. Das Diktat von Versailles 

Die Sondierungen Adenauers bei Eng- 
ländern und Franzosen hatten keine 
Ergebnisse gebracht, mit Froberger 
und anderen Aktivisten war es zum 
Bruch gekommen. Am 20. April 1919 
wurde die Reichsregierung eingela- 
den, Vertreter nach Versailles zu ent- 
senden, um von den Bedingungen, 
unter denen die alliierten und assozi- 
ierten Mächte zum Vertragsabschluß 
bereit waren, Kenntnis zu nehmen. 
Am 7. Mai 1919 wurden die Friedens- 
bedingungen der deutschen Delega- 
tion übergeben. Eines wurde dabei 
deutlich: Der Friedensabschluß sollte 
mit dem Deutschen Reich erfolgen 
und nicht mit Einzelstaaten. Der 
Rhein wurde nicht als deutsche Gren- 
ze festgelegt, damit entfiel eigentlich 
die »Notwendigkeit«, einen eigenen 
Rheinstaat zu gründen, etwa um da- 
mit der französischen Annexion zu 
entgehen. Dennoch versuchte Ade- 
nauer jetzt noch einmal, in verschie- 
denen Anläufen beim französischen 
Delegierten für die britische Zone, 
dem besagten Capitaine Marquis de 
Lillers, diesen für seine Pläne zur 
Gründung eines Rheinstaates um den 
Preis einer Milderung der Friedensbe- 
dingungen zu interessieren. Dabei 
stand für ihn nicht die Frage der Un- 
erfüllbarkeit des Friedensvertrages für 
Deutschland im Vordergrund, viel 
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Ruhrbesetzung 1923: Für Frankreich bot sich damit die Möglichkeit, der Separatisten- 
clique von Adenauer auch militärisch Schützenhilfe zu geben und ... 




... gleichzeitig zwangsweise Reparationsleistungen aus dem gebeutelten Rheinland zu 
schaffen: Reparationslieferung an Frankreich. 



mehr ging es ihm vor allem darum, 
für das Rheinland positive Perspekti- 
ven zu gewinnen. 211 Mit seinem dabei 
vorgebrachten Vorschlag »der Grün- 
dung des westdeutschen Staates, der 
den westlichen Demokratien offen 
sein und den Frieden garantieren soll- 
te, (hatte er) eine Umstrukturierung 
der inneren Verhältnisse Deutschlands 
im Auge gehabt, indem er diesen Staat 
zum ausschlaggebenden politischen 
Faktor der deutschen Politik machen 
wollte. Einen solchen tiefgreifenden 
Wandel der staatsrechtlichen Verhält- 
nisse und damit der politischen Herr- 
schaftsstruktur konnte er jedoch nur 
mit Hilfe der Entente verwirklichen. 
Man wird ihn nicht für so töricht hal- 
ten dürfen, daß er ernsthaft geglaubt 
hat, den Franzosen etwas über die an- 
geblich fortdauernde Schlüsselrolle 
Preußens vorflunkern zu können, um 
dadurch die Gründung eines Bundes- 
staates Nordrhein-Westfalen — ver- 
bunden mit einer Milderung des 
Friedensvertrages — zu erreichen. (...) 
Adenauer war überzeugt davon, daß 
solch ein Staat, der die Machtstruktu- 
ren Deutschlands nachhaltig verän- 
derte, auch im Interesse Frankreichs 
sein mußte, da ein faktisch selbständi- 
ger Staat im Westen einen wirksame- 
ren Puffer darstellte als die 
französische Besatzung des linksrhei- 
nischen Gebietes. (...) Die französi- 
sche Reaktion war jedoch negativ. Die 
Ursachen dafür sind einerseits in 
Zweifeln an dem Plan als solchem, an- 
dererseits aber vor allem in der Person 
Adenauers zu suchen.« 22) »Er schlug 
eine Lösung vor, die sowohl die fran- 
zösische wie die rheinische Seite be- 
friedigen sollte, präsentierte sich 
jedoch nicht als ein Handlanger der 
Franzosen. A ber nur solche Kreaturen 
hatten bei der damaligen Unfähigkeit 
der Franzosen, ihre eigenen Ressenti- 
ments und Vorurteile zu überwinden 
und ein realistisches Bild von der Lage 
und von ihren Aussichten im Rhein- 
land zu gewinnen, die Chance, akzep- 
tiert zu werden .« 23) Adenauer irrte 
sich gründlich in seiner Annahme, die 
rheinische »Friedensrepublik« böte 
insbesondere Frankreich eine interes- 
sante Perspektive: Frankreich lag der 
Gedanke an eine deutsch-französische 
Annäherung fern, machtpolitische 
Fragen standen eindeutig im Vorder- 
grund französischen Interesses, die 
»Friedensrepublik«, die auf das übri- 
ge Deutschland mäßigend einwirken 
und Frankreich das Bedrohungsge- 
fühl nehmen konnte, hatte hier keinen 
Platz! 

Nach all diesen Enttäuschungen 
wechselte Adenauer »abrupt die Posi- 



tion und wurde ein 'normaler' deut- 
scher Politiker mit dem legitimen Ehr- 
geiz, die politische Karriere in 
Preußen und möglicherweise auch auf 
Reichsebene fortzusetzen. Die briti- 
sche Präsenz in Köln bot ihm dafür 
die Voraussetzung, denn durch sie war 
das wirksamste Gegengewicht gegen 
weiterreichend französische Ansprü- 
che gegeben.« 241 

VI. Die Ruhrbesetzung 

Unter dem Vorwand der Absicherung 
rückständiger und zukünftiger deut- 
scher Reparationsleistungen began- 
nen am 11. Januar 1923 belgische und 
französische Truppen mit der Beset- 
zung des Ruhrgebietes; infolgedessen 
rief die Reichsregierung zum »passi- 



ven Widerstand« gegen die Besatzer 
auf, der erst Ende September 1923 
wieder aufgegeben wurde. Diese Er- 
eignisse zwischen Rhein und Ruhr 
wirkten gleichzeitig als auslösendes 
Moment für neue, den staatsrechtli- 
chen Zusammenhalt des Deutschen 
Reiches aufs äußerste gefährdende 
Aktivitäten. 

Nach Abbruch des passiven Wider- 
standes zeigte sich erneut, daß Frank- 
reich an einer Normalisierung der 
Beziehungen zu Deutschland nicht in- 
teressiert war. »Man erkannte die 
Reichsregierung nicht mehr als Ver- 
handlungspartner an und begann im 
besetzten Gebiet, an der Ruhr wie im 
Rheinland, mit Vertretern dieser Ge- 
biete selbst, Industriellen, Bürgermei- 
stern, Politikern, Geistlichen in 
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Passiver Widerstand: Friedrich Ebert im »Revier«. Die französische Ruhrbesetzung führte in Deutschland zu einer starken nationalen 
Geschlossenheit. Vor allem die Arbeiterschaft unterstützte den Widerstand duch Streiks und Boykott. 



direkten Kontakt zu treten.« 25 * Dabei 
war offenes Ziel der französischen 
Regierungspolitik die Wiederaufnah- 
me nationaler Alleingänge, die Schaf- 
fung eines autonomen Rheinstaa- 
tes 26 ’, der zwar eine eigene Polizei ha- 
ben sollte, militärisch aber zunächst 
von den Alliierten, später vom Völker- 
bund kontrolliert werden sollte! 

Die Ruhrbesetzung im Januar 1923 
führte in Deutschland zu einer starken 
nationalen Geschlossenheit, die je- 
doch schrittweise wieder nachließ, je 
länger der Konflikt andauerte. Auch 
der Kurs der rheinischen Zentrums- 
partei führte parallel dazu immer wei- 
ter von dieser Solidarität weg bis hin 
schließlich zur offen signalisierten 
Verständigung mit den Franzosen um 
fast jeden Preis. Adenauer hoffte zu- 
nächst, daß die Briten etwas tun wür- 
den, um die Krise zu beenden. Wie- 
derholt äußerte er britischen Vertre- 
tern in Köln gegenüber, daß Deutsch- 
land auseinanderbrechen würde, wenn 
von seiten Großbritanniens nichts ge- 
schehe. 

»Die Separatistenputsche nach dem 
20. Oktober schufen eine neue Situa- 
tion. Die Horrorvision, daß die Sepa- 
ratisten, in den Augen der rheinischen 
Bevölkerung Gesindel der schlimm- 
sten Sorte, von den Franzosen die 



Macht zugespielt erhielten, ließ Ade- 
nauer nicht ruhen. In der Erkenntnis, 
daß er zu lange auf die Engländer ge- 
wartet hatte, warf er resolut das Steu- 
er herum und suchte in Kontakt mit 
dem französischen Hochkommissar 
Tirard zu gelangen. Dabei trieb ihn 
nicht der Wunsch nach Versöhnung 
oder die Hoffnung, einen Brücken- 
schlag zwischen Deutschland und 
Frankreich bewerkstelligen zu kön- 
nen. Eine solche Vorstellung geht an 
der historischen Realität der damali- 
gen Krise völlig vorbei. Es war viel- 
mehr die Kapitulation vor dem 
französischen Nationalismus, wie er 
sich in der Politik von Poincare äu- 
ßerte, zu der er sich im November 
1923 veranlaßt sah.« 21) 

Am 24. Oktober trafen sich 52 Poli- 
tiker und Wirtschaftsvertreter aus 
dem Rheinland und dem rheinisch- 
westfälischen Industrierevier im Rat- 
haus zu Barmen, wo über die fakti- 
sche Abtrennung des Rheinlandes und 
den weitgehenden Souveränitätsver- 
lust der Zentralregierung sowie die 
daraus abzuleitenden Konsequenzen 
gesprochen wurde. Wieder trug Ade- 
nauer seine (bzw. Frobergers) Gedan- 
ken über die zu schaffende Friedens- 
republik vor, durch die eine wesentli- 
che Erleichterung der Versailler Frie- 



densbedingungen zu erreichen wäre; 
dies könnte auch die vollständige Los- 
lösung vom Reich zur Folge haben! 
»Adenauers Ausführungen in Bremen 
müssen in erster Linie als Ausdruck 
eines politischen Wunschdenkens ver- 
standen werden, mit dem er seinen 
Führungsanspruch anmeldete, der 
vom rheinischen Zentrum und der 
rheinischen Wirtschaft voll akzeptiert 
wurde. (...) Die Formulierung so weit- 
gesteckter Erwartungen sind als der 
entschlossene Versuch Adenauers an- 
zusehen, in der aufs äußerste zuge- 
spitzten politischen Situation ent- 
schlossen die Führung zu ergreifen. 
Lange hielt er sich zurück, dann hatte 
er unter der Hand bei Tirard sondie- 
ren lassen, was sich jedoch als Mißer- 
folg herausstellte. Das schreckte ihn 
jedoch nicht ab, im Gegenteil: jetzt er- 
st recht, ist man versucht zu sagen, 
wollte er die Führung überneh- 
men.« 2 ^ 

Schon einen Tag später wurde Ade- 
nauer zunächst jedoch buchstäblich 
»zurückgepfiffen«: Anläßlich einer 
Versammlung mit aus Berlin angerei- 
sten Regierungsmitgliedern zum sel- 
ben Thema hielt Reichskanzler 
Stresemann eine alles in den Schatten 
stellende Rede, in der er die außenpo- 
litische Gesamtsituation aufzeigte, zu- 
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gleich aber auch zu den Fragen der fi- 
nanziellen Leistungsfähigkeit des Rei- 
ches sowie zur Frage der Gründung 
einer rheinischen Republik Stellung 
nahm. Vor allem aber brachte er seine 
unmißverständliche Ablehnung ge- 
genüber einer Trennung von Teilen des 
Deutschen Reiches vom damaligen 
Reichsgebiet zum Ausdruck! Zu guter 
Letzt beschloß die Hagener Versamm- 
lung die Bildung einer 15-köpfigen 
Delegation (5 aus dem Rheinland, 5 
aus dem Ruhrgebiet, 5 aus Rheinhes- 
sen und der Pfalz), die in direkte Be- 
sprechungen mit der alliierten 
Hochkommission treten sollte; diese 
Verhandlungen sollten aber nur mit 
der Zustimmung der Reichsregierung 
und keinesfalls gegen ihren Willen er- 
folgen. »Adenauer tat sein mög- 
lichstes, um eine schnelle Lösung zu 
finden, aber ohne Erfolg. Niemand 
wagte es, klar das wahre Ziel anzuge- 
ben. Der Knoten des Dramas war die- 
ser: Wie der Bevormundung Strese- 
manns entrinnen, wenn man nicht im 
voraus die Gewißheit der Unterstüt- 
zung Frankreichs hatte?« 29) 

Noch bevor sich dieser Ausschuß 
am 31. Oktober konstituieren sollte, 
ließ Adenauer am 26. des Monats um 
eine Audienz bei Tirard nachfragen; 
derselbe Adenauer, der tags zuvor ge- 
genüber Kanzler Streseinann seine ab- 
solute Reichstreuc beschworen hatte! 

Schließlich wurde Adenauer am 15. 
November empfangen. Im Gespräch 
ging er von der notwendigen Um- 
strukturierung des Reiches aus. »Daß 
Adenauer nun sagte, der neue Staat 
würde außerhalb der Weimarer Ver- 
fassung stehen, daß er also aussprach, 
was er 1919 nur angedeutet hatte in 
der Erwartung, seine Gesprächspart- 
ner würden die richtigen Schlüsse aus 
seinen Erklärungen ziehen, erklärte 
sich aus der verzweifelten Situation, 
in der sich Deutschland Mitte Novem- 
ber 1923 befand, wie aus der Notwen- 
digkeit, bei Tirard im richtigen Licht 
zu erscheinen. Wenn auch der Hitler- 
putsch gescheitert war, bedeutete das 
im Bewußtsein der Zeitgenossen kei- 
neswegs, daß nun der gefährlichste 
Abschnitt der Krise überwunden war. 
Um mit Tirard ernsthaft ins Geschäft 
kommen zu können und ihn zu veran- 
lassen, seiner Konzeption eines fak- 
tisch unabhängigen Staates mit enger 
Verflechtung der rheinisch-westfäli- 
schen und französischen Industrie nä- 
herzutreten, war es unumgänglich, 
das, was er schon in Barmen und Ha- 
gen angedeutet hatte, klar auszuspre- 
chen: daß die von ihm erstrebte 
Staatsgründung außerhalb der Verfas- 
sungsordnung anzusiedeln war.« 30 ’ 



Die nicht mehr mit der Reichsver- 
fassung zu vereinbarende Sonderstel- 
lung seiner rheinischen Republik wird 
auch aus Adenauers Zustimmung zur 
Schaffung einer rheinischen Goldno- 
tenbank deutlich, die außerhalb des 
deutschen Währungssystems stehen 
sollte und die vor allem von rheini- 
schen Banken- und Industriekreisen 
betrieben wurde. »Im November 1923 
stand aber Frankreich als der strah- 
lende Sieger des Ruhrkonfliktes da. 
und es kam für die rheinischen Hono- 
ratioren einzig und allein darauf an, 
sich mit dieser tonangebenden Macht 
zu arrangieren /« 3I) 

»Als das Reich wider Erwarten 
nicht zusammenbrach, kam eine Zeit 
der Unentschlossenheit; sie zeigt ein- 
erseits ein erstaunlich langes Festhal- 
ten Adenauers an seinen Staatsplä- 
nen, andererseits das Bestreben, sich 
gegen den Vorwurf des Separatismus 
abzusichern. « 32) Bei allen Aktivitäten 
Adenauers gilt es eines immer zu be- 
denken: Nie hatte Adenauer für die 
Verhandlungen, die er mit Franzosen 
(und Engländern) führte, irgendeine 
Legitimation besessen! 



VI. Erster Kanzler 

der Bonner Republik 

Nachdem Konrad Adenauer im März 
1933 von den Nationalsozialisten sei- 
nes Oberbürgermeisterpostens entho- 
ben worden war, fuhr er noch einmal 
nach Berlin, wo Hermann Göring ver- 
suchte, ihn zur Mitarbeit an dem neu- 
en Staat zu gewinnen. Adenauer lehn- 
te jedoch ab, zog sich von aller akti- 
ven Politik zurück und lebte bis zum 
Kriegsende in Rhöndorf ganz gut von 
seinen Versorgungsbezügen. Zum 
eisernen Bestandteil der Adenauerle- 
gende gehört jedoch, daß die zwölf 
Jahre des tausendjährigen Reiches für 
Adenauer eine trostlose Leidenszeit 
gewesen seien. Indes — es dürfte nicht 
viele passive Regimegegner gegeben 
haben, die vom Staat (!) so viel Geld 
kassierten, daß sie sich davon eine Vil- 
la bauen konnten, die heute noch 
Wallfahrtsort und Ziel des Bonner 
Polit-Tourismus ist. Erfolglos versuch- 
te beispielsweise Jakob Kaiser, Ade- 
nauer für den Widerstand zu gewin- 
nen; er hielt jedoch bewußt Abstand 
zum aktiven Widerstand: gewiß keine 
Schande — aber auch kein Ruh- 
mesblatt! 

Als jedoch im März 1945 amerika- 
nische Truppen in Köln einmarschier- 
ten, erklärte Adenauer den ersten ihm 
begegnenden Offizieren, daß es zwei 



Deutschland gebe: das eine im wesent- 
lichen durch römische Kultur geprägt, 
das andere durch Preußen! Noch im 
selben Jahr legte Adenauer seine Ge- 
danken über Deutschlands Zukunft in 
einem Memorandum für General de 
Gaulle dar. Danach müßten die so- 
wjetisch besetzten Reichsteile für eine 
nicht absehbare Zeit aus diesen Be- 
trachtungen ausscheiden. Aus den 
Restgebieten seien ein Rheinstaat (!) 
und zwei weitere Staaten zu bilden, 
die alle eine voneinander unabhängige 
Außenpolitik zu treiben hätten und al- 
lenfalls ein völkerrechtlich loses ge- 
meinsames Gebilde werden sollten! 
Neunundsechzigjährig wurde Ade- 
nauer im März 1946 Vorsitzender des 
Landesverbandes Rheinland der CDU 
in der britischen Besatzungszone, am 
1. September 1948 Präsident des Par- 
lamentarischen Rates der drei West- 
zonen. Am 15. September 1949 wurde 
Konrad Adenauer vom ersten Deut- 
schen Bundestag zum ersten Kanzler 
der Bonner Republik gewählt: Von 
402 stimmberechtigten Abgeordneten 
hatten sich 202 für ihn entschieden! 




Am Ziel seiner Wünsche: Adenauer wird 
Kanzler einer westdeutschen Republik, des 
vergrößerten Rheinstaates BRD 



Mit Konrad Adenauer in dieser füh- 
renden Stellung entschied sich zwi- 
schen 1950 und 1954 das Nachkriegs- 
schicksal Deutschlands, entschied 
sich seine Zukunft. Seit der Berlin- 
Blockade (Juni 1948 bis Mai 1949) 
malte der Bonner Kanzler das Bild des 
sowjetischen Expansionswillens in 
den düstersten Farben; spätestens seit 
Ende 1950 bestand das geheime, aber 
unverbrüchliche Einvernehmen zwi- 
schen den USA und Adenauer, mit 
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Forderung nach einem Friedensvertrag: DDR-Plakate (1952 / 1953 / 1954) 




konkreten Vorbereitungen zur Auf- 
stellung westdeutscher Truppen zu be- 
ginnen! 

Im Frühjahr 1951 waren in Europa 
Vorbereitungen für eine Außenmini- 
sterkonferenz der vier Siegermächte 
über die Lage Deutschlands und 
Europas im Gange. Überraschend be- 
schlossen die Außenminister der drei 
Westmächte im September desselben 
Jahres, auf die Moskauer Mitarbeit zu 
verzichten, um einseitig die Stellung 
Westdeutschlands zu den westlichen 
Alliierten im Deutschland- oder Ge- 
neralvertrag von 1952 neu zu umrei- 
ßen bzw. aufzuwerten. 

Offenbar bereitete der Gedanke an 
eine bedingungslose amerikanisch- 
westdeutsche Allianz der UdSSR 
größtes Unbehagen: Am 10. März 
1952 ließ Stalin den Westmächten zu- 
sammen mit einem Friedensvertrags- 
entwurf für Deutschland eine Note 
überreichen, die das Angebot der 
Wiedervereinigung Deutschlands un- 
ter einer gesamtdeutschen Regierung, 
den Abzug aller Besatzungstruppen, 
die Schaffung einer deutschen Armee 
und die Aufnahme Deutschlands in 
die UNO enthielt. Einzige Bedingung: 
die strikte Neutralität Deutschlands! 
Adenauer war strikte gegen eine Wie- 
dervereinigung Deutschlands unter 
der Bedingung militärischer Neutrali- 
tät. Er wischte die Stalin-Note als rei- 
nes Propagandapapier vom Tisch 
oder gab sie sogar als Beweis des Er- 
folges seiner Politik der Stärke aus. 
»Auf einer CDU -Versammlung am 16. 
März 1952 hatte der Kanzler es als 
Ziel seiner Politik bezeichnet, den We- 
sten so stark zu machen, daß er mit 
der Sowjetunion in ein vernünftiges 



Gespräch kommen könne. Wörtlich: 
'Ich bin fest davon überzeugt, und 
auch die letzte Note Sowjetrußlands 
ist wieder ein Beweis dafür, daß, wenn 
wir auf diesem Weg fortfahren, der 
Zeitpunkt nicht mehr allzu fern ist, zu 
dem Sowjetrußland sich zu einem ver- 
nünftigen Gespräch bereiterklärt .‘ 
Adenauer ließ offen, was er unter 'ei- 
nem vernünftigen Gespräch* verstand. 
(...) Niemand wird dem ersten Kanzler 
der Bundesrepublik vorwerfen kön- 
nen, er wäre nicht konsequent auf 
dem Weg fortgefahren, den er für 
richtig hielt und auf dem die Wieder- 
vereinigung Deutschlands nicht er- 
reicht, sondern sehenden Auges 
verspielt wurde.« 313 



Adenauers Entschlossenheit zur 
Eingliederung der Bundesrepublik in 
die westliche Allianz war nicht zu er- 
schüttern. Diese Entschlossenheit be- 
fand sich in voller Deckung mit der 
Haltung der Westalliierten. Die USA 
hatten die feste Absicht, die Bundesre- 
publik als europäischen Eckstein in 
ihr Militärbündnis einzubeziehen; um 
der Wiedervereinigung willen hätten 
sie darauf verzichten müssen. In der 
dritten »Stalin-Note« vom 24. Mai 
1952 warnte die Sowjetunion noch 
einmal unmißverständlich vor der Un- 
terzeichnung des Generalvertrages: 
Hiermit würde eine für die Wiederver- 
einigung Deutschlands unüberwindli- 
che Hürde aufgebaut! 
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Zwei läge später Unterzeichnete 
Konrad Adenauer für die Bundesre- 
publik dieses rund vierhundertseitige 
Vertragswerk, das im wesentlichen Re- 
gelungen enthielt, die dem Siegerrecht 
entsprangen und die noch nicht ein- 
mal eines Besatzungsstatuts bedurft 
hätten! Rein formal erhielt West- 
deutschland durch diese Vereinbarung 
Souveränität verliehen. 

In Opposition zu Adenauers Vorge- 
hen standen SPD — damals noch 
nicht mit dem Etikett einer »Volkspar- 
tei« versehen — , teile der FDP sowie 
einige andere Parteien, die im Mos- 
kauer Angebot reelle Chancen er- 
kannten. Sie alle lehnten die mehr 
atlantisch als deutsch orientierte Hal- 
tung Adenauers, die strikte Unterta- 
nenorientierung der Bundesrepublik 
nach Westen unmißverständlich ab. 
Noch am 22. Mai 1952 erklärte der 
Führer der Sozialdemokratie, Kurt 
Schumacher, daß, wer dem General- 
vertrag zustimme, aufhöre, »ein guter 
Deutscher zu sein«. Der Vorschlag der 
verschiedenen Oppositionsgruppie- 
rungen, »sich gemeinsam mit der 
CDU/CSU bei den Westmächten für 
sofortige Viermächte- Verhandlungen 
einzusetzen, wurde von Adenauer un- 
terlaufen. Deshalb warf ihm die SPD 
mit Recht vor, er sei in der deutschen 
Frage unaufrichtig, weil er nichts an- 
deres anstrebe als schnellste Einglie- 
derung der Bundesrepublik in das 
Bündnisgefüge des Westens, und zwar 
um jeden Preis. Und deswegen auch 
die Warnungen der SPD vor der Un- 
terzeichnung des Deutschland- 
Vertrages, der den Weg zur deutschen 
Einheit blockiere.« U) 

Erst vor wenigen Jahren der Öffent- 
lichkeit zugänglich gemachte britische 
(Regierungs-)Akten zeigen, daß im 
Jahre 1953 selbst Winston Churchill, 
mit Sicherheit kein Freund Deutsch- 
lands, mehrmals über die Möglichkeit 
nachgedacht hat, Deutschland wie- 
derzuvereinigen und zu neutralisieren! 
Nach dem Tode Stalins im März 1953 
und der Wahl Eisenhowers zum US- 
Präsidenten wollte der britische Pre- 
mierministerf mit der sowjetischen 
Führung ins Gespräch kommen; er 
hatte die Notwendigkeit einer Auf- 
lockerung des Systems von Jalta er- 
kannt, das keinen Raum mehr für 
englische Großmachtpolitik ließ. Die 
Ideen Churchills mußten (natürlich) 
den in Westeuropa sich mühsam hin- 
schleppenden Prozeß zur Bildung 
der geplanten Europäischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft gefährden, was 
den Widerstand vor allem Frankreichs 
hervorrufen mußte. Aber auch Ade- 
nauer konnte im Wahljahr 1953 eine 



Kurt Schumacher vor einer SPD-Veranstaltung: Die Warnungen des SPD-Vorsitzenden 
vor der Unaufrichtigkeit Adenauers in der deutschen Frage blieben wirkungslos. 



HEUT!: DEUTSCHE NATIONAIARMEE 
IQRGEN: DEUTSCHE SOWJ ETREPUBLIK 
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Die HRD-Reaktion: Eine Plakatserie warnt vor der Neutralisierung Deutschlands. Ade- 
nauers atlantische Unterwürfigkeit setzte sich durch. 



erneute — diesmal vom Westen ausge- 
löste — Neutralitätsdiskussion nicht 
gelegen kommen. 

Am 11. Mai 1953 trat Churchill in 
einer Debatte des Unterhauses mit sei- 
ner Idee einer Viermächtekonferenz 
über Deutschland an die Öffentlich- 
keit. Drei Tage später war Adenauer 
zu Besuch in London. Er machte klar, 
daß mit ihm eine Entspannung durch 
Neutralisierung Deutschlands nicht 
zu verwirklichen sei! Andererseits 
konnte sich der Westen keinen stärker 
westlich orientierten Kanzler wün- 
schen. Die Rücksicht auf den Wahl- 
kämpfer Adenauer bestimmte in den 
kommenden Wochen und Monaten 
stärker als jede andere Überlegung 
das weitere taktische Vorgehen der 



Westmächte. Der Aufstand am 17. 
Juni 1953 in Ost-Berlin und in Mittel- 
deutschland ließ Adenauer allerdings 
einen Schwenk von 180 Grad vollzie- 
hen: Herzzerreißenden Botschaften 
an die westlichen Staatschefs, in de- 
nen er das »Terror- und Gewaltregi- 
me« in Mitteldeutschland geißelte, 
ließ er — um zumindest nach außen 
hin deutschlandpolitisch aktiv zu er- 
scheinen — im Juli 1953 einen eigenen 
Vorschlag für eine Viermächtekonfe- 
renz folgen! Tatsächlich luden die 
Westmächte die Sowjetunion zu Ver- 
handlungen über Deutschland auf 
Außenministerebene ein. 

Angesichts der Intercssenlage der 
Westmächte darf man getrost davon 
ausgehen, daß diese die vom 25. Ja- 
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Der 17. Juni 1953 in Osl-Berlin: trotz Adenauer und Kohl lebt der Gedanke der deutschen Einheit. 



nuar bis zum 18. Februar 1954 in Ber- 
lin stattfindende Viermächtekonfe- 
renz mit der festen Absicht initiierten, 
sie letzten Ende scheitern zu lassen. 
Die Westintegration der Bundesrepu- 
blik mußte sich danach um so leichter 
und fester gestalten lassen! 

Nach dem ergebnislosen Ende die- 
ser Viererkonferenz fand im Septem- 
ber 1954 in London eine Konferenz 
der Atlantik-Pakt- und der Montan- 
union-Staaten statt. Auf Empfehlung 
Konrad Adenauers stimmte am 7. Ok- 
tober 1954 der Deutsche Bundestag 
den Londoner Beschlüssen zu, nach 
denen Westdeutschland als Mitglied 
in das westliche militärische Paktsy- 
stem aufgenommen werden sollte. 
Noch einen Tag zuvor, drei Tage nach 
Abschluß der Londoner Konferenz, 
hatte Molotow noch einmal in einer in 
Ost-Berlin gehaltenen Rede freie Wah- 
len in ganz Deutschland und die Wie- 
dervereinigung garantiert! Der Westen 
jedoch »diskutierte kaum die Frage, 
aus welchen Gründen Rußland für die 
Wiedervereinigung Deutschlands ein- 
trat und wie ernst es den Sowjets da- 
mit war. (...) In Wirklichkeit ist 



Moskau niemals ein uneigennütziger 
Anwalt der deutschen Einheit gewe- 
sen, aber auch Amerikas und Ade- 
nauers Politik der starken Worte 
sollten nicht mehr als Ausdruck eines 
selbstlosen Wiedervereinigungsinte- 
resses verstanden werden ,« 35 > 

Ausgerechnet eine Abgeordnete der 
Grünen, Antje Vollmer, war es, die 
am 12. September 1984 vor dem Deut- 
schen Bundestag feststellte, daß es zu 
den politischen Meisterstücken der 
Adenauer-Ära gehöre, das Faktum 
der bewußten, gezielten und geplanten 
Aufgabe der Einheit Deutschlands 
durch die einseitige Westintegration 
mit den Forderungen in der Präam- 
bel des Grundgesetzes und dem darin 
enthaltenen W iederverei nigungsgebot 
verbunden zu haben. Daß sich an die- 
ser Politik bis heute nichts geändert 
hat, zeigt in jüngster Vergangenheit 
die Initiative des CDU-Bundestags- 
abgeordneten Friedmann vom No- 
vember 1986. 

Die Neutralisierung war für die So- 
wjetunion Mitte der fünfziger Jahre 
eine absolute Bedingung, um die 
deutsche Frage zu lösen. Die Westalli- 



ierten wußten dies, und deshalb 
»mußte das Schlüsselwort 'Neutrali- 
tät ' ins politische und moralische Ab- 
seits gerückt werden. Das gelang um 
so leichter, als es dem Blockdenken 
der Amerikaner entgegenkam und 
sich mit der Bereitschaft der Bonner 
Regierung deckte, Westdeutschlands 
Kompaß auf den Kurs Washingtons 
festzulegen. So wurde in der Ära der 
amerikanischen Außenpolitik unter 
John Foster Dulles Neutralität ein po- 
litisches Schimpfwort. Noch im Jahr 
1956, nachdem Dulles der 'immer- 
währenden Neutralität ' Österreichs 
seinen Segen erteilt hatte, bezeichnte 
er politische Neutralität als etwas Un- 
moralisches.« 3 ® 

In diesem moralischen Abseits steht 
der Begriff »Neutralität« auch heute 
noch bei allen Bonner Parteien und 
den sie unterstützenden Medien! Bis 
zu seinem wenig rühmlichen Abgang 
von der Bonner Bühne war es Ade- 
nauer gelungen, seinen Wählern ein- 
zureden, die westalliierte/bundesdeut- 
sche Politik der (verbalen) Stärke wer- 
de die SBZ eines Tages unumgänglich 
aufsaugen wie ein Schwamm das Was- 
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ser. Allen Vertriebenen würde ihr Hei- 
matrecht erfüllt, wenn sich die Bonner 
Republik nur nicht davon abbringen 
lasse, unbeirrt und vor allem ergeben 
im Gefolge ihrer mächtigen Verbünde- 
ten auszuharren. Auch die Bundesre- 
gierungen nach Adenauer, gleichgül- 
tig ob durch die Union oder (bis 1982) 
von der SPD geführt, die alle ihre Ur- 
teilsfähigkeit an Washington delegiert 
hatten, bezeichneten die feste, unver- 
rückbare Position der Bundesrepublik 
im westlichen Militärbündnis, den 
Verbleib in NATO und EG als unbe- 
dingte Voraussetzung für die Wieder- 
herstellung der nationalen Einheit 
Deutschlands, obwohl diese Behaup- 
tung wider bessere Einsicht ging und 
geht. 

Erst in jüngster und jüngerer Zeit 
hat in Westdeutschland ein Prozeß be- 
gonnen, in dessen Verlauf die deut- 
sche Frage aus der Peripherie ein klei- 
nes Stück näher an das Zentrum der 
öffentlichen Thematik gerückt wor- 
den ist. Das Volk in der Mitte Euro- 
pas, das seit 1945 die Befehle der 
ganzen Welt empfangen und befolgt 
hat, ist offenbar in immer geringer 
werdendem Maße bereit, sich den 
Wiedervereinigungswonnen, deren 
sich vor allem die Unionsparteien so 
rührig und so unaufrichtig als natio- 
naler Mittel im Dienste nichtnationa- 
ler Zwecke bedient hatten und sich 
noch bedienen, hinzugeben. Nach der 
Wende in der Literatur, dem dichter 
gewordenen Erscheinen von Veröf- 
fentlichungen, in denen sich die deut- 
sche Frage in zunehmend radikaler 
Schärfe und einer provozierenden Tie- 
fenbeleuchtung stellte, begann als lo- 
gische Konsequenz das Ausfransen an 
den Rändern der Parteien des Bonner 
Establishments. 

Daß gerade in dieser Zeit sich der 
amtierende Kanzler der Bonner Repu- 
blik bewußt in die Tradition eines 
Konrad Adenauer stellte, mutet heute 
schon wie ein Treppenwitz der Ge- 
schichte an. Seien wir aber gewiß und 
freuen wir uns darüber, daß es auch 
unter Politikern und unter politischen 
Parteien Auslaufmodelle gibt! 

Anmerkungen 

*) Vgl. E. Ludendorff: Vom Feldheim zum Wclircvolu- 
tionär, München 1941, 280ff. 2) Vgl. J.A. Dorten: Die 
rheinische Tragödie, Bad Kreuznach 1979, 27. 3) Vgl. 
W. Kosch: Biographisches Staatshandbuch, Bd. I, 
Bern-München 1963. 10f. 4 > Dorten, a.a.O„ 22. 5 ) H. 
Köhler: Adenauer und die rheinische Republik, Opla- 
den 1986. 119, 6 > Ed., 21. 7 > Ed., 22. 8 > Ed., 24. 9 ' Ed., 
27 10> Ed., 29. II) Ed„ 30. >2) Dorten, a.a.O„ 25. I3 > 
Ed.. 25. I4 > Köhler, aatO., 37T. IS) Ed.. 38. 16 > Ed., 57. 
17) Ed.. 59. 18) Ed.. 78. > 9 > Dorten. a.a.O., 36. 2 «> 
Köhler, aa.O., 79. 21) Vgl. ed.. 80ff. 22) Ed., 100. 23) 
Ed., 102. 24) Ed.. 131. 25 ) Ed„ 133. 2«) Vgl. ed., I36IT. 
27) Ed.. 275. 28) Ed., 188. 29) Do rten. aa.O., 121. 30) 
Köhler, a.a.O., 217. 31) Ed.. 224. 32) Ed., 276. 33) h. 
Diwald: Geschichte der Deutschen, Frankfurt/M.- 
Uerlin-Wien 1978, 90. 34) Ed 35) Ed., 98. 36) Ed. 




Perspektiven der Wiedervereinigung 



Zu einem Vortragsabend mit dem 
Kieler Völkerrechtler und ehemali- 
gen Institutsdirektor an der Akade- 
mie für Staats- und Rechtswissen- 
schaften der DDR in Ost-Berlin, 
Professor Dr. Wolfgang Seiffert, 
lud der Arbeitskreis »Forum Euro- 
pa« am 13. Mai 1987 in den Frank- 
furter »Pferdestall« ein. »Perspek- 
tiven der Wiedervereinigung« lau- 
tete das Thema, zugleich der Un- 
tertitel von Seifferts neuem, im 
Münchener Piper-Verlag erschiene- 
nen Buch »Das ganze Deutsch- 
land«. 

Der frühere Berater und Vertrau- 
te des SED-Generalsekretärs Erich 
Honecker sprach sich für eine ope- 
rative Wiedervereinigungspolitik 
der Bundesrepublik aus. Seiffert 
bezweifelte allerdings stark, daß die 
Bundesregierung auf entsprechen- 
de Vorstöße der Sowjetunion — die 
er im übrigen zum derzeitigen Zeit- 
punkt in der sowjetischen Außen- 
politik noch nicht erkennen könne 
— , auch nur ansatzweise vorberei- 
tet sei. In diesem Zusammenhang 
ging Seiffert auch auf die deutsch- 
landpolitische Erklärung des FDP- 
Politikers Lambsdorff ein, die er 
zwar aus unzureichenden Quellen 
gespeist sah, aber gleichwohl nicht 
als »überflüssiges Gerede« — so 
die Einschätzung der professionel- 



len westdeutschen Außen- und 
Deutschlandpolitik-Verhinderer — 
abtun wollte. Geopolitisches und 
geostrategisches Denken, ohne das 
eine friedliche Überwindung des 
die deutsche Teilung zementieren- 
den Status quo nicht möglich ist, 
müsse hier erst noch gelernt wer- 
den. Die denkbaren Preise Mos- 
kaus für ein Entgegenkommen in 
Sachen Wiedervereinigung liegen 
nach Seifferts Auffassung vor al- 
lem in den Bereichen der 
Wirtschafts- und Sicherheitspoli- 
tik. Gerade auf diesen Feldern aber 
könnte ein neutrales Gesamt- 
deutschland mit seiner enormen 
Wirtschaftsmacht der ökonomisch 
schwachen und an Technologie 
hochinteressierten Sowjetunion 
sehr viel bieten. Moskaus Sicher- 
heitsbedürfnis würde zudem von ei- 
nem paktfreien, neuvereinigten 
Deutschland, das auf ökonomi- 
schem, wissenschaftlichem und 
kulturellem Gebiet eng mit der So- 
wjetunion kooperiert, in keiner 
Weise tangiert. 

Von den Anwesenden, die ein 
breites politisches Spektrum vertra- 
ten, wurden Seifferts Thesen 
kritisch-interessiert aufgenommen 
und in einer abschließenden Aus- 
sprache engagiert und kontrovers 
diskutiert. W.O. 
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Burg Hohenstein im Elbsandsteingebirge < Sächsische Schweiz) 



Wolf Oschlies 

»Wat bruken wi Alkohol, solang wi Bier un Brannwien hewwen« 



Zur Renaissance regionaler 

»Wat Mohder ahlns inweckt hat, un 
wat he da verköpen kann«, überlegt 
» Johchen in sin Gaarden«, in den er 
täglich »mid sin Trabbi fohrt«. Die 
Geschichte von »Johchen in sin Gaar- 
den« rangiert derzeit ganz oben unter 
den »nationalen Hits« der DDR und 
ist nahezu unverzichtbar für die — 
hörenswerten — Nachtprogramme 
von »Stimme der DDR«. Gesungen 
wird sie in unverfälscht mecklenbur- 
gisch-vorpommerschem Platt von Pe- 
ter Wilke und Klaus-Dieter Lass aus 
Rostock-Warnemünde, die seit 1981 
als »De Plattfööt« zum größten Ver- 
gnügen ihrer wachsenden Fan-Ge- 
meinde durch die DDR-Lande tingeln. 
Ihre selbstgefertigten »Songs un 
Snacks ut Meckelbörg« stehen zur 
DDR-offiziellen »Weihesprache« in 
einem so erfrischenden Kontrast, daß 
allein das den Erfolg der beiden 
Künstler garantieren muß; ihre musi- 
kalische Meisterschaft und ihre witzi- 
gen Texte tun ein übriges. 



Dialekte in der DDR 

Kein Zweifel: »Plattsnacken« erlebt 
derzeit in der DDR eine ausgespro- 
chene Konjunktur. Wenn es dafür 
noch eines Beweises bedurft hätte, 
dann lieferte ihn 1985 die DEFA mit 
ihrem Actionfilm »Ete und Ali«, den 
Peter Kahane inszenierte. Verblüfft 
und erfreut zugleich notierte eine Kul- 
turzeitschrift der DDR, was sich 
sprachlich in dem Film tut: 

»Wann wurde in unseren Filmen 
schon mal Küstendialekt gesprochen, 
zumal von einer Hauptfigur? Diese 
merkwürdig artig und zugleich drauf- 
gängerisch anmutende Sprachfärbung 
bringt zusätzliche Komik und einen 
sympathischen Grundton in den Film, 
mildert gelegentliche Grobheiten und 
spielt den Kontrast zu dem hoch- 
deutsch sprechenden, zurückhalten- 
den Ete weiter aus.«'' 

Eine Dialekt-Renaissance hat es in 
den 70er Jahren auch in der Bundesre- 
publik gegeben — gleich so vehement, 



daß sie sogar ausländische Sprachwis- 
senschaftler zu Kommentatoren und 
Analysen anregte. Ausführlich be- 
schäftigte sich in Polen z.B. Iwona 
May damit, eine geistvolle Germani- 
stin, deren detailfrohe, in Wertungen 
nüchterne Arbeiten im deutschen 
Sprachraum leider viel zu wenig ge- 
würdigt werden. 2 ’ 

Daß ähnliches auch in der DDR 
auftreten würde, war zu vermuten — 
aber nicht zu erwarten: Die Gemeinde 
potentieller Dialektsprecher war rapi- 
de geschwunden. Vor 1945 hatten bei- 
spielsweise bei Umfragen in Rostock 
73 % der Befragten angegeben, sie 
verstünden Platt, 1954 waren es noch 
56 %; in den frühen 60er Jahren be- 
kannten sich lediglich 16,1 °7o als »ak- 
tive« Dialektsprecher. 3 ' 

Hinzu kamen ideologische Hinder- 
nisse für ein Weiterleben der Dialekte, 
die sich in der DDR besonders hoch 
auftürmten. Die DDR-Sprachpolitik 
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ging lange Jahre so täppisch zu Wer- 
ke, daß sie sich rückschauend als Ab- 
folge von früher oder später mißlun- 
genen Manipulationsversuchen dar- 
stellt. Das begann bereits beim termi- 
nologischen Instrumentarium (das al- 
lerdings partiell aus der Sowjetunion 
übernommen werden mußte). Als 
man beispielsweise den Begriff »Lite- 
ratursprache« — statt »Schrift-« bzw. 
»Standardsprache« — einführte, setz- 
te jene eigentümliche Unsicherheit 
ein, ob man nun kommunikationspo- 
litischen oder formallinguistischen 
Kriterien folgen sollte. Mit verun- 
glückten Definitionsversuchen ging es 
weiter: die »herrschende Sprache« 
könne nicht die Sprache der Herr- 
schenden von gestern sein, die »Ar- 
beiterklasse« müsse die literatur- 
sprachlichen Normen setzen, eine 
»sozialistische Sprachkultur« habe 
planend und lenkend einzugreifen etc. 
Schließlich ging man sogar daran, die 
Gemeinsamkeit der deutschen Natio- 
nalsprache aufzukündigen — den 
selbstgefertigten ideologischen Maxi- 
men folgend, daß die deutsche Nation 
tot sei. folglich auch keine deutsche 
Nationalsprache bestehen könne. 

Dieses brüchige Theoriegebäude 
bestand die ganzen 70er Jahre über, 
wies aber drei gewichtige Konstruk- 
tionsfehler auf. Zum einen konnte 
man es den Sowjets nicht restlos nahe- 
bringen — die hinsichtlich nationaler 
Identitäten erfreulich konservativen 
Russen mißtrauten der mechanisti- 
schen Eile der DDR, die per Feder- 
strich und Ulbricht-Reden eliminieren 
wollte, was in Jahrhunderten gewach- 
sen war. 4 ’ Zweitens wurden minimale 
lexikalische Divergenzen zwischen Ost 
und West gewaltig überschätzt und als 
Beweis einer irreversiblen Sprachspal- 
tung ausgegeben — ohne Blick dar- 
auf, daß diese Divergenzen fast 
ausschließlich im ideologisch-politi- 
schen Wortschatz auftraten und alle 
relevanten Bereiche der Sprache 
(Grammatik!) davon nicht berührt 
waren. Drittens handelte es sich um 
ein Konzept, das in seiner Gegenläu- 
figkeit zur gesamten deutschen Gei- 
stesgeschichte nicht aufgehen konnte: 
»Deutsch« — um 700 n. Chr. aufge- 
kommen und von ahd. »diota« (Volk, 
Stamm) abgeleitet — bezeichnete nie- 
mals einen einzelnen Stamm, niemals 
eine bestimmte Region, sondern dien- 
te im zweisprachigen Merowingerreich 
zur Unterscheidung von »walhisk« 
(welsch). Wer also »diotisk« (deutsch) 
war, gehörte einer festumrissenen 
Sprach- und Kulturgemeinschaft an, 
die ethnisch so bunt sein konnte, wie 
immer sie wollte. So blieb es durch die 



Jahrhunderte, und durch den Buch- 
druck und Luthers Begründung 
der neuhochdeutschen Schriftsprache 
wurde dieser Trend noch verstärkt. 
Die »Deutschen« waren nie eine fest- 
gefügte Nation, lebten nie in einem 
umfassenden Nationalstaat (da auch 
die Reichsgründung von 1871 nur die 
»kleindeutsche« Lösung einschloß) — 
aber sie waren immer eine Sprach- 
und Kulturgemeinschaft. 5) 

Wie die Sprache insgesamt, so wur- 
den auch die Dialekte von der Ideolo- 
gie unfreundlich behandelt. An sich 
ist ein Dialekt ja nur eine Sprachkon- 
vention im vorwiegend regionalen 
Kontext (im Unterschied zu sozial ge- 
prägten Jargons, Slangs, Gruppen- 
sprachen etc.). In der DDR baute man 
die Dialekte wertend in eine Hierar- 
chie ein: Dialekt — Umgangssprache 
— Literatursprache. Damit nicht ge- 
nug. wurden Dialekte zur Sprachkon- 
vention von Plebejern, Unterdrückten 
usw. erklärt. Und zuletzt kamen die 
Dialekte noch in einen künstlichen 
Kontrast zur »Sprachkultur«, was 
überhaupt nur noch eine Schlußfolge- 
rung erlaubte: »(...) es ist denkbar, 
daß mit der Weiterentwicklung der so- 
zialistischen Gesellschaft in der DDR 
die Dialekte so weit zurückgehen, daß 
sie für die gesellschaftliche Kommuni- 
kation keine Rolle mehr spielen und 
damit auch kein Element des Gefüges 
der Existenzformen sind.« 6 ' 

Seit etwa vier Jahren hat die DDR 
ihre sprachlichen Abgrenzungsinten- 
tionen fast völlig zurückgenommen 71 , 
und auch vom Verschwinden der Dia- 
lekte ist keine Rede mehr. Dazu trug 
sicher auch bei, daß die Dialektland- 
schaft DDR im Vergleich zur Bundes- 
republik in größere Einheiten geglie- 
dert ist, die wenigeren Dialekte also 
auf umfassenderen Territorien bestan- 
den. Etwa 60 °/o der Menschen le- 
ben südlich der sog. ik/ich-Linie im 
thüringisch-sächsischen Sprachraum. 
Nördlich davon dominieren elbostfäli- 
sche und ostniederdeutsche Mundar- 
ten. Im Süden schließen sich der 
brandenburgisch-märkische Raum und 
zur Oder hin der »mittelpommersche 
Keil« an. S) Das sind bereits die Groß- 
gliederungen. die natürlich noch zahl- 
reiche Untergliederungen, Einspreng- 
sel u.a. aufweisen. 

In allen diesen Regionen regt sich 
neues Dialektleben — das sich stim- 
mig in den leise einsetzenden Regiona- 
lisierungstrend in der DDR einfügt, 
der sich recht fruchtbar in erwachen- 
dem Interesse an der und Aktivitäten 
für die engere »Heimat« manifestiert. 
Natürlich wurde in der DDR immer 



Dialekt gesprochen, und fallweise gab 
es auch eine sprachwissenschaftliche 
Beschäftigung damit. 9 ' Die eigentli- 
che Renaissance aber startete in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre, und sie 
kam verständlicherweise aus dem 
Mecklenburgischen, das sich stets sei- 
ne resistente Einheitlichkeit bewahrt 
hat. Im Rostocker Hotel »Neptun« la- 
gen plötzlich plattdeutsche Speisekar- 
ten aus, und im »Intimen Theater der 
Stadt lief zum 113. Mal eine Fritz- 
Reuter-Revue, angereichcrt mit einem 
Gastspiel mit einer westdeutschen 
»Speeldeel«. In Rostock wurde auch 
ein »Mecklenburgisches Folklorezen- 
trum« gegründet — das augenblick- 
lich beste Resonanz bei allen 
Rundfunkstationen der DDR hatte; 
zehn niederdeutsche Bühnen taten 
sich auf bzw. reaktivierten sich, an 
Schulen wurden Schülerarbeitsge- 
meinschaften eingerichtet. 101 

1979 konnte man bereits eine erste 
Erfolgsbilanz ziehen: Hans-Joachim 
Theil, Vorsitzender des künstlerischen 
Beirats des erwähnten »Folklorezen- 
trums«, sagte: »Ehemals Spruche des 
einfachen Volkes, ist heute das Platt- 
deutsche zu einer Mundart geworden, 
die von Schiffbauern und Professoren 
gleichermaßen als Bestandteil des kul- 
turellen Erbes gepflegt wird.« U) 

Den größten Gewinn davon hatten 
die Mundartbühnen, die alljährlich 
im November in Putbus (Rügen) ein 
Theatertreffen veranstalteten. Die 
Wismarer »Niederdeutsche Bühne« 
brachte 50 bis 80 Aufführungen im 
Jahr, zu denen rund 60 000 Besucher 
kamen, ln Wismar, Rostock und an- 
derswo gab es »stets mehr Schaulusti- 
ge als Plätze, wenn niederdeutsche 
Stücke auf dem Plan « standen. In fast 
allen Kreisen der Ostseeregion grün- 
deten sich — unter dem Dach des 
»Kulturbunds« — »Freundeskreise 
der niederdeutschen Sprache und Li- 
teratur«, die sich zu gut besuchten 
» Klönstunden « zusammen fanden. 
Der Rostocker Hinstorff-Verlag starte- 
te seine niederdeutsche Serie »Böke- 
rie«, und eines der ersten Bücher war 
eine Anthologie niederdeutscher 
Dichtung, die unter dem triumphie- 
renden Titel »Up platt is ok hüt noch 
wat « erschien. Zwei Schallplatten 
»Plattdiitsch — gistern un hüt« kamen 
auf den Markt, gestaltet u.a. von En- 
sembles wie den »Reriker Heulbo- 
jen«, dem Rostocker Universitätschor 
u.a. Schließlich wurden auch die For- 
schungen des großen mecklenburgi- 
schen Ethnographen Richard Wossid- 
lo (1859 — 1939) wiederaufgenommen, 
und in dem Archiv arbeitete man an 
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einem »Mecklenburgischen Wörter- 
buch«. 121 

Das war Ende der 70er Jahre, und 
seither ist der Trend machtvoll fortge- 
schritten. Aus den rund eine Million 
Belegzetteln des Archivs wurde ein 
»Kleines plattdeutsches Wörterbuch 
für den mecklenburgisch-vorpommer- 
schen Raum« erstellt, das Anfang 
1986 im Hinstorff-Verlag Rostock er- 
schien. Das »kleine« Buch umfaßt 
400 Seiten, auf denen 11 000 Stich- 
wörter samt grammatischen Angaben 
und Verwendungsbeispielen versam- 
melt sind. 131 Bereits im Winter zuvor 
waren in Rostock regelrechte Fortbil- 
dungskurse für Pädagogen angelau- 
fen, die dabei »ihre Kenntnisse in der 
niederdeutschen Sprache und Litera- 
tur erweiterten.« Damit entsprachen 
sie einem von ihren Schülern geäußer- 
ten Bedarf, die sich immer eifriger zu 
»niederdeutschen Zirkeln«, folklori- 
stischem »Kindertanz« u.ä. versam- 
meln. Die Kurse sollten fortgesetzt 
und erweitert werden, denn »das Er- 
lernen und Anwenden unserer nieder- 
deutschen Mundart vertieft das Hei- 
matgefühl der Kinder «, zitierte das 
SED-Organ »Neues Deutschland« 
den Direktor der Stralsunder Karl- 
Marx-Oberschule«. 141 

Was dem niederdeutschen Sprach- 
raum recht ist, kann anderen nur billig 
sein. Immer noch unvergessen ist der 
»Sachsenhit« (»Sing’, mei Sachse, 
sing' / es is ü eigen Ding / un ooch ä 
rieht ’ges Glick / um den Zauber där 
Musik«), der vor einigen Jahren die 
gesamtdeutschen Hitlisten stürmte. 
Inzwischen hat sich in Sachsen und 
Thüringen heimatbewußtes Eigenle- 
ben weiterentwickelt, ln Leipzig bei- 
spielsweise sind Gruppen wie die 
»Folkländers Bierfiedler«, »Kreuz 
und Square« u.a. entstanden, die alte 
Tänze und Lieder pflegen. Ähnliches 
treiben die Erfurter Ensembles 
»Wechselhupf« und »Saitensprung«, 
die sich bei ihren Darbietungen noch 
altdeutsche Instrumente (Hackbrett, 
Brummtopf, Handtrommel) bedie- 
nen. Selbst kleinste Räume hat die 
Dialektwelle bereits erreicht — etwa 
das Ruhlaer Tal im Thüringer Wald, 
in dem eine international bekannte 
Uhren- und Keramikindustrie zu Hau- 
se ist. Die Menschen sprechen dort 
eine Mundart, die einen Übergang 
zwischen Fränkisch und Thüringisch 
darstellt. Wie das klingt, kann man 
mittlerweile sogar auf den Speisekar- 
ten der Ruhlaer Restauants nachlesen: 
»Braotenplatten, duirchenanner, ze- 
reachtgemaocht«-, »Aäntenbraoten«; 
»Aouwedeassen« usw. Besondere Of- 



ferten sind so formuliert: »Off 
Wunsch brängen mäi Ühnen au 
Braantewienchen in Zwea-Zahntel- 
Gläösern.« Und dem scheidenden 
Gast wird noch mitgegeben: »Mäi wä- 
önschen üch ümmer guten Aoppe- 
tieth. Und bann’s üch geschmaockt 
haett, dann brängt noch annere 



miet.« 



15) 



Die neuerliche Belebung regionaler 
Mundarten ist selbst dort noch spür- 
bar, wo Dialekte niemals ein Schatten- 
dasein führten — im Erzegebirge 
beispielsweise. Hier war die Mundart 
stets nicht nur das lebendige Medium 
alltäglicher Kommunikation, sondern 
sie erfreute sich auch immer einer ge- 
wissen publizistischen Pflege. Es er- 
schienen Bücher mit mundartlichen 
Dichtungen, und das »Erzgebirgs- 
ensemble Aue« gastierte mit Veran- 
staltungen im Dialekt. Zweifellos soll- 
ten diese Bemühungen im regional 
überschaubaren Kreis bleiben, weswe- 
gen den für »Uneingeweihte« strek- 
kenweise unverständlichen Texten nur 
knappeste Erläuterungen beigegeben 
waren: »bn wird wie m gesprochen: 
liebn = Hem«. Seit einigen Jahren ist 
das anders. Im Leipziger »Friedrich 
Hofmeister Musikverlag« brachte 
1981 der Leiter des Auer Ensembles, 
Manfred Blechschmidt, ein liebevoll 
gemachtes und illustriertes Büchlein 
mit Geschichten vom »erzgebirgi- 
schen Schwejk«, dem »Polezeier 
Bummermann«, heraus — angerei- 
chert mit einem mundartlichen Glos- 
sar; ein Blick auf dieses verdeutlicht 
seine Notwendigkeit: 



Gespür 

Getu 

Gewiegtsbrotle 

Gewitterspritz 

Gitt 

Gock, als zen 
Gokel 



Spürsinn 
Benehmen 
Buletten 
Regenschirm 
Güte, Freude an 
etwas haben 
als ob, etwa wie 
Liebhaber von Tieren 



gorschammer 

Diener 

Grade 

Grobschicht 

grün-weiß 

Guck 

Gutschmeckgusch 

guttegar 

Guttentagstacken 



gehorsamer Diener 
Ärger, Wut, 
auch Güte 
Beerdigung 
Landesfarben von 
Sachsen 
Gesicht. Blick 
Feinschmecker 
vollends 
Spazierstock 



haane 

hei er 
Hewedel 
Hieferle 
Hindenburg, 
Paul von 



hinne 



Gras oder Getriede 
mähen 

heuer, dieses Jahr 
Spuk, Spektakel 
schmächtiges Ding 
reaktionärer Politiker, 
von 1925 bis 1934 
Reichspräsident 
(1847—1934) 
drinnen 



hodergraa 

Hosen 

Hundsmauer 



grau wie ein 
Waschhader 
Kaninchen 
Hundcplagc 



innewieder hin und her 

insoot anwesend, vorhanden 



Kaffaten 

Kahr 

Kalmis 

karthulisch 

Kerrie 

Kietzei 

Klaadahsche 

klappern 



Faxen 

Wende. Kehre, Kurve 
dummer Kerl 
katholisch 
Körnchen 
Kätzchen 

Anziehzeug, Kleidung 
betteln 



Das alles und viel, viel mehr ist nicht 
nur erlaubt — es wird ganz offiziell 
gefördert (Folklorefestivals finden gar 
schon im Ost-Berliner »Palast der Re- 
publik« stau), denn es füllt eine »kul- 
turelle Brauchtumslücke « (wie cs in 
den Medien heißt). Ist damit alles ge- 
sagt? Ist cs politisch absolut risikolos, 
wenn die Menschen nunmehr reden 
dürfen, wie ihnen der mundartliche 
Schnabel gewachsen ist? Ein Blick 
nach Bulgarien weckt Zweifel. Auch 
dort gibt es eine kräftige Renaissance 
von Dialekten und Volkskunst, und 
zwischen bulgarischen Dialekten und 
schriftsprachlichem Bulgarisch beste- 
hen Unterschiede, die politischen 
Tiefgang haben können — in keinem 
Dialekt gibt es z.B. aktive oder passive 
Partizipien, wohl aber in der Schrift- 
sprache, wohin sie unter russischem 
Einfluß kamen und wo sie sich unter 
dem Einfluß der sowjetischen Partei- 
sprache — »ausgehend von und fest- 
geschart um« — ständig vermehren. 
Die Abneigung der Bulgaren gegen 
russisch-sowjetische Sprachein flüsse 
ist seit langen Jahren offenkundig — 
neuerdings äußert sie sich eben im 
Rückzug auf gewissermaßen urbulga- 
rische Sprachkonventionen. 



Ein häßliches, gestanztes »Funktio- 
närsdeutsch« gibt es in der DDR seit 
Jahrzehnten, und ebensolange liefen 
die Sprachpflcger vergeblich dagegen 
Sturm — beispielsweise in der sehr le- 
bendigen und lesenswerten Leipziger 
Zeitschrift »Sprachpflege«. Seit eini- 
gen Jahren hat sich das »Funktionärs- 
deutsch« noch eine sozusagen pseu- 
doszientistische Aufgeblasenheit — 
»rauhfutterverzehrende Großviehein- 
heit, RGV« ( = Kuh); »Wohnblockzu- 
steller« (= Briefträger); »Komplex- 
annahmestelle für hauswirtschaftliche 
Dienstleistungen « (?) — zugelegt, die 
selbst für Spitzenfunktionäre wie 
Klaus Höpcke, stellvertretender Kul- 
turminister der DDR, unerträglich 
ist. 16 ' 



Daß zwischen Polit-Blabla und re- 
gionaler Mundart extreme Divergen- 
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zen bestehen, liegt auf der Hand, und 
wenn letztere derzeit eine unüberseh- 
bar- unüberhörbare Renaissance erle- 
ben, dann kann das nur bedeuten, 
daß die DDR-»Nischengesellschaft« 
(Günther Gaus) eine neue »Nische« 
entdeckt hat, in der sie wenigstens auf 
Zeit vor politischen Tbtalansprüchen 
sicher ist. 

Und das ist nur ein Aspekt der neu- 
en Entwicklung. Ein anderer sind die 
unvermeidlichen Friktionen, die auf- 
trelen müssen, wenn eine »kulturelle 
Brauchtumslücke« gefüllt wird. Fritz 
Reuters Werke werden nicht verlegt — 
aber alle Welt sucht sie. Anzeigensei- 
ten lokaler Blätter sind voll mit Hilfe- 
rufen dieser Art: »Besonders gesucht: 
niederdeutsche Literatur «. Wer da- 
nach fahndet, dürfte für »Schulungs- 
materialien« nur gemindertes 
Interesse aufbringen, und wer Schlan- 
ge steht, um einen Zuhörerplatz bei 
»Teterower Plattsnackers« oder »De 
Rostocker Plattspräker« zu ergattern, 
der dokumentiert gewiß, daß ihm de- 
ren » Tüterkrarn « lieber ist als jede po- 
litische »Versammlung«. I7) 

In diesem Zusammenhang kommt 
noch ein Umstand ins Spiel. Jürgen 
Grambow, ehedem Cheflektor des 
mehrfach erwähnten Hinstorff-Ver- 
lags, hat im Januar 1986 in einem gro- 
ßen Aufsatz über Uwe Johnson dar- 
auf verwiesen, daß die aktive Verwen- 
dung von Dialekten eine zweifach ab- 
schirmende Wirkung hat: Für den 
Dialektsprecher beginnt »die Fremde 



(...) gleich um die Ecke« — und wie 
verträgt sich das wohl mit dem partei- 
lich geforderten » DDR-Nationalge - 
fühl«, dem »Internationalismus« u.a. 
Und zweitens: »In Plattdeutsch« kön- 
ne »man nicht lügen«. I8) Man verge- 
genwärtige sich die Situation, ein 
typischer SED-»Rechenschaftsbe- 
richt« würde auf Mecklenburger Platt 
verlesen ... 

Dafür aber kann man in Platt Din- 
ge sagen, die sich auf Hochdeutsch 
verbieten. Vor zwei Jahren hatte die 
»Niederdeutsche Bühne« in Neubran- 
denburg größeren Ärger mit Funktio- 
nären, die sich von den Schauspielern 
im Dialekt einiges Unbequeme anhö- 
ren mußten. Titel des Stücks: »En lütt 
Gewitter klort de Luft up «. 
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Ruth sagt aus 



1 

Es ist hell. Es ist cm l ag wie jeder. Ich 
riihre mich nic ht von der Stelle. Dieser Satz: 

Bis vierundzwanzig Uhr das fand verlassen. Was 
wollte ich denken. Weg. Mein Kopf: Wie weg. 
Spende einen Kopf Air Viettuun China Chile. 

Taub sein. Stein, der warten kann. Qualle: 
beliebig zu zerschneiden. Ich bin bald dreißig. 

Bald bin ich tot. In vierzig Jahren oder vier 
zehn Stunden.Diesen Ort verlassen und nirgends 
sein. Die Mauer wächst längst ins Heisch. Sie 
aulbrechen. Mich aufbrechen. Das Blut will 
Auslauf.In einem Monat zehn Pfund abgenommen. 
Noch neun mal zehn und ich bin verschwunden. 
Die Wohnung wurde gereinigt. Seltsam: Kein 
Körperteil zu finden. Ich bin vollständig. 

Ich habe mich zusarnmengerissen. 

2 

Ich träumte einen Kreis.Abgesteckl mit 
roten Fahnen. lch:Tanzbär inmitten der 
Wölfe Und ich hatte keine Krallen 



3 

Der Kopf, eine Wunde 
unter dem Notverband 
Schädel: das Him ein 
Eiter 



4 

Vielleicht ist alles nur Film 
Mieser Streifen Warum ich in 
der Hauptrolle 

5 

Ein Brechreiz mit drei Buchstaben :Ich 
Könnt ich es verzehren: Dies Gehirn 
Delikatesse Für Kannibalen. Wir die 
Seelenfresser.l Inser Warten. Bis Geduld 
das Menschsein tötet. Den Körper zu 
Steinfleisch werden läßt. Grab unter 
Gräbern. Das Geschlecht: Die Urne mit 
dem Menschenresl. Der Kopf ein Gedenk 
stein: Das Gesicht die undeutliche 
Inschrift. 



dem einen Teil der Stadt in den andern. Mumie, 
die das Museum wechsell.Der letzte Schritt kommt 
vor dem ersten. Ich wähle eine neue Form des 
Stillstehns. 



Lutz Rathenow 



6 

Alles funktioniert. Das Blut in den vorgesehenen 
Bahnen. Die Beine tragen einen Rumpf, der einen 
Kopf nicht frei gibt. Der Körper: Die perfekte 
Fessel. Haut unsere deutliche Grenze. Man kann 
es auch anders sehen, Kann alles sooderso sehen. 
Einschlafen und nicht mehr aufwachen. Das wäre 
schön. Was ist schön. Ein Gefängnis ohne Wände: 
Die F.rde das Weltall.Ausbruchsicher.Aus der Haut 
faltren. Sie wenigstens einmal wenden können. 
Leben will ich: Und wenn ein Sterben lang. Von 
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Siegmar Faust 

Das lange Warten der DDR auf Godot 



Im Oktober 1976, einen Monat nach 
meiner Übersiedlung, geriet ich in 
eine Pressekonferenz, die im freien 
Teil Berlins anläßlich eines Gastspiels 
des Volkstheaters Rostock veranstaltet 
wurde. Der damalige und mittlerwei- 
le verstorbene Intendant Professor 
Hanns Anselm Perten schien ganz in 
seinem Element zu sein, als er den 
bürgerlichen Presseleuten die Vorzüge 
des sozialistischen Staatstheaters, z.B. 
die billigen Eintrittskarten, die angeb- 
liche Weltoffenheit der Spielpläne und 
somit die Überlegenheit des real exi- 
stierenden Sozialismus schilderte. Die 
Westjournalisten sanken fast unter 
die Tische. Herr Perten hingegen be- 
saß eine geradezu brillante Überzeu- 
gungsgabe, weltmännische Selbstsi- 
cherheit und sprühte sogar so etwas 
wie Charme aus, recht jovial zwar, 
aber immerhin. 

Ganz schüchtern wagte ein Journa- 
list schließlich die Frage, ob es denn in 
der DDR gar keine Zensur mehr gäbe. 
Fast alle schauten empört. War der 
Fragesteller nicht etwas zu weit gegan- 
gen? Doch Perten lächelte mild. »Na- 
türlich«, konterte er gut vorbereitet, 
»gibt es bei uns eine Zensur. Aber die- 
se ist mein kommunistisches Gewis- 
sen!« Die Presseleute schrieben das 
fleißig auf. ln der Pose eines Magiers 
fuhr Perten fort: »Unser kommunisti- 
sches Gewissen verbietet uns lediglich, 
faschistisches, rassistisches oder inhu- 
manes Gedankengut zu verbreiten. 
Für alles andere existiert bei uns keine 
Zensur.« 

Die Mehrzahl der Anwesenden 
schien beeindruckt zu sein. Dann 
wollte jedoch eine fürwitzige Reporte- 
rin wissen, warum denn in der DDR 
noch immer kein Samuel Beckett auf- 
geführt werden dürfe. Doch auch die- 
se Frage brachte unseren Agitator 
nicht in Verlegenheit: »Ach, wissen 



Sie, der Beckett mag ja durchaus be- 
gabt sein, sicher sogar, aber als Men- 
schenbildner ist er für unsere An- 
sprüche einfach nicht heranziehbar. 
Kurz gesagt: Unser Publikum ist reifer 
als Beckett.« 

Professor Perten beherrschte sieges- 
bewußt die Szene, und die Westjour- 
nalisten schauten einander wie 
geprügelte Hunde an. Sie fanden ein- 
fach keine Angriffsflächen, der Mann 
war ihnen zu glatt. 

Mein Innendruck wurde so stark, 
daß ich endlich meine Feigheit über- 
wand und mich zu Wort meldete. Auf- 
munternd schaute mich Perten an. 
Mit rotem Kopf und stotternd, weil 
noch des freien Sprechens ungeübt, 
setzte ich mehrmals zu der Frage an, 
warum denn die Stücke Volker Brauns 
oder Heiner Müllers stets mit großer 
Verzögerung und meistens kastriert 
auf die Bühnen kämen. Oder wieso 
die Stücke von Hartmut Lange oder 
Wolf Biermanns Theaterstück »Dra- 
Dra« als faschistisch, rassistisch oder 
inhuman einzustufen wären, da sie 
doch ebenfalls nie in der DDR aufge- 
führt würden. Und schließlich fragte 
ich noch, wie er es sich erklären kön- 
ne, daß wir als Studenten in Leipzig 
mühselig abgeschriebene Beckett-Texte 
untereinander verbreiteten, wenn der 
Herr Professor hier doch im Na- 
men aller DDR-Bewohner behauptete, 
Beckett habe den Menschen in der 
DDR nichts zu sagen. 

Ich saß noch gar nicht wieder auf 
meinem Stuhl, als Genosse Perten 
zweimal seine Gesichtsfarbe wechsel- 
te, um dann unbeherrscht loszubellen. 
Und flugs war ich natürlich ein 
»agent provocateur«, ich genösse 
schlechten Umgang und hätte, wie 
konnte es auch anders sein, einen Fra- 
genkatalog parat, der selbst die Mauer 
und den sogenannten Schießbefehl 



nicht aussparen würde. Aber der Tag 
würde kommen, so prophezeite er 
drohend, da würde ich meine Flucht 
aus der Deutschen Demo... schwer be- 
reuen: »Nicht bei uns gibt es Millio- 
nen Arbeitslose!« 

Nach diesem hysterischen Aufschrei 
sackte der damals etwa sechzigjährige 
Generalintendant des Volkstheaters in 
sich selbst zusammen. Aber in seiner 
anhaltenden Wut diskriminierte er an- 
schließend die Journalisten des RIAS 
und des Axel-Springer-Verlages und 
sagte das Interview ab, das er ihnen 
schon versprochen hatte. 

Solch ein Mißgeschick löste damals 
mein erster Auftritt im Westen aus. 
Da ich vom Namen her noch ein völlig 
unbeschriebenes Blatt war, meldeten 
die Zeitungen etwas von einem »jun- 
gen Mann, der erst vor wenigen Wo- 
chen aus der DDR geflohen war« oder 
von einem »Neuberliner«, der ein Ge- 
witter ausgelöst hatte. 

Der ebenfalls aus Sachsen stam- 
mende Schauspieler Wolfgang Pampel 
besorgte mir bald darauf eine Ein- 
trittskarte zu dem von Beckett selbst 
inszenierten Godot-Stück im Schiller- 
Theater. Ich ahnte, warum dieses 
Schauspiel den SED-Machthabern 
unangenehm werden könnte, denn all- 
zu leicht ließe es sich als Gleichnis 
deuten: die Absurdität des Wartens 
auf den Kommunismus. 

Im Juni 1979 sah sich übrigens der 
damalige Präsident des Ostbcrliner 
Theaterverbandes, Wolfgang Heinz, 
ebenfalls veranlaßt, wieder zu Beckett 
Stellung zu nehmen. Er drehte die 
Perten-Formel einfach um und be- 
hauptete schlicht, die DDR-Bevölke- 
rung sei für Beckett noch nicht reif 
genug. 

Aber seit März dieses Jahres scheint 
die mitteldeutsche Bevölkerung ihre 
Reifeprüfung endlich bestanden zu 
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haben, denn Samuel Becketts 1952 ge- 
schriebenes Theaterstück »Warten auf 
Godot«, das berühmteste des Litera- 
tur-Nobelpreisträgers, durfte nun zum 
ersten Mal auf einer volkseigenen 
DDR-Büline aufgeführt werden. Das 
Dresdner Schauspielhaus wagte den 
Versuch mit diesem so lange aus ideo- 
logischen Gründen gemiedenen Pro- 



totyp des angeblich absurden Thea- 
ters. Unter Wolfgang Engels Regie 
gab es eine mit Spannung erwartete 
und mit lebhaftem Interesse aufge- 
nommene Aufführung, die jedoch 
jeglicher Sensation entbehrte. 

Eine Dresdner Zeitung schrieb: 
»Das groteske, schaurig-komische 
Spiel am Rande des Abgrunds birgt 



etwas tief Humanes: die Hoffnung, 
die nicht stirbt, und das Beharren auf 
der Hoffnung, das Nicht-Aufgeben.« 
Fürwahr, der beste Trost seit langem 
für unsere Landsleute im »Tal der Ah- 
nungslosen«, die nicht einmal in die 
Weströhre gucken können. 



Anton G. Leitner 

Diese Freiheit ist unteilbar, hüben und drüben 

Rede, gehalten zur Eröffnung einer Foto-Text-Ausstellung von Hauswald / Rathenow 
im Katholischen Literaturbüro München 



»Ein goldener Esel übersteigt jede 
Stadtmauer«, hat Philipp der Zweite 
von Makedonien vor mehr als 2000 
Jahren gesagt. Und es sind nicht nur 
mit Westgeld beladene Esel — wohl- 
gemerkt, aus der Sicht der SED — , 
die die Grenzbefestigungsanlagen der 
Deutschen Demokratischen Republik 
hinter sich lassen. Es sind nicht nur 
die Grenztruppen der DDR, die von 
ihren Beobachtungstürmen aus mit 
Feldstechern eine auf die Distanz von 
fünfhundert bis tausend Metern be- 
grenzte Mauerschau halten. 

Wir haben die Freiheit, zu überhö- 
ren, zu übersehen. 

Diese Freiheit ist unteilbar, hüben 
und drüben. 

Was hindert Menschen, sich ein 
Bild voneinander zu machen? Luftbe- 
wegungen lassen sich kaum durch ein- 
oder zweiseitige Regelungen begren- 
zen, die Medien machen voreinander 
erst recht nicht mehr halt. Der Rund- 
funk und das Fernsehen überstrahlen, 
werden bald auch die letzten Winkel 
im »Tal der Ahnungslosen« durch- 
dringen. Postverkehr läßt sich behin- 
dern, verhindern läßt er sich nicht. 
»Ich bin überhaupt für originelle Ar- 
ten des Kulturaustausches zu haben. 
Wenn Ihr zum Beispiel eine Veranstal- 
tung Münchner Autoren macht, 
könnte ich mit dem Fotografen Ha- 
rald Hauswald eine kleine Foto-Text- 
Ausstellung beisteuern ...«, schrieb 
mir Lutz Rathenow am 5. Juni des 
vergangenen Jahres. 8 Monate später 
hingen Photographien und Texte an 
den Wänden der Münchner Abtei St. 
Bonifaz. Lutz Rathenow gilt als »Sze- 
nenkenner« in der DDR, und auch bei 



uns wendet er sich nicht an die fal- 
schen Adressen. Er besitzt ein seismo- 
graphisches Gespür für Entwicklun- 
gen und Tendenzen, im Osten wie im 
Westen. 

Im Osten verschenkt er seine Bü- 
cher, die er nur im Westen verlegen 
kann. Mit staatlichem Argwohn ver- 
folgt man drüben Rathenows Vordrin- 
gen in die »Schamgegend« Ostberlins, 
der »Hauptstadt der DDR«. Seit 1982 
arbeitet er dort mit dem Photogra- 
phen Harald Hauswald zusammen. 
Lesungen zu dessen Ausstellungen — 
vor allem in kirchlichen Räumen — 
standen am Anfang dieser Koope- 
ration. 

Als sich beide entschlossen, i h r 
Ostberlin-Bild in einem gemeinsamen 
Buch vorzustellen, lösten sie sich aus 
der Dekoration im »Schaufenster der 
Republik«. Unfreundliches verbreiten 
sie eigentlich nicht. Manch einer von 
uns bekommt, übersättigt von glatten 
Fassaden, romantische Anwandlun- 
gen beim Betrachten der Bilder. Hat 
man nicht in diesem Teil Deutschlands 
begonnen, die Häuser hinter den Fas- 
saden abzutragen? Doch Konsequen- 
zen bekam der Photograph Harald 
Hauswald schon im März 87 zu spü- 
ren: Er erhielt Hausverbot für den 
»Berliner Verlag«, den größten Zeit- 
schriftenverlag. Das Labor des Verla- 
ges ist die einzige allgemein zugängli- 
che Stelle in der DDR, in der man be- 
stimmte ausländische Filmtypen ent- 
wickeln lassen kann. Begründung für 
das Verbot: Er würde nicht im Interes- 
se der DDR arbeiten und die Photos 
anderweitig verwenden. 

Die das Betreten verbieten, sollten 



lieber lesen lernen. Zum Beispiel das 
Berlin-Buch der beiden. Etwa folgen- 
de Passage: »Und der blattgoldene 
Westen lockt. Selbst die Möglichkeit, 
total zu scheitern, reizt, wenn man 
von ihr ausgeschlossen wird.« 

Ich interviewte kürzlich Lutz Rathe- 
now zu Gorbatschow. Ob Veränderun- 
gen in der DDR in Sicht sind, eine 
größere Toleranz bei kulturpolitischen 
Richtlinien aufkommt? Er antworte- 
te: »ln den letzten Jahren sind diese 
ohnehin flexibel gehandhabt worden. 
Aber die etablierten DDR-Autoren 
blocken ab. Sic versuchen die jetzige 
Situataion zu konservieren oder so be- 
hutsam zu ändern, daß es letztlich nur 
auf Konservierung hinausläuft.« 

Seine konkreten Wünsche: »Legale 
Autorenverlage, Neugründung von 
Zeitschriften, das Recht auf Privat- 
druck. Ausgerciste Autoren müssen 
die DDR wieder besuchen dürfen und 
müssen hier verlegt werden. Reise- 
möglichkeilen sind wichtig, damit die 
Welt keine Medienwelt bleibt. 

Die Aufhebung bestimmter Geset- 
ze, die literarische Arbeiten leicht po- 
litisch kriminalisieren können. Ganz 
wichtig wäre eine Veränderung der 
Zollvorschriften. Zuviele Bücher und 
Zeitschriften werden bei der Einfuhr 
in die DDR noch beschlagnahmt. In 
den Bibliotheken müssen Sperrver- 
merke wegfallen. Die Gesellschaft 
braucht insgesamt eine viel selbstver- 
ständlichere Offenheit und Öffent- 
lichkeit!« 

Mit ihrem Buch haben Hauswald 
und Rathenow einen wesentlichen 
Beitrag dazu geleistet. 
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Giselher Schmidt: Die Grünen. Portrait 
einer alternativen Partei (= Gegenwart 
und Zeitgeschichte 10), Krefeld: Sinus, 
1986, 144 S.. DM 18,80. 

Das Buch des Journalisten Giselher 
Schmidt zeichnet ein Bild jener Partei, die 
Anfang der achtziger Jahre Hoffnungsträ- 
ger für viele, von »rechts« bis »links«, zu 
sein schien, allmählich aber immer mehr 
den Charakter einer radikalliberalen 
Sammlungsbewegung des moralisierenden 
linken Kleinbürgertums annahm. Schmidt 
beginnt mit einer aktuellen Bestandsauf- 
nahme der Zeit zwischen der Reaktorkata- 
strophe von Tschernobyl und dem Bundes- 
tagswahlkampf, gibt einen Überblick über 
Geistes-, Entstehungs- und Entwicklungs- 
geschichte der grünen Partei, bemüht sich 
um eine Charakterisierung der Hauptströ- 
mungen (von denen er insgesamt fünf aus- 
macht) und beschäftigt sich mit den pro- 
grammatischen Äußerungen der Grünen 
zu bestimmten Themenbereichen. Daß 
das ganze Buch auf gequältes Politologen- 
Chinesisch verzichtet, ist es gut lesbar und 
eine informative Einführung für alle, die 
sich mit dem Phänomen »Die Grünen« 
beschäftigen wollen. 

Doch sollen gewisse Mängel nicht ver- 
schwiegen werden, die bei einer aktuali- 
sierten Neuauflage sicherlich behoben 
werden könnten. Die kleinen Ungenauig- 
keiten, etwa bei der Darstellung der maoi- 
stischen »K-Gruppen« (die Schmidt zu 
Recht als »Brücken zwischen APO und 
den Grünen« bezeichnet), fallen dabei gar 
nicht so sehr ins Gewicht, zumal die (bis- 
her noch ungeschriebene) Geschichte die- 
ser Gruppierungen außerordentlich viel- 
schichtig und verwirrend ist. Schwerer 
wiegt vielmehr, daß Schmidt die konserva- 
tiven Wurzeln der ökologischen Bewegung 
fast völlig unterschlägt. 

Zwar zitiert er das (bei den Grünen selbst 
heftig umstrittene Buch von Maren Ma- 
non-Grisebach »Die Philosophie der Grü- 



nen«, in dem die Autorin, in der Anfang- 
sphase der Partei zeitweilig eine ihrer drei 
Bundesvorsitzenden, einige dieser konser- 
vativen Wurzeln, etwa die Philosophie 
Schopenhauers, ansprach. Andere philo- 
sophische Stränge (etwa das Werk des Phi- 
losophen Ludwig Klages, des Naturwis- 
senschaftlers Raoul Franc6 oder des 
Schriftstellers Friedrich Georg Jünger), 
die für die Konstituierung einer ökologi- 
schen Strömung im deutschen Geistesle- 
ben ausschlaggebend und im wesentlichen 
von konservativ-organischem Denken be- 
stimmt waren, benennt Schmidt leider 
nicht. Ebenso findet sich in dem Buch 
praktisch nichts über die älteren organisa- 
torischen Ansätze der ökologischen Bewe- 
gung in Deutschland, etwa die Heimat- 
schutzbewcgung des Kaiserreiches und der 
Weimarer Zeit, den bereits in den fünfzi- 
ger Jahren gegründeten »Weltbund zum 
Schutze des Lebens (WSL)«, die ökolo- 
gisch-nationalneulralistische Partei AUD 
usw. 

Erst durch eine Erhellung dieser Tenden- 
zen hätte deutlich gemacht werden kön- 
nen, daß die Grünen in ihrer heutigen 
Form mit der sehr viel älteren Ökologiebe- 
wegung nur noch sehr wenig gemein ha- 
ben, die Ttamperts, Ebermanns, Dit- 
furths, Schilys und Schoppes vielmehr in 
geschickter Weise Begriffe und Themen 
usurpiert haben, die einer völlig ande- 
ren, direkt entgegengesetzten Denktradi- 
tion entstammen. Ein wenig von dieser an- 
deren Denktradition hat sich heute noch 
bei der ÖDP Herbert Gruhls gehalten, in 
der sich vor allem enttäuschte »Ur-Grü- 
ne« aus der Gründungszeit der Partei zu- 
sammenfanden. Schmidts kurzer Ab- 
schnitt über den »Exodus der Konserva- 
tiven« greift zu kurz, um die ganze Di- 
mension (und Perfidie) der Begriffsbeset- 
zung und Begriffsverdrehung zu erfassen, 
die sich wie ein roter Faden durch die Ge- 
schichte der Grünen zieht und dem ökolo- 
gischen Gedanken in der Bundesrepublik 
zunehmend schweren Schaden zufügt. 
Sein Buch kann daher nur ein erster Ein- 
stieg in diese Thematik sein, die entschie- 
den offensiver zu behandeln wäre — der 
Ökologie zuliebe! 

Peter Bahn 



Hermann von Berg: Marxismus-Leninis- 
mus. Das Elend der halb deutschen, halb 
russischen Ideologie, Köln: Bund-Verlag, 
1986, 335 S„ geb., DM 29,80. 

Kein Buch sine ira et cum Studio. Im We- 
sten nichts Neues: Enttäuschend für 
neu- gierige Leser ist dieses Dokument 
einer Ent-Täuschung. Hier hat sich je- 
mand seine Wut vom Leib geschrieben. 
Ein Über-Vater-Mord, wobei einige Schlä- 
ge ins Leere gehen oder den Falschen 
treffen. 

Von Berg ist politisch und wissenschaft- 
lich im marxistischen Gedankengefängnis 
großgeworden. Der Professor war einst als 
Berater des DDR-Ministerpräsidenten 
Stoph zu Beginn der innerdeutschen »Ent- 
spannungspolitik« tätig. Beim »Ausbruch 



aus dem geistigen Gefängnis« geriet er in 
ein richtiges. Stand er hinter dem vom 
»Spiegel« veröffentlichten nationalen Ma- 
nifest einer SED-Opposition? 

In diesem Buch stößt er den in der DDR 
als »Klassiker« gehätschelten und vor Kri- 
tik immunisierten heiligen Marx vom 
Sockel, was aber hierzulande nicht beson- 
ders aufregend ist. Dieser habe »schamlos 
abgeschrieben«, lautet die Quintessenz 
dieser in Unkenntnis der Marxismusdis- 
kussion jenseits der DDR (von Althusser 
bis Zelen^) vom Autor noch in Mittel- 
deutschland verfaßten Anklageschrift. Als 
ob die Genialität eines Denkers nicht gera- 
de darin läge, w i e er abschreibt — und 
womit er bricht! 

Marx »Dilettantismus« vorwerfend, un- 
terlaufen dem Verfasser dilettantische Feh- 
ler (zur Korrektur vgl. Rainer Diehl: Wenn 
der Berg kreißt. Marx zur Ehrenrettung. 
In: Die Neue Gesellschaft / Frankfurter 
Hefte 7/1986, S. 650ff.). Wie Marx »le- 
benslänglich als Sozialfall existierte«, ist 
amüsant zu lesen und erinnert an den 
ebenso frommen wie verständnislosen 
Wunsch der Mutter, er hätte lieber ein 
Kapital erwerben statt schreiben sol- 
len (dazu Günter Maschkes Beitrag über 
Marx in der HR- Sendereihe »Genie und 
Geld«, die im Greno-Verlag, Nördlingen, 
in Buchform erscheinen soll). Aber das er- 
innert auch sehr an die Vorliebe für kurze 
Haare und saubere Fingernägel, die sogar 
verkniffenen Rechten die DDR insoweit 
sympathisch macht. 

Interesse verdient das Buch trotzdem — 
nicht nur wegen hinsichtlich des realen So- 
zialismus aufschlußreicher Anekdoten 
und Witzeleien (aber wer weiß, daß Prof. 
Domdey mit »Dummdey« und was mit 
RFT und SERO und A.Z. im ND gemeint 
ist?), sondern v.a. wegen Antworten auf 
die nationale Frage. Da will einer mit List 
zur Einheit (Gründung von Friedrich-List- 
Kontitees zur Initiierung einer »Volksbe- 
wegung für Frieden, Einheit und Freiheit« 
durch Friedensvertrag 1995). Die Reihe 
national orientierter — im doppelten 
Wortsinn — Professoren ist er- 
weitert! 

Noch in der DDR hoffte der Autor, seine 
»politische Heimat zukünftig in den Rei- 
hen der SPD zu finden«. Mithilfe der SPD 
kam er in die BRD, und es täte dieser Par- 
tei gut — meine ich in Kenntnis ihres In- 
nenlebens — , träfe zu, was im sozialdemo- 
kratischen »Vorwärts« über dieses Buch 
aus dem Gewerkschaftsvcrlag stand: »Von 
Berg ist von einem politischen Kaliber, das 
die deutsche Sozialdemokratie nicht über- 
sehen, nicht übergehen kann.« 

Günter Platzdasch 



Milton Lcidenberg: Rüstung und Sicher- 
heitspolitik. Sechs Studien über verhäng- 
nisvolle Entscheidungen (= Militär, Rü- 
stung, Sicherheit 38), Baden-Baden: No- 
mos. 1986, Pb.. 295 S„ DM 69,-. 

»Die entfesselte Kraft des Atoms hat alles 
verändert bis attf unsere Art zu denken: So 
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bewegen wir-uns auf eine beispiellose Ka- 
tastrophe zu«, warnte Albert Einstein 
kurz nach der Explosion der ersten Atom- 
bombe. Die Atomwaffen sind eine Her- 
ausforderung für das Überleben der ge- 
samten Menschheit. Das Zerstörungspo- 
tential der Supermächte hat heute ein 
mehrfaches »overkill« erreicht, ein »Ni- 
veau des Wahnsinns«. 

Die sechs Aufsätze des Buches »Rüstung 
und Sicherheit« enthalten, so gesehen, 
eine Botschaft des Friedens. Sie formulie- 
ren Grundeinsichten und Warnungen an 
die Welt der Nachkriegszeit, in der die 
Zahl der Waffenentwicklungen, die Verän- 
derung und Qualität des Zerstörungspo- 
tentials so rasant vorangeschritten sind, 
daß ein Stillstand nicht mehr möglich 
scheint. Nur zu halbherzig verhandeln bei- 
de Seiten, während sie kontinuierlich wei- 
tere Stationierungen vorantreiben. Selbst 
dort, wo ein quantitativer Stillstand einge- 
treten ist, wird die militärische Schlagkraft 
durch Qualitätssprünge rasant erhöht. 
Während sich die USA und spiegelbildlich 
die Sowjetunion Militarismus und Kriegs- 
vorbereitung vorwerfen, wird die Produk- 
tion strategischer Waffensysteme im 
eigenen Lande weiter angeheizt. Ein Ver- 
wirrspiel der Zahlen verschleiert die wah- 
ren Kräfteverhältnisse. Während der War- 
schauer Pakt beflissentlich schweigt, hält 
die NATO an ihrer fast 30-jährigen Tradi- 
tion fest, die darin besteht, die eigene 
Stärke herunterzuspielen und die der Ge- 
genseite zu übertreiben. Auch die Frie- 
densbewegung diente mit ihrer Desinfor- 
mation anläßlich der Debatte über den 
NATO-Doppclbcschluß nicht der Verbrei- 
tung der Wahrheit. Sie habe sich »einer 
gewaltigen Entstellung von Tatsachen 
schuldig gemacht, einer unnötigen 
Dummheit und einer Irreführung der Öf- 
fentlichkeit. die sie für ihre Ziele zu mobi- 
lisieren suchte«. 

Alles in allem ist es verständlich, daß das 
Militär vordergründig den Konsens in den 
Parlamenten herstellen möchten, um die 
Rüstungsmilliarden bewilligt zu bekom- 
men. Aber wer soll denn bei der Manipu- 
lation der Zahlen überhaupt noch beurtei- 
len können, ob das eigene Land bedroht 
ist oder nicht? Wie verhält sich der Bür- 
ger, der zu entscheiden hat, ob er den Ver- 
antwortlichen in Sachen Sicherheit noch 
trauen kann oder nicht? Wie stark sind die 
Lobbys? Und ist es nicht politisch böswil- 
lig. die eigene Verteidigungsfähigkeit her- 
untcrzuspielen und die »Russengefahr« 
hochzugaukeln? Will man vielleicht da- 
durch amerikanische Abhängigkeiten 
schaffen und mit der verabsolutierten 
Doktrin des »nuklearen Schirms« ein eige- 
nes europäisches Verteidigungskonzept 
verhindern? 

Mit vielen Fragen und auch Antworten 
wendet sich der amerikanische Wissen- 
schaftler Milton Leitenberg, der als Visi- 
ting Research Associate am Swedish In- 
stitute of International Affairs arbeitet, an 
eine breite westdeutsche Öffentlichkeit, 
die sich eingehend mit dem Thema »Rü- 



stung und Sicherheit« beschäftigen sollte. 
Das Buch ist trotz der komplizierten Sach- 
verhalte auch für Laien verständlich ge- 
schrieben. Zeitgeschichtliche Hintergrün- 
de und Entwicklungen werden durch zahl- 
reiche Zitate beleuchtet, Vorurteile zu- 
rechtgerückt. Freilich erfährt man kaum 
Neues. Die Themen Neutronenwaffe, Mit- 
telsrreckensysteme und Satellitenabwehr 
sind zu abgedroschen. Die gesamtdeutsche 
Dimension wird wie immer ausgeklam- 
mert. Einseitig wirkt auch die Kritik an 
der westlichen Sicherheitspolitik. Das 
Buch dürfte deshalb durch seinen verhält- 
nismäßig hohen Preis und die fehlende 
Aktualität in Sachen »doppelte Nullö- 
sung« eine breitere Leserschaft leider ver- 
fehlen. Ein Buch für Spezialisten? 

H.T. 



Bahumir Wongar Der Schoß. Roman aus 
Australien, a. d. Englischen v. Annemarie 
Böll (= Dialog Dritte Well 13), Bornheim: 
Lamuv, 256 S., DM 16,80. 

»Der Schoß« ist der erste Roman der Ab- 
origines, der bei uns erschienen ist. Won- 
gars Buch, das dem Leser zunächst fremd 
und hermetisch Vorkommen mag und das 
er vielleicht als Resultat modisch pseudo- 
religiöser Strömungen und Stimmungen 
deuten wird, zwingt uns auf sehr eindring- 
liche Weise, uns mit den Stammesgesetzen 
und der Mentalität eines Volkes zu befas- 
sen, das durch jahrhundertelange Unter- 
drückung. organisierte Massaker und 
Völkermord auf rund 150 000 Menschen 
dezimiert wurde. 

Seit über 50 000 Jahren leben Eingeborene 
auf dem australischen Kontinent. Wo heu- 
te Sydney steht, war einst eine ihrer zentra- 
len Kultstätten. Nur wenige Überreste sind 
noch unter dem Kanalisationsnetz erhal- 
ten. Als die Briten vor 200 Jahren Austra- 
lien »entdeckten«, gab es hier noch über 
600 verschiedene Stämme mit eigenständi- 
ger Sprache und einem unermeßlichen 
Reichtum an Kultur. Heute sind es noch 
knapp einhundert. Schnell funktioniert 
diese »Industrie des Verschwindens« gan- 
zer Völker und ihrer Kulturen — eine un- 
geheure Tragödie fast unvorstellbaren 
Ausmaßes! Der größte Teil der Menschen 
dämmert hier am Rande von Siedlungen, 
Farmen und Missionen der weißen austra- 
lischen Gesellschaft dahin, der eigenen 
Kultur entfremdet und unfähig, sich den 
»modernen« Denkweisen Wirtschaftsfor- 
men und Lcistungserwartungen anzupas- 
sen. da ihre Lebensform weder materiali- 
stisch noch individualistisch noch wettbe- 
werbsorientiert ist. 

Das Interesse an den Problemen und Tra- 
ditionen der Ureinwohner, ihren Riten, 
Gesetzen und Mythen, dem alten Glauben 
an die Traumzeit, der Lehre vom Lebens- 
kreislauf — Apokalypse, Ende und fol- 
gende Wiedergeburt — , für die in unserer 
Vorstellungswell gemeinhin kein Platz ist, 
hat in den letzten Jahren vra. durch die Ar- 
beit der »Gesellschaft für bedrohte Völ- 
ker« stark zugenommen. Aber seit mit 



dem Abbau des australischen Urans durch 
multinationale Konzerne begonnen wur- 
de, ist auch die Existenz der letzten noch 
im Busch lebenden Aborigines bedroht. 
Die systematische Zerstörung ihres Le- 
bensraumes versetzt ihne buchstäblich den 
Todesstoß. 

Jenseits distanzierter, steriler Bilder und 
exotischer Verfremdungen sind Bücher wie 
dieses Signale, die über alle Grenzen hin- 
weg verstanden werden. 

Werner Olles 



Jonathan Powis: Der Adel, Paderborn: 
Schöningh. 1986, 120 S„ DM 28,-^ 

Tausend Jahre lang beherrschte der Adel 
das gesellschaftliche und kulturelle Leben 
Europas — eine Tätsache, die Fragen her- 
ausfordert. Wodurch zeichnete sich der 
Adel aus? Was waren die Grundlagen sei- 
ner Macht? Wieso konnte diese Macht so 
lange Zeit bestehen und warum verfiel sie 
anschließend in dem relativ knappen Zeit- 
raum von noch nicht zwei Jahrhunderten 
zur fast völligen Bedeutungslosigkeit? Ist 
die Geschichte, wie der Politologe Vilfre- 
do Pareto behauptete, tatsächlich » ein 
Friedhof des Adels«! 

Der britische Historiker Jonathan Powis 
versucht in seinem 1984 auf englisch er- 
schienenen, nun auch in deutsch vorlie- 
genden Essay, diese Fragen zumindest in 
Ansätzen zu beantworten. Er geht auf Sta- 
tus, Besitz und Macht des Adels, sein 
(durchaus nicht immer spannungsfreies) 
Verhältnis zum Staat und den schließli- 
chcn Rückzug vor den Forderungen der 
neuen Zeit ein und zeichnet damit die 
Skizze einer sozialen Schicht, die durch 
ein feingesponnenes Netz familiärer Bezie- 
hungen zusammengehalten und lange ge- 
sichert wurde. Jahrhunderte hindurch 
entwickelte und pflegte diese Schicht ihren 
eigenen Kultur- und Lebensstil. Aufklä- 
rung und Moderne brachten eine Verände- 
rung der ökonomischen und schließlich 
der politischen Rahmenbedingungen: Die 
Berufung »von Natur aus«, das Grund- 
prinzip adeligen Daseins, wurde abgelöst 
durch die allgemeine Käuflichkeit von 
Führungsrollen und die Übertragung des 
kaufmännischen Prinzips auf alle Berei- 
che des Lebens. Powis: »Die Herrschaft 
der gentlemen sollte von der Herrschaft 
der Fabrikanten und Unternehmer abge- 
löst werden.« 

Auch wenn man weit davon entfernt ist, 
den vom Adel geprägten Strukturen der 
Feudalzeit nachzutrauern und um die Rol- 
le von »decadancc« und Inzucht beim 
Niedergang der Adelskultur weiß, wird 
man Powis’ Darstellung einen wahren 
Kern nicht absprechen können. Insofern 
leistet das Buch nicht nur einen lesenswer- 
ten, intelligent geschriebenen und infor- 
mativen Beitrag zur europäischen Eliten- 
forschung, sondern gibt zugleich zivilisa- 
tionskritische Denkanstöße, die weit über 
das eigentliche Thema hinausweisen. 

Peter Bahn 
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Zeitschriftenschau 

In der französischen Wochenzeitschrift 
»Le Nouvel Observatcur« vom 3. — 9. 
April 1987 tritt Jürgen Habermas der For- 
derung nach einem westdeutschen NATO- 
Austritt und einer »Entwestlichung« der 
Bundesrepublik vehement entgegen. Ein 
» Deutschland als Land der Milte zwischen 
Orient und Okzident, zwischen Kapitalis- 
mus und Kommunismus« erinnert ihn »an 
nur zu bekannte deutsche Obsessionen, 
die von Hölderlin bis zu Heidegger gehen 
...« Habermas setzt dagegen auf eine Ver- 
stärkung der Verwestlichung Deutsch- 
lands, »so wie sie seit 1945 betrieben 
wird«. Und weiter: »Wenn ich junge Leute 
höre, die von 'Entwestlichung' reden, 
macht mich das krank.« 

Was unterscheidet Jürgen Habermas 
aus deutschlandpolitischer Sicht eigent- 
lich vom ehemaligen »Kanzler der Alliier- 
ten« und seinem heutigen Enkel ?? 

In der Tageszeitung »Die Welt« vom 27. 
März 1987 polemisiert Peter Glotz »Wider 
den Fundamentalismus von rechts und 
links«, ln dieser Antwort auf »eine schein- 
bar umfassende Situationsanalyse der 
Bundesrepublik « von Kanzler Kohl cha- 
rakterisiert Glotz die grüne Partei völlig 
korrekt als »radikal-liberale, pazifistische, 
auf manchen Politikfeldern ideenreiche ; 
auf anderen wieder wirre und unkonzep- 
tionelle Halbpartei auf bürgerlicher Klas- 
sengrundlage«. Glotz weiter: »Wir Sozial- 
demokraten machen deutlich Front gegen 
grüne Funktionäre, die im Gewände einer 
Umweltschulzpartei eine neue kommuni- 
stische Organisation aufbauen wollen.« 
Nach dieser erstaunlichen Erleuchtung 
kommt er fix zu seinem eigentlichen The- 
ma und läßt »die Schreckensmänner des 
rechten Fundamentalismus aufmarschie- 
ren •: Gau weiter, Ibdenhöfer, Abelein, 
Hupka oder Lorenz Niegel ...«, wobei sei- 
ne allergrößte Sorge zu sein scheint: 
»wenn Kohl so weitermacht, werden wir 
rechts von der Union eine populistische 
Bauern- oder Vertriebenenparlei mit ei- 
nem Volkstribun wie Franz Schönhuber 
an der Spitze bekommen.« 

In einem Beitrag »Raus aus der politi- 
schen Kraft der Mitte! Bemerkungen zur 
Kritik der neokonservativen Geschichts- 
politik« stellt Eike Hennig fest, »daß ein 
linker und demokratischer Faschismusdis- 
kurs kaum nennenswerte Beiträge zu ak- 
tuellen Fragen des Neokonservatismus, 
des Rechtspopulismus, der Neuen Rechten 
... liefert. Kritische Faschismusanalyse 
zieht sich zumeist auf sterile 'sowjetmarxi- 
stische' Beschwörungsformeln und ver- 
säulte Wirkungsbereiche — beispielsweise 
in teilen der gewerkschaftlichen Bildungs- 
arbeit — ohne öffentlich spürbare Publi- 
kumswirksamkeit zurück.« 

Zu lesen ist Hennings Aufsatz in Nr. 
3/1987 der »Gewerkschaftlichen Monats- 
hefte« (Bund-Verlag. 5000 Köln 90, Post- 
fach 900 840). Das Heft steht unter dem 
Leitthema »Entsorgung der Geschichte?« 
und läßt neben dem schon Zitierten noch 
Dan Diner, Hans Mommscn, Harry 



Pross, Detlev J.K. Peukerl u.a. zu Wort 
kommen. 

Die in Berlin erscheinende exilpolnische 
Literaturzeitschrift »Archipelag« steht 
kurz vor dem finanziellen Zusammen- 
bruch. Obwohl Herausgeber und Mitar- 
beiter seit Monaten auf ihre Honorare 
verzichten, wird voraussichtlich nur noch 
eine Nummer erscheinen können. Das En- 
de der Zeitschrift würde für die junge pol- 
nische Exil-Literatur, die nach dem Verbot 
von Solidarnosc v.a. in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine Heimat fand, einen 
schweren Verlust bedeuten. Möglicherwei- 
se könnten Solidaritätsabonnements (Jah- 
resabonnement DM 100,— für zwölf Hef- 
te; Wilhelmsruher Damm, 1000 Berlin 36) 
die Zeitschrift noch einmal retten. 

Über den besonderen »Klassenauftrag« 
der Grenztruppen der DDR schreibt Tho- 
mas Korn in der Nr. 2/1987 der Zeitschrift 
»Christen drüben« (c/o Brüsewitz-Zen- 
trum. Karl-BartJi-Straße 7, 5300 Bonn 1): 
»Menschenjagd im Namen des 'sozialisti- 
schen Humanismus l<. Nahezu 200 Men- 
schen sind seit 1961 bei dem Versuch, von 
Deutschland-Ost nach Deutschland-West 
zu gelangen, von den DDR-Grenztruppen 
getötet worden. Die Erschießung eines po- 
tentiellen Flüchtlings zieht in aller Regel 
eine Beförderung und zusätzlich eine 
Geld- oder Sachspende sowie die Verlei- 
hung eines Ordens nach sich. »Wer diesen 
‘Abschußorden' ... in der Öffentlichkeit 
trügt, kann nicht der Achtung, sondern 
insgeheimer Verachtung seitens der Bevöl- 
kerung sicher sein.« Soldaten, die nicht 
von der Schußwaffe Gebrauch machen, 
werden mit bis zu 15 Monaten Haft im Mi- 
litärgefängnis Neubrandenburg bestraft. 
Zum 40. Jahrestag der Grenztruppen be- 
zeichnete SED-Chef Erich Honecker die 
Arbeit der etwa 50 000 Mann umfassen- 
den Grenzkommandos wörtlich als 
»Dienst am Frieden«. 

Über »Sowjetische Gäste bei den Ham- 
burger Burschenschaften« berichtete die 
»Frankfurter Allgemeine Zeitung« in ihrer 
Ausgabe vom 29. Juni 1987 Zum Thema 
»175 Jahre Konvention von Tauroggen« 
sprachen u.a. der Bonner Botschaftssekre- 
tär und Presseattache Akwiljanow und 
das Mitglied der Moskauer Akademie für 
Wissenschaften Fedossow, der z.Zt. als 
Gastdozent im Ruhrgebiet tätig ist. Dieser 
wies in seinem Korreferat darauf hin, daß 
die »tausendjährige Geschichte deutsch- 
russischen Zusammenwirkens« nur 22 
Kriegsjahre einschlicße, also weit mehr 
durch Kooperation als durch Konfronta- 
tion geprägt gewesen sei. Die Vorstellung 
eines neutralen und wiedervereinigten 
Deutschland bezeichncte Fedossow als 
»derzeit utopisch«. Trotz dieser sehr vor- 
sichtigen und differenzierten Aussage ist 
schon der Auftritt eines sowjetischen Di- 
plomaten und eines sowjetischen Histori- 
kers auf dem Forum des konservativen 
Dachverbands der Deutschen Burschen- 
schaften ungewöhnlich und bemerkens- 
wert, gerade auch im Hinblick auf die in 
der Bundesrepublik seit längerem geführte 
Neutralismus- und Wiedervereinigungs- 
debatte. 



Zum Thema Aids, dem derzeitigen Lieb- 
lingskind der westdeutschen Skandal- und 
Regenbogenpresse, hat Prof. Dr. Alexan- 
der Schüller vom Institut für soziale Medi- 
zin an der FU Berlin in einem 
umfassenden Leserbrief in der FAZ vom 
10.4.1987 in einer Art und Weise Stellung 
genommen, wie man sie bislang hier noch 
nicht vernommen hat. U.a. schreibt er: 

»Wenn es so weitergeht, wird es weiter- 
gehen.' mit der epidemieartigen Verbrei- 
tung von Aids. Die Lösung liegt nicht in 
einer Wunderdroge oder in bunten Kondo- 
men, sondern in einer radikalen Verände- 
rung der Verhaltensmuster — und damit 
unserer Moral, unserer gesamten permissi- 
ven Kultur. Sexuelle Freiheit mag eine 
schöne Sache sein, aber zu einer Zeit, wo 
auf ihr die Todesstrafe steht, ist sie nur be- 
dingt empfehlenswert. Wir haben usn dar- 
an gewöhnt, Libertinage als Bürgerrecht, 
als quasi einklagbaren Zustand, als sozial- 
staatlich garantierte Lebensqualität zu 
verstehen. Das ist der Kern des Problems. 
Davon müssen wir weg, endgültig und 
vollständig. Nicht als moralische, aber als 
Überlebenskategorie ist Abstinenz zum 
Imperativ unserer Kultur geworden. Nur 
haben es die Wissenschaftler, die Politiker 
und selbst die Betroffenen noch gar nicht 
gemerkt.« 

Solche, dem liberalistischen Zeitgeist 
entgegenstehenden Bemerkungen gehören 
den Süßmuths, Finkes und Haberles 
ins gesundheitspolitische Stammbuch ge- 
schrieben. Nicht alles, was aus den bayri- 
schen Bergen kommt, ist von vornherein 
als Gaudi abzutun. Das Thema wird mit 
ziemlicher Sicherheit in den nächsten Jah- 
ren nicht nur Wahlkämpfe bestimmen, 
sondern auch entscheiden. Darauf sollte 
man sich vorbereiten. 

Über »Das Bündnisverhalten der Grünen 
im außerparlamentarischen Raum« be- 
richtet Jürgen Wehl in der Wochenzeitung 
»Rheinischer Merkur / Christ und Well« 
vom 17. April 1987: »Ständig Siege, doch 
der Frust bleibt.« Es heißt dort u.a.: »So 
saßen die Grünen kürzlich in Oberhausen 
bei einer linken Stahlkonferenz mit Funk- 
tionären aus drei DKPKreisverbänden zu- 
sammen und überlegten Formen der 
Zusammenarbeit. In der 'Aktion Mutter- 
tag', die extrem liberule Abtreibungsregeln 
wünscht, arbeiten Grüne mit verschiede- 
nen K-Gruppen, Melitta Walter von ‘Pro 
Familia ' (!) und SPD-Linken zusammen.« 
Auch andere grüne Merkwürdigkeiten las- 
sen für die Zukunft nichts Gutes ahnen: 
»Ein Mitarbeiter der grünen Stadt rats- 
fraktion (in Bonn; d.Red.) zeichnete mit- 
verantwortlich für eine Fragebogenaktion, 
mit der Schüler von Gymnasien zu Anga- 
ben über rechtsradikale Äußerungen ihrer 
Lehrer bewogen werden sollten. 'Wie im 
Dritten Reich', knurrte ein Oberstudien- 
rat. Die Aktion der Grünen, die ja sonst 
gegen die Volkszählung kämpfen, platzte, 
die Täter zeigten sich 'sehr erstaunt'. Es 
war ihnen nicht in den Sinn gekommen, 
daß sie totalitäre Mittel gutgeheißen hat- 
ten.« 

WA 
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Herbert Ammon / Theodor Schweis- 
furth: Friedensvertrag — Deutsche 
Konföderation — Europäisches Si- 
cherheitssystem. Denkschrift zur Ver- 
wirklichung einer europäischen Frie- 
densordnung. Vorwort von Alfred 
Mechtersheimer, Starnberg: ibf, 1985, 
95 S., hart., DM 9,60. 

Diese Denkschrift wird vielleicht ein- 
mal ein Meilenstein auf dem steinigen 
Weg deutscher Politik sein. Gewiß ist 
sie der bisher wichtigste Versuch, die 
von der Friedensbewegung aufgewor- 
fenen Fragen mit substantiellen Vor- 
schlägen zu beantworten. Die Heraus- 
geber artikulieren einen neuen politi- 
schen Willen, der außerhalb der eta- 
blierten Politik heranwächst. Die For- 
derung nach einem Friedensvertrag ist 
ungeachtet des materiellen Gehalts 
deshalb populär, weil immer mehr 
Menschen die Fremdbestimmung der 
deutschen Politik ablehnen. Die Ent- 
stehung dieser Schrift in einem inten- 
siven Diskussionsprozeß an der Basis 
legitimiert sie als einen Auslöser und 
gewichtigen Beitrag einer überfälligen 
Diskussion. 

Bernard Willms: Die Deutsche Na- 
tion. Theorie — Lage — Zukunft, 
Tübingen: Hohenrain, 324 S., geb., 
DM 38,—. 

»Die Nation ist als die alles Denken 
begründende Wirklichkeit aufzufassen 
und zu erfassen.« Diesen grundlegen- 
den Leitsatz begründet der Bochumer 
Politikphilosoph anknüpfend an den 
deutschen Idealismus von Kant, Fich- 
te und Hegel. Er schildert Möglichkei- 
ten der Deutschen sowie die Notwen- 
digkeit einer nationalen deutschen Po- 
litik. 

Günter Gaus: Wo Deutschland liegt, 
Hamburg: Hoffmann und Campe, 
1983, 288 S., geb., DM 29,80. 

Frage an Günter Gaus, als er im Ja- 
nuar 1981 nach 6 1/2 Jahren von sei- 
nem Posten in der DDR Abschied 
nahm: »Gibt es irgendein Motto, eine 
Erkenntnis, einen Satz den Sie den 
beiderlei Deutschen ins Stammbuch 
schreiben wollen?« Antwort: » Bei 
einem der Besuche, die meine Frau 
und ich im Goethe-Haus zu Weimar 
gemacht haben, hat ein anderer Besu- 
cher, ein DDR-Bürger, meiner Frau 
ein Blatt des berühmten, einst von 
Goethe gepflegten Ginkgo-Baumes 
geschenkt. Dazu rezitierte er aus 
Goethes Gedicht im 'West-Östlichen 



Divan' über die merkwürdig zusam- 
mengewachsenen Blätter des Ginkgo- 
Baumes: 

Ist es ein lebendig Wesen, 

Das sich in sich selbst getrennt? 
Sind es zwei, die sich erlesen, 

Daß man sie als eines kennt? 

Solche Fragen zu erwidern, 

Fand ich wohl den rechten Sinn: 
Fühlst Du nicht an meinen Liedern, 
Daß ich eins und doppelt bin?« 

Eine Antwort und ein Buch, die nach- 
denklich machen. 



Wieder verfügbar: 

Otto-Ernst Schüddekopf: 
Nationalbolschewismus in 
Deutschland 1918-1933, 

DM 9,80. 

Diese Studie über die mannigfa- 
chen Kontakte des revolutionären 
Nationalismus mit dem Kommu- 
nismus in der Epoche der Weimarer 
Republik gibt einen Beitrag zur Ge- 
schichte der Entstehung der Krisen 
und der Auflösung dieses deut- 
schen Staates. 

Postdam und Moskau als die Anti- 
poden Weimars: auf diese Formel 
kann man das Thema dieser Unter- 
suchung bringen. 



Henning Eichberg: Nationale Identi- 
tät. Entfremdung und nationale Frage 
ln der Industriegesellschaft, Mün- 
chen: Langen Müller, 1978, kl., 192 
S., DM 9,80. 

Eichbergs Buch muß zu den Klassi- 
kern der Literatur gerechnet werden, 
die das Problem der menschlichen 
Entfremdung im Zugriff der moder- 
nen Massengesellschaften erkannten 
und aufzuarbeiten suchten. Der groß- 
angelegten Gleichschaltung und da- 
mit verbunden der Entfremdung der 
Menschen setzt Eichberg sein Modell 
der nationalen Identität entgegen. 
Seine Position des Ethnopluralismus 
ist eine humanistische, der Autor 
selbst ein Verteidiger der Eigenheiten 
und Eigenarten der Völker. Sein Geg- 
ner: der Universalismus, dessen Ziel 
es ist, Menschen und Völker auf einer 
vorbestimmten Norm zu nivellieren. 



Sigmar Faust: Ich will hier raus, Ber- 
lin: Klaus Guhl, 1983, kt., 279 S., 
DM 24,80. 

Hier bietet sich dem Leser eine Samm- 
lung von Geschichten, Dokumenten, 
Gedichten, Zitaten und Berichten, die 
schlagartig die Biographie einer gan- 
zen Generation aufhellt: der jungen 
Generation in jenem zweiten deut- 
schen Staat, dessen Gewaltige bis zur 
Stunde stereotyp vorgeben, am 7. Ok- 
tober 1949 einer 'Deutschen Demo- 
kratischen Republik* zum blühenden 
Leben verholfen zu haben. Faust weiß, 
wovon er schreibt, seine Forderung ist 
zugleich der Wunsch nach einem an- 
deren Deutschland, als es derzeit exi- 
stiert. Ein Freiheits-Zeugnis, das an- 
dere aufschrecken und anstiften 
möchte zur Realisierung eines demo- 
kratischen und freien Deutschlands. 

Wolfgang Venohr (Hrsg.): Ohne 

Deutschland geht es nicht. 7 Autoren 
zur Lage der deutschen Nation, 
Krefeld: Sinus, 1984, Pb., 230 S., 
DM 25,—. 

Der bekannte Schriftsteller Wolfgang 
Venohr legt gemeinsam mit seinen Ko- 
autoren in dem vorliegenden Band 
eine politische Kampfschrift vor. 

Wolfgang Venohr / Hellmut Diwald / 
Sebastian Haffner Dokumente deut- 
schen Daseins 1445—1945. 500 Jahre 
deutsche Nationalgeschichte, Krefeld: 
Sinus, 1983, Pb., 308 S., DM 28,—. 

Geschichte als Drama und Disputa- 
tion zugleich, geboten von drei promi- 
nenten Autoren wie auf einer Schau- 
bühne: Während Wolfgang Venohr 
mit schneller Hand die Kulissen von 
Szene zu Szene wechselt, sitzen sich 
die beiden Disputanten Sebastian 
Haffner und Hellmut Diwald gegen- 
über, um jeweils die Fragen nach dem 
Sinn des historischen Geschehens zu 
stellen und kontrovers nach Antwor- 
ten zu suchen. »Vielleicht kann man in 
diesem Textband ein Geschichtsbuch 
sehen, wie man es sich eines Tages in 
einem vereinten Deutschland denken 
könnte, ln diesem Sinne werden 500 
Jahre deutscher Nationalgeschichte 
dokumentiert. Und zwar so, daß jeder 
sie verstehen kann ; wie es sich in unse- 
re Zeit gehört. Der Autor wünscht, daß 
diese Publikation der revolutionären 
Sache des deutschen Volkes, sprich : 
der EINHEIT Deutschlands diene« — 
so Wolfgang Venohr im Vorwort. 
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Drei bekannte Autoren — Wolfgang 
Venohr, Hellmut Diwald und Sebastian 
Haffner — erzählen und diskutieren 500 
Jahre Deutsche Nationalgeschichte in 
einem ständigen Pro und Contra. Wer die- 
sem spannenden geistigen Schlagabtausch 
aufmerksam folgt, weiß mehr über die Ge- 
schichte seines Volkes. Die Quintessenz 
dieses spannenden „Kreuzverhörs": Der 
Kampf um die deutsche Einheit geht wei- 
ter; er ist von höchster Aktualität. Viel- 
leicht kann man in diesem Textband ein 
Geschichtsbuch sehen, wie man es sich 
eines Tages in einem vereinten Deutsch- 
land denken könnte. 



Gemeinsam mit seinen Koautoren (Hellmut 
Diwald, Wolf Schenke, Harald Rüddenklau, 
Carl Friedrich Ponn, Horst Groepper, Wolf- 
gang Seiffert) legt der Schriftsteller Wolf- 
gang Venohr in dem vorliegenden Band 
OHNE DEUTSCHLAND GEHT ES NICHT 
eine politische Kampf Schrift vor. Es geht 
um die Frage, wie die Einheit Deutschlands 
in Frieden und Freiheit zu erreichen ist. 
Wolfgang Venohr schlägt hierzu einen de- 
taillierten Stufenplan mittels der KONFÖ- 
DERATION DEUTSCHLAND vor. Venohrs 
Ansatz wird Publizistik und Politik mit 
Sicherheit stark beschäftigen. 
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